Ale voganftalten nehmen Benelung auf diefed Blatt 
en, für Breslau die Expedition der Breslauer Beitung, 
Herrenſtraße Nr. 20. . 
Jnſerttens Gebühr für den Raum einer ſechsthelligen 
etitzeile 11 Sgr. 
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Te legraphiſche Korreſpondenz 
für politiſche Nachrichten und Fonds ⸗Courſe. 

Paris, 21. Auguſt. In Wiesbaden hegt man den 
Gedanken an Veränderung der präſtdentiellen Gewalt 
und Apell an das Volk. 

In Beſaugon fand bei der Anweſenheit Napoleons 
eine feindſelige Demonſtration ſtatt, die durch Militär: 
gewalt gedämpft wurde. Der Präſident iſt, Colmar 
paffirend, nach Straßburg abgegangen. Dort fanden 
mehrere Verhaftungen ſtatt. 

30% 58. 35. 5%, 97, 05. 

Hamburg, 22. Auguft. Vom 1. September ab 
tritt das Herzogthum Schleswig bis zur Eider in däni⸗ 
ſchen Zollkomplex. 

Hamburg, 22. Auguſt. Berlin⸗Hamburger 89 ¼ . Kölns 
40% %, Magdeburg⸗Wittenberge 57%,. Nordbahn 

Frankfurt a. M., 22. Aug. Nordbahn 43 Y,. 4 ½ % Metall. 
7% 5% Metal. 82 ¼. Aktien 1208. Spanier 
32 1 Looſe 32%. Kurheſſiſche Looſe 32%. 
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Turin, 19. Auguſt. Pinelli ſoll als außerordeutli⸗ 

cher Geſandter nach Rom reiſen. 

ambery, 12. Auguſt. Felix Pyat, franzöfiſcher 
Nepräſentant, ift vorgeſtern in Aix les Bains in Folge 
eines Intendanzbefehles verhaftet, geſtern in das hieſige 
Arreſthaus gebracht und nach Beſchlagnahme ſeiner Pa⸗ 
piere wieder in Freiheit geſetzt worden. 

Neapel, 14. Auguſt. In mehreren Orten Kala⸗ 
briens fielen politiſche Demonſtrationen vor; mehrere 
Individuen wurden verhaftet, jedoch ſogleich wieder in 
Freiheit geſetzt, da Nunziante erklärte, daß der Nuf: 
„Es lebe der König mit der Konſtitution!“ kein Ver⸗ 
brechen ſei. 


Ueberſicht. * 

Breslau, 23. Auguſt. Die Nachrichten über die mögliche Löſung 
der deutſchen Wirren, namentlich der Differenzen zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen, verwirren ſich immer mehr zu einem bunten Knäuel, ſo 
daß man das Rechte unmöglich herausfinden kann. Die Einen be⸗ 
richten: Preußen werde ſtandhaft auf der Union oder dem Bundesſtaate 

die Andern behaupten das Gegentheil. Jene melden: 
Bar. fei einer Verſtändigung mit Oeſterreich nahe; dieſe meinen: die 

digung ſei bereits herbeigeführt, Preußen habe unter Vorbehal⸗ 
ten in die Beſchickung des Bundestages gewilligt (dies meldet mit Be: 
ſtimmtheit die neueſte Augsb. Allg. 3.) Mit einem Worte, die Nach⸗ 
richten kreuzen ſich nach allen Richtungen, und bei all dieſer Verwir⸗ 
rung kommt uns von Berlin kein offizieller Fingerzeig, der den rechten 
Weg andeutete, alles iſt dort geheimnißvoll, dunkel und ſtill. Doch 
auch da muß es endlich Tag werden, möchte die kommende Aufklärung 
eine erfreuliche ſein. 

Neuere Berichte aus Berlin melden: daß Preußen für das Schieds⸗ 
gericht, welches in Betreff des Durchmarſches durch Mainz entſchei⸗ 
den ſoll, nicht Koburg, ſondern Oldenburg vorgeſchlagen habe. — 
Andere Berichte behaupten, daß in den bis jetzt abgehaltenen Miniſter⸗ 
Konferenzen noch ketne definitiven Beſchlüſſe in Betreff der Diffe⸗ 
renzen mit Oeſterreich gefaßt worden ſeien. Dieſelben Berichte find 
auch des Glaubens: Preußen wolle einen Fürſtenkongreß zur Lö 
ſung der deutſchen Wirren vorſchlagen. — Von Wien follen unerwar⸗ 
teter Weiſe neue Depeſchen eingetroffen ſein, welche eine ſofortige 
Zuſammenberufung des Miniſterrathes zur Folge hatten. — Der Prinz 
von Preußen iſt nach dem Rheine abgereiſt. — In Barmen finden 
Arbeitsverweigerungen ſtatt. N 

Nach einer Meldung aus Frankfurt a. M. wird der 

Rath“ ſchon am 1. September zufammentreten. 
Prinz Adalbert von Preußen inſpicirte in Karlsruhe am 19. die 
preußiſche Artillerie. — Das ſechſte badiſche Bataillon erwartet jede 
Stunde die Marſchordre nach Preußen; das Gepäck iſt bereits 
den Spebiteuren übergeben. g 

Nach amtlicher Anzeige wird General Wrangel in Schwerin ein⸗ 
treffen, um das Kontingent zu inſpiziren, welches Mecklenburg⸗Schwe⸗ 
ein laut der Militärs Konvention mit Preußen zu ſtellen hat. 

Die Nachricht von einem Miniſtet⸗Wechſel in Kaſſel iſt wahrſchein⸗ 
lich eine voreilige. ! 

In Oarmſtadt werden die Kammern wahrſcheinlich Mitte künfti⸗ 
gen Monats zuſammentreten. ö 

Der däniſche Geſandte hat dieſer Tage zu Dresden die Anſicht 
geäußert, daß nur durch die Konftituirung eines verfaſſungsmaßigen 
diutſchen Bundes: Organs die ſchleswig⸗ holſtetniſche Angelegenheit defi: 
wert „geordnet werden könne, ohne daß die „wenig wünſchens⸗ 
die dang Gan tervention einer andern Macht flattfinden, und ohne daß 

unſere ei Waffen in Holftein angewendet werden dürfen. 
nen Operationen egefprogene Vermuthung, daß die wieder 3 
Stlüſchwelgens wers Oleawig-holſteinſchen Armee Wrfade de 

0 ren, welche alle Blätter und Briefe aus jener Ge: 

gend beobachteten, — wird 10 Der Nat. Zig. wird aus 
Altona gemeldet, daß di a 

begonnen haben, daß abe, Operationen des bolſteiniſchen Heeres zwar 

9 Der aus leicht begreiflichen Gründen hierüber 


nichts gemeldet werden dürfe. Di ten au 
heute alle Blätter und re m . 


Bei Riga befindet ſich en ruffif 
welche zur Einſchiffung ne * 
Feier des 2:jährigen Regierungs⸗Jubilcumg des re iſers 
. eee getroffen. 2 ruſſiſchen Ka 

Das Ende der Reſſe ſcheint für den Peaſtdenten von Frank- 
reich nicht fo erfreut auszufallen, als hen Anfang. Er iſt über Be: 
fancon. und Colmar nach Straf ve abgegangen. Die tele⸗ 
graphischen Nachrichten ſprechen von feindſeltgen Demenſtratlonen und 
erg wovon jedoch die Beſtätigzung erſt asgewartet wer⸗ 
den muß. 

— ꝓ—ꝓ6 
| Breslau, 23. Auguſt. - 

Der Stillſtand der Waffen in den Herzogthuͤmern ſcheint auch 
auf den werkthätigen Ausdruck der nationalen Sympathien eine 
etwas lähmende Wirkung geübt zu haben. 

Wie wenig Poſitives aber auch geſchehen fein mag, um der 

9 9 l 
Begeisterung füt dieſe letzte nationale Sache eine erhöhte 


„engere 


f Sonnabend den 24. Auguſt 


Schwungkraft zu verleihen: immer bleibt der biutgehlingte Bo⸗ 


Wenn die Diplomatie der Großmächte Schleswig⸗Holſtein wie⸗ 


den von Schleswig⸗Holſtein noch der einzige Fleck auf dem wei- der in ihren Netzen zu fangen vermag, dann allerdings iſt fein 


ten Gebiete des Vaterlandes, aus welchem das Auge des Pa⸗ 
trioten einige Erfriſchung und Kräftigung zu ſaugen vermag. 
Das gott: und volksvergeſſene Treiben unferer deutſchen Diplo: 
matie hat einen ſolchen Grad von Widerwärtigkeit erreicht, daß 
wir am liebſten ihm ganz den Rücken kehren möchten, wäre es 
nicht die Zukunft des Vaterlandes und die Ehre der Nation, 
welche die diplomatiſchen Taſchenkünſtler im heilloſen Würfelſpiel 
zu vergeuden und zu verrathen drohen. Aber je größer das 
Widerſtreben iſt, mit dem wir die Fäden der in Frankfurt und 
Wien angezettelten und zwiſchen den deutſchen und außerdeut⸗ 
ſchen Höfen geſponnenen Intriguen verfolgen, deſto reiner darf 
die Theilnahme ſein, mit der wir den weitern Entwickelungen 
des Volkskampfes an unſern Nordmarken entgegenſehen. Dort 
wird ja noch um die einzige Sache geſtritten, die nicht ein In⸗ 
tereſſe der Fürſten, ſondern die eigenſte Angelegenheit des Volkes 
iſt, dort iſt ja noch der einzige ſchmale Landſtrich, wo die deut⸗ 
ſchen Fahnen wehen, wo die Frage: ob es ein Deutſchland und 
eine deutſche Nation giebt? noch nicht verneinend entſchleden iſt, 
dort ruht ja noch der einzige Punkt, auf welchen der Hebel des 
National⸗Bewußtſeins ſich vielleicht noch einmal zur Erhebung 
der ganzen Nation ſtützen kann, wenn nicht unſer Todesurtheil 
unwidertuflich in den Sternen geſchrieben ſteht. 

Wir glauben nicht, daß die Geſinnungen des deutſchen Volkes 
für Schleswig⸗Holſtein ſich ſeit dem letzten entſcheidenden Kampfe 
geändert haben, aber wir können es uns auch nicht verhehlen, 
daß der thätige Ausdruck derſelben merklich ſchwächer geworden 
ift. So betrübend das aber auch fein mag, fo müſſen wir es 
doch natürlich finden. 

Die ſyſtematiſch erzeugte Ermattung unſeres Volkes iſt fo 
groß, daß es der ganzen erſchütternden Wichtigkeit des neu aus⸗ 
brechenden Kampfes, der lebendigſten Veranſchaulichung der tiefen 
Unehre bedurfte, welche in der Preisgebung der Herzogthümer 
ſeitens Deutſchlands liegt, um das niedergedrückte Nationalgefühl 
wieder zu einiger Lebensbethätigung aufzuſtacheln. 

Die lange Waffenruhe, durch einzelne unbedeutende Kämpfe 
nur ſpärlich unterbrochen, die Ungewißheit über die innern Zu⸗ 
ſtände, Stimmungen und Abſichten in den Herzogthümern, er⸗ 
dichtete oder entſtellte Gerüchte, welche in ſolchen Zeiten der 
Kriſe eben fo leicht entſtehen als geglaubt werden, die immer 
mehr ſchwindende Hoffnung auf einen nahen glücklichen Ausgang 
des Kampfes, ja ſogar die allmälige Gewöhnung an jenen, wie 
es ſcheint, unabwendbaren Zuſtand der Ohnmacht und der Unehre, 
in welchem Deutſchland durch ſeine Diplomaten gehalten wird: 
das Alles find Urſachen, deren naturgemäße niederdrückende Wir⸗ 
— die Volksſtimmung ſich nur beklagen, nicht abwen⸗ 
en läßt. 

Dieſen Urſachen mag es denn auch zuzuſchreiben fein, daß 
auch in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache der erſte thatkräftige 
Schmerz einem reſignitten bittern Unmuth gewichen, daß die 
thätige Unterftügung der Herzogthümer nicht mit dem Maße 
ihrer Bedürfniſſe geſtiegen, ſondern im umgekehrten Verhältniß 
gefallen iſt. 

Was aber die Stimmung der Maſſe natürlich und 
macht, darf kein Einzelner für ſich als Entſchuldigung anführen. 
Und ſo möchten wir von Neuem die nicht erloſchenen aber theil⸗ 
weiſe ruhenden Sympachien zu erneuerter und erhöhter Berhäti- 
gung aufrufen, von Neuem die Aufmerkſamkeit auf jenes Land 
des Schmerzes und — der Hoffnung lenken. 


„Es geht hier auf die Neige.“ fübrieb neulich ein Koresfpons 
dent der „Deutſchen Reform“ aus Rendsburg und entwarf fo’ 
dann ein trauriges Blld der Schwäche und der Entmuthigung 
in den Herzogthümern. Nur zu natütuch, daß jener Ruf der 
Verzweiflung aus der Mitte des Volksſtammes, deſſen Muth 
und Seldſtvertrauen bisher noch nie gewankt hatte, auch ander⸗ 
wärts die lezten Reſte der Hoffnung vernichten und die Arme 
lähmen mußte, welche vielleicht eben noch im Begriff ſtanden, 
für die nun verloren gegebene Sache ſich zu erheben. 

Aber mögen nun die erſchlafften Hände von Neuem ſich er⸗ 
heben! Jener Ruf der Verzweiflung iſt ein falſches Feldgeſchrei 
geweſen, und welcher Glauben ihm beizumeſſen, mag daraus 
entnommen werden, daß der Verfaſſer jenes Schreibens ein kaiſer⸗ 
lich königlicher Journaliſt iſt, welcher die „Deueſche Reform“ 
und den Wiener „Lloyd“ gleichzeitig mit ſeinen Berichten ver⸗ 
orgt und gerade jenen entmuthigenden Rückzugsmarſch in beiden 
Blättern gleichzeitig und faſt gleichlautend mit haſtigem Eifer 
aufgeſpielt hat. Wie norddeutſche Blätter berichten, iſt der⸗ 
ſelde von den holſteiniſchen Behörden ſelbſt zur Rechenſchaft 
gezogen worden und hat feine wahrheits widrigen Bes 
richte durch die Abſicht der Erregung einer größern Theilnahme 
in Deutſchland und der Täuſchung der Dänen entſchuldigt. Alle 
andern Nachrichten ſtimmen darin überein, daß der Muth und 
das Selbſtvertrauen der Schleswig ⸗Holſteiner in ungeſchwächter 
Kraft fortbeſtehen. Wer aber Muth und Hoffnung verliert, weil 
nicht täglich Berichte von Schlachten und Siegen einlaufen, der 
möge nur die Geſchichte aller Kriege durchleſen, um ſich zu über⸗ 
zeugen, daß die Waffenruhe, welche das ſchleswig⸗ holſteiniſche 
a 2 Gan Henn Schlage bei Idſtedt zu neuer 1 
gun ng b en verhältnißmä e 
er Sab er 8 hat, ein hältnißmäßig 


„Aber wenn auch dle Herzogthümer fiegen ſollten“, hören wir 
faſt allerwärts uns einwerfen, „werden fie nicht auch nach dem 
Siege in die Netze der Großmächte fallen und zu Grunde gehen?” 

Wir dürfen kaum zweifeln, daß die bejahende Antwort auf 
dieſe Frage den freudigen und thatkräftigen Eifer vieler, ſehr 
vieler Freunde der Herzogthümer erkaltet und die Bereitwilligkeit 
zu Opfern ſchwächt, an deren Erfolg der Glaube fehlt. 

Aber ſind wir denn auch nur berechtigt, jene Frage aufzuwer⸗ 
fen, wir, deren Beihülfe immer nur ein Tropfen im Eimer bleibt, 
im Verhältniſſe zu den unſäglichen 
Herzogthümer ſchon ſo lange und ohne Murren trägt? Sind 
wir berechtigt, von dem Groſchen oder dem Thaler, welchen wir 
ſpenden, erſt nach einer ſolchen Berechnung uns zu trennen, 
während jenes Volk noch immer fein Alles, Haus und Hof, Stel⸗ 
lung und Vermögen, Gatte und Kind, Blut und Leben an die 
von uns voreilig verloren gegebene Sache fege? 

nd wenn wir es wären, iſt der befürchtete Ausgang denn fo 
ganz unzweifelhaft? 


erklaͤrlich 


Laſten, welche das Volk der S 


Untergang befiegelt. Wie ſollten fie auch nicht ſich beeilen, durch 
einen Federzug einen Streit zu beſeitigen, welcher in ſeinen wei⸗ 
teten Konſequenzen Intereſſen ins Spiel ziehen müßte, die weit 
Über die Grenzen des jetzigen Kriegsſchauplatzes hinaus reichen und 
die jetzt ſo rührende Eintracht der großen Mächte ernſtlich in 
Frage ſtellen würden! Wenn auch das Volk, ſoweit es ohne 
ſeine Fürſten zu helfen vermag, ſich von den Herzogthümern ab⸗ 
wendet, wenn fie aus Mangel an Mitteln zur Keiegführung 
einen Frieden ſchließen müſſen, dann find ſie der Diplomatie vers 
fallen. und werden als Opfer der Erhaltung des europäiſchen 
Gleichgewichtes, als Preis des Friedens untet den Großmächten 
an Dänemark hing werden. 

Wenn aber der Sieg des Schleswig⸗holſteinſchen Volkes der 
Diplomatie dieſen bequemen Plan vereitelte, wenn fie mit dem 
Schwerdte in der ſich erſt Bahn zu brechen und auf der 
Spitze der Bavonnette ihre Noten und Protokolle ins Land zu 
tragen gezwungen würde: dann würde ſich's zeigen, ob jene Ein⸗ 
müthigkeit des Uebelwollens gegen land auch einer Ueber: 
einftimmung der Intereſſen entſpricht, oder ob nicht vielmehr die 
Räuber deutſcher Lande angeſichts der Beute felbft aneinander 
gerathen, und ob die deutſchen Staaten die unwürdige Stellung, 
zu welcher fie aus Furcht vor dem Kriege ſich willig bequemen, 
dann verlaſſen werden, wenn es gilt, in dem unvermeidlichen 
Kriege, nach Maßgabe ihrer Intereſſen Partei zu nehmen. 

Doch möge Jeder üder den endlichen Ausgang des Kampfes 
denken wie feine Auffaſſung es mit ſich bringt; ift es denn hier 
der Ausgang allein, der uns beſtimmen darf? Sind denn Pflicht 
und Ehre fo werthloſe Dinge, daß fie für ſich allein kein Opfer 
verdienen? Auch in den Niederlagen giebt es Unterſchiede. Es 
giebt Niederlagen, von denen man ſagen darf: „Alles verloren, 
nur die Ehre nicht.“ Solche Niederlagen ſind oft die Geburts⸗ 
täten neuer Siege. Es giebt aber auch eine Niederlage, von 
welcher keine Wiedererhebung möglich iſt, eine Niederlage, mit 
welcher Alles verloren geht, weil die Ehre verloren gegangen iſt. 

Dieſe letztere Niederlage von Schleswig = Holftein und von 
Deutschland abzuwenden, find wir verpflichtet und im Stande. 
Wo es aber ſolchen Preis gilt, da iſt kein Opfer vergebens ge⸗ 
bracht, wie unglücklich auch immer der Ausgang ſein möge. 

Wie der Mangel anregender Ereigniſſe und der Zweifel an 
einem glücklichen Ausgange auf die Maſſe des Volkes erkältend 
wirkt, ſo drohen einzelne Umſtände, deren Kunde gerüchtweiſe und 
vielleicht entſtellt, aus Schleswig⸗ Holſtein herübergekommen iſt, 
die ſchöne Vereinigung aller Parteien in dem gemeinſamen Na⸗ 
tionalgefühle zu lockern und zu zerſtören. 

Wenn die „Deutſche Reform“ recht unterrichtet iſt und recht 
berichtet, ſo hätte an einzelnen Orten die Demokratie ſich von 
der Sache der Herzogthümer abgewendet, weil deren Statthalter⸗ 
ſchaft ihr mit entſchiedener Ungunſt entgegengetreten ſei. Wir 
wiſſen nicht, inwieweit dieſe Nachricht begründet iſt, wiſſen fogar, 
daß in unſerer Nähe die der Statthalterſchaft ſchuldgegebene 
Handlungsweiſe es nicht vermocht hat, die große nationale Sache 
vor dem verletzten Partel⸗Intereſſe zurückzudrängen. 

Wir würden es aber aufs Tiefſte bedauern, wenn auch in 
einer ſo ernſten Lage, welche tief an das innerſte Leben der Na⸗ 
tion greift, das Bewußtſein der nationalen Gemeinſamkeit ſchon 
wieder verſchwinden, wenn die Sympathien des Volkes ſich nach 
Parteiunterſchieden fpaiten follten, wo unfere Exiſtenz als Nation 
ſo ſehr in Frage ſteht. 

Gewiß wäre es eine unverantwortliche Verirrung der Statt⸗ 
halterſchaft, wenn fie mit denen, die ihr Blut und Leben an 
bieten, ein inquifitorifches Examen über ihr politiſches Bekennt⸗ 
niß anſtellen, wenn ſie freiwillige Kämpfer aus dem Grunde 
allein zurückweiſen wollte, weil fie demokratiſcher Geſinnung feien, 
gewiß wäre es thäricht, eine Armee aus den Anhängern einer 
einzigen politiſchen Partei zuſammenſetzen zu wollen, und um ſo 
thörichter, als ja auch alle Parteien des ſchleswig⸗ holſteiniſchen 
Volkes ſich um die Fahne des Landes geſchaatt haben. 

Ader ebenſo leichtfinnig müßte man es nennen, wenn fie eine 
Armee, die nie durch ihre Zahl, ſondern nur durch ihre mora⸗ 
liſche Kraft ſiegen kann, aus Abenteurern aller Länder und Völker 
zuſammenſetzen wollte. ; 

Möge man ſich nur nicht täuſchen mit der Phraſe, die Statt⸗ 
halterſchaft müſſe ſich auf die Kraft des Volkes ſtützen. Große 
und mächtige Schichten des deutſchen Volkes, die jetzt der Sache 
der Herzogthümer als einer rein nationalen ergeben ſind, würden 
ſich von ihr abwenden, ſobald durch ein übermäßiges Zuſtrömen 
von Freiwilligen ſolcher Kategorien, welche in der Regel am ge⸗ 
neigteſten find, Leden und Exiſtenz aufs Spiel zu ſetzen, die 
nationale Sache auch nur den Anſchein einer politiſchen Partei: 
ſache erhielte. N 

Ob die Statthalterſchaft zwiſchen engherziger Bedenklichkeit 
und leichtſinniger Unvorſichtigkeit immer die rechte Mitte gehal⸗ 
en, vermögen wir nicht zu beurtheilen, da uns die Kenntniß 
einzelner Fälle abgeht. Das aber ſcheint uns klar, daß es un⸗ 
endlich ſchwer iſt, in einer ſolchen Lage immer die richtige Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. f 

öge daher das Gefühl der nationalen Ehre, deren Wahrung 
dem deutſchen Volke ganz allein überlaffen ift, auch fernerbin 
über Trägheit, Zweifel, Entmuthigung und Parteiempfindlichkeit 
ſich erheben und die einmüthige, thätige und ungeſchwächte Spm⸗ 
pathie der ganzen deutſchen Nation dem Volke von Schleswig⸗ 
Holftiin den moraliſchen Rückhalt bieten, ohne den es nimmer⸗ 
mehr den eigenen Muth in einem ſo ungleichen Kampfe aufrecht 
zu erhalten vermag. 


— 


Preußen. 

Berlin, 22. Auguſt. Se. Majeftät der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht: den bisherigen Kreisgerichts⸗Rath Ebert zu 
winemünde zum Direktor des Kreisgerichts in Naugard; den 
bisherigen Land: und Stadtgerichts⸗Direktor Graffunder zu 
Poſen zum Rath bei dem Appellationsgerichte in Frankfurt an 
der Oder; den vormaligen Schiffsmakler A. Montrelap in 
Lorient zum Vice⸗Konſul daſelbſt zu ernennen. 

Se. königl. Hoheit der Prinz von Preußen it nach dem 
W 76 86 Am 15. Oktober d. J., Vormittags um, 10 
uhr, werden im großen Konferenzfanle des Stehandlungs⸗ Gebäudes, 


Das vierteljährige Abonnement beträgt in Breslau 
1Ktl. 15 Sgr., außerhalb in allen Theilen der Monarchte 
incl, Poſtzuſchlag 1 MEI. 24 Sgr. 6 Wi. 

Die Beitung erſcheint täglich, mit ausnahme der wel 
ten Feiertage. 
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kätbung. 


1850. 


unter Zuziehung von ti vereidete 
führern, planmäßig 109 E. Notarien und zw n Protokoll. 


erien, enthaltend die Nummern der 
| Januar 1851 zur Ablöfung 9 10.800 Stehandlungs⸗ rams, 
weine, gezogen und demnachſt durch vier verschiedene hiefige Off 
Blätter bekannt gemacht werden, wovon wir das beiheiligte Publikum 
ermit in Kenntniß fegen. Berlin, den 22, August ral. 
irektion der Seehandlungs⸗Sozietat. (gez.) Bloch. Wentzel. 


Angekommen: Se. Durchlaucht erander zu 
Sapn-Wiltgenſtein⸗Berleburg, 8 St. ; 
cellenz der Ober⸗Burggraf im Königreich Preußen, von Brün⸗ 
GC Werlin 22. Ausif. (D 

C. „22. Auguſt. [Das Prot un 
des⸗Plenar⸗Verſammlung.] Die De ae 
tokolls der 3. und 4. Sitzung der „Bundes⸗Plenar⸗Verſamm · 
lung“ kommt gerade zur rechten Zeit. — Uebergehen wir Alles, 
was darin zum hundertſten Male, größtenthells mit wörtlicher 
Wiederholung des Inhalts längſt bekannter Cirkular⸗Depeſchen 
üder die ausſchließliche Rechtsbeſtändigkeit der alten Bundesver⸗ 
ſammiung geſagt und eben fo oft in preußiſchen Staatsſchriften 
und in den Blättern deutſcher Farde aufs Bündigſte und Schla⸗ 
gendſte widerlegt worden iſt. Halten wir uns einzig an den 

ern der Sache. 

Der Antrag des „Aus ſchuſſes“ rechtfertigt unſere Erwartung 
vollkommen. Derſelbe lautet in negativer Form dahin : N 

„nicht über die definitive Neugeſtaltung der deut⸗ 
ſchen Bundesverfaſſung zu berathen, ncht die Forderung 
einer National⸗Vertretung ins Licht zu ſetzen und die 
Einrichtungen zu bezeichnen, die durch jene nothwendig wer⸗ 
den, überhaupt nicht die Grundlagen in Betracht zu 
ziehen, welche die Zukunft Deutſchlands zu verbür⸗ 
gen geeignet wären.“ - 

Wahrlich! Niemand hat dergleichen auch von dem Aus ſchuſſe 
des „Bundes⸗ Plenums“ verhofft! Obwohl gar Mancher es 
naiv von ſelbigem finden dürfte, daß er feine Impotenz in Be⸗ 
zug auf das Einzige, was Noth thut, fo arglos ausſpricht 
und lieber zu allem Anderen, als zu dieſem, raͤth. 

Doch halt! Präſidium macht, wie es ſcheint, die Etourderle 
des Ausſchuſſes wieder gut. Denn ſelbiges erklärt, einen Antrag 
ſtellen zu wollen, welcher denjenigen des Ausſchuſſes „gänzlich ab⸗ 
ſorbiren“ und „dem allgemein erſehnten und bisher noch 
nicht erreichten Ziele näher führen“ fol. Wir find na⸗ 
türlich aufs äußerſte geſpannt. 

Was hat Ausſchuß beantragt? 

„Es wolle der hohen Plen gefallen, ſich ſo⸗ 
fort zum engeren Rathe zu bilden und zunächſt die 
dem berichterſtattenden Ausſchuſſe gestellte Aufgabe zum Ge⸗ 
genſtande der Wirkſamkeit deſſelben zu machen.“ 

Und was beantragt Präſidium? 

„Hohe Verſammlung wolle erklären, daß ſie die Beweggründe 
des von dem kaiſerlichen Hofe auf Reaktivirung der 
Bundesverſammlung geſtellten Antrags vollkommen 
würdige und es daher dem Präſidialhofe als ſolchen an⸗ 
heimſtelle, die Einberufung vorzunehmen.“ 

Da haden wir die Beſcheerung! Ausſchuß verlangt den engern 
Bundesrath, Präſidium Pleni aber die ganze Bundes ver⸗ 
ſammlung, was, da Plenum bereits da ſitzt, fo viel heißt, als — 
ebenfalls den engern Bundesrath! Es iſt außerordentlich, um 
wie wiel dieſer Weg „dem allgemein erſehnten und bisher noch 
nicht erreichten Ziele näher führt!“ 

Und doch: daß wir den großen Unterſchied nicht überſehen! 
Ausſchuß will, daß Plenum ſich zum engeren Rathe bilde, Prä⸗ 
ſidium aber will letztern erſt einberufen. Präſidium über⸗ 
nimmt alſo ein kitzlicheres Stück Arbeit. Dann, wenn die „Ein⸗ 
berufenen“ nicht kommen ſollten? 

Was Präſidium alsdann thun werde, ſteht abzuwarten; wir 
können es nicht wiſſen. Einſtweilen haben wir um ſo beſſete 
Muſe, uns wieder nach dem Einzigen, was Noth thut, 
umzuſehen. 

In diefer Hinſicht ſehen wir denn allerdings das leibhafte Bild 
gewiſſer lebender Geſchöpfe voraus, die um etwas Heißes wohl⸗ 
weislich herumgehen, aus Furcht, ſich zu verbrennen. Präſidium 
vor Allem rührt das Ding auch nicht von ferne an, ſondern er⸗ 
hält ſich ganz in der behaglichen und geräumigen Atmofphäre des 
Algemeinen, Unbeſtimmten: „Neugeſtaltung des Bundes!“ Die 
beiden nächſtfolgenden Redner erlauben ſich nur eine Wortände⸗ 
rung: „Revifion der Bundesverfaſſung!“ Wogegen der dritte 
ganz und gar zur aſſung — „Neugeſtaltung“ — zurück⸗ 
kehrt. Ein wenig näher wagt ſich ſchon, aus guten Gründen, 
der vierte, der in den Worten des Präſidiums nicht ſowohl die 
„Neugeſtaltung“ überhaupt, als vielmehr die Bedingung accentuirt, 
daß dieſe Neugeſtaltung eine „den Bedürfniſſen der Zeit 
entfprechende” fein müffe.- Nut unter diefer Bedingung flirt 
er bei und wünſcht daher dieſelbe in einer „Anſprache an 
deutſche Volk“ — fogar an dieſes denkt er, — oder in einer 
anderen paffenden Form zur öffentlichen Kenntniß gebracht zu 
fehen. Die folgenden Redner dagegen halten ſich wieder fern 
von der Sache und erſt der allerletzte, det pat gekommen, 
dat, vermuthlich ebenfalls aus guten Gründen, den Muth, dem 
Dinge beherzt zu Leibe zu gehen und es beim rechten Namen 
nennen. Et iſt von ſeinem fürſtüchen Welmachtgeber zu der 
ausdrücklichen Erklärung en, dart 

„da ö elben eine ſtarke Bundes regie⸗ 
tretern der Natien zur Theilnahme an der Bera⸗ 
thung über die wichtigſten Jutereſſen als die Baſis 
der den Anforderungen der Nation entſprechend feſt⸗ 
zuſtellenden Bundeöverfafjung zu betrachten!“ 

Was fagen dazu die Andern? Was ſie ſagen? Nichts ſagen 

ndern 
fie, „ Peäſtdiam ui ſich auf fein der vorigen Sitzung ge⸗ 
ebene erung und erklärte die Si 
ſcleffen!“ 9 zung als 95 

Es war die höchſte Zeit dazu. Denn noch zwei r 
und das Myſterium dieſes Plenums war rin 2 

Ader iſt es denn nicht auch ohne das enthüllt? &o. volflän- 
dis enthüllt, als es geheimnißvolle Pläne für Jeden fein müſſen, 
der fähig iſt, aus Geſagtem Gedachtes zu enträthſeln! Was 
Herr v. Münch, in feiner Unſchuld, kann man fagen, für die 
Baſis jeder wahrhaft volks⸗ u. zeitgemäßen Verfaſſung Deutſch⸗ 
lands ausgegeben: konnte das von den Andern allen kein Einzi⸗ 
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ger, auch nicht Einer, ebenfalls Über die Lippen bringen? Wenn 
auch nur als „Anſprache an das deutſche Volk,“ zu deſ⸗ 
ſen Beruhigung und Ermuthigung? Ja, Hand aufs Herz! 
Würde ein Einziger, auch nur Einer gewagt haben, das entſchei⸗ 
dende Wort nicht auszuſprechen, wenn er den diefem Wort ent⸗ 
ſprechenden Gedanken in der Bruſt trüge? 

Sas fragen wir denn? Liegt nicht der Münchener Entwurf 
vor aller Welt Augen offen da? Und haben dieſen nicht dre! 
der Hauptwortführer des „Plenums“ unterzeichnet? Und 
Präſidium ihn nicht gut geheißen? Noch obendrein mit 20 
der „Grundrechte“, die den hohen Beifall Präſtdit gand und gar 
nicht haben. Und dieſes Plenum fordert das „B. 15 des 
beutſchen Volkes in dem Augenblicke, wo man nicht abläßt, 
Preußens Abſichten und die Unions⸗Verf „Jie das Fege⸗ 
feuer eines deutſchen Parlaments längst pafſict bat, mit dem 
Gifte der Verdächtigung zu Nr und dem allgemeinen Miß⸗ 
trauen, wo möglich, preis zu geben! N 

Aber kein Sie * Gegeng e! Die Veröffentlichung des deit⸗ 
ten und vierten Protokolls des „Bundes⸗Plenums“ kommt grade 
ur rechten Zeit. 
Berlin, 22. Aug. [Der Großherzog von Olden⸗ 
burg als Schiedsmann. — Oeſterreich und das Lon⸗ 
doner Protokoll. — Graf Knyphauſen. — Die med: 
lenbuegiſche Angelegenheit. — Fremdländiſches Pa 
plergeld.] Wit hatten es als Gerücht, das hier zirkulire, 
erwähnt, daß von Peeußen der Herzog von Koburg in der 
Mainzer Angelegenheit als Schiedsmann werde vorgeſchlagen 
werden Dies Gerücht hat ſich nicht betätigt, es iſt vielmehr 
der Großherzog von Oldenburg dazu erwählt worden. Dieſe 
Wahl, ſo wie dle Berathung über die Modalſtäten, unter denen 
ſich Preußen und die Unionsſtaaten an dem gemeinſamen Vers 


waltungs⸗Ausſchuſſe für die materlellen Bundes⸗Angelegenhelten 


betheiligen ſollen, bildete den Gegenſtand des zweiten Kabinets⸗ 
raths, der vorgeſtern unter dem Vorſitze des Königs dem erſteren 
folgte. — Wir hören heute abermals, und zwar aus zuverläßi⸗ 
ger Quelle, beſtätigen, daß Oeſterreich das londoner Proto⸗ 
Toll in feiner gegenwärtigen Form nicht unterzeichnen werde. 
Es wird uns dabei Folgendes hinzugefügt: Dem öſterreichiſchen 
Geſchäftsträger in London, Herrn v. Koller, iſt bei der neuen 
ihm zugeſandten Inſtruktion ein vollſtändiger Entwurf eines Pro⸗ 
tokolls übermacht worden, wie das öſterreichiſche Kabinet ihn zu 
unterzeichnen bereit wäre. Leider haben wir über den materiellen 
Inhalt der vorgenommenen Aenderungen noch nichts in Erfah⸗ 
rung zu bringen vermocht, doch hören wir, daß von den gegen⸗ 
wärtigen 5 Artikeln zwei völlig geſtrichen und in einen, dem 
Inhalte nach ſehr abweſchenden umgearbeitet, und daß endlich 
am Schluß noch ein ganz neuer hinzugefügt worden ſel. Je⸗ 
denfalls werden daher die Unterhandlungen über das in Rede 
ſtehende Protokoll abermals von Neuem beginnen, und geben 
wir die Hoffnung noch nicht auf, ſchon vorher Genauerts über 
den Inhalt der neuen öſterreſchiſchen Vorſchlaͤge berichten zu kön⸗ 
nen; ſchon wird uns das Eine beſtimmt verſichert, daß die 
Rechte Deutſchlands darin bei der neuen Erbfolgeordnung Dä⸗ 
nemarks in formellſter Weiſe gewahrt worden fein. — Es ſoll 
zweifelhaft ſein, ob der Graf Knyphauſen, der gegenwärtig 
ſich noch auf Urlaub in Gaſtein befindet, auf feinen hieſigen 
Poſten als hannoverſcher Geſandter zurückkehren werde, und viel⸗ 
mehr wahrſcheinlich ſein, daß auch die hannoverſche Regierung 
fo lange, als nicht wieder ein preußiſcher Geſandter in Hannover 
beglaubigt iſt, hier nur einen Geſchäftstraͤger halte, wozu wahr⸗ 
ſcheinlich Herr v. Steinberg, der ſchon gegenwärtig den Poſten 
verſieht, auserſehen werden wird. Es wird heute beſtätigt, 
daß von Seiten des Schiedsgerichts in der mecklenburger 
Angelegenheit, welches bekanntlich feine Sitzungen in Freienwalde 
hält, an die ſchweriner Regierung eine Aufforderung gerichtet 
worden ift, die Zuſammenberufung der dortigen Ständeverſamm⸗ 
lung für jetzt noch hinauszuschieben, damit die Berathungen der⸗ 
ſelben nicht ſtörend in den Gang des ſchieds richterlichen Verfah⸗ 
tens eingreifen. Man glaubt, daß dieſem Antrage zwar gewill⸗ 
fahrt, aber doch die auf den 26. d. M. ausgeſchriebenen Wah; 
len werden vorgenommen werden. — Es wird wiederholt ver⸗ 
figert, daß Seitens unferer Regierung nächſtens Maßregeln zur 
Regulirung des Umlaufs fremdländiſchen Papiergeldes 
werden vergriffen werden. Die von der „Deutſchen Reform“ vor 
einigen Tagen gebrachte Ueberſicht der Zirkulation ſämmtlichen 
Papiergeldes darf nur als das Ergebniß der hierauf dezüglichen 
Vorarbeiten angeſehen werden. 


C. B. Berlin, 22. Auguſt. (Unerwartete Depeſchen 
aus Wien. Verſchiedene Nachrichten.] Es ſind geſtern 
Depeſchen von Wien eingetroffen, welche heut ſchon der 
Berathung des Staatsminifterit Stoff gaben. Der momentane 
Stand des diplomatiſchen Verkehrs zwiſchen dem hieſigen und 
dem öſterrelchiſchen Gouvernement war von der Art, daß hier 
von Wien aus keine Depeſchen zu erwarten waren. Wie be: 
kannt iſt man hier zur Zeit mit den letzten Antwortsnoten der 
öſterreichſſchen Regierung über den dadiſchen Truppenmarſch und 
die Verwaltung des Bundeseigenthums noch beſchäftigt. — Der 
Inhalt der nun geſtern wieder eingelaufenen Depeſchen von 
Wien iſt noch unbekannt, jedenfalls aber von Bedeutung, da er 
Anlaß zu der heutigen Sigung des Miniſterraths geworden iſt. 
Diefe iſt erſt heut morgen angeordnet worden, geſtern vor Ein: 
lauf der Depeſchen hatte man beabſichtigt, heut keine Sitzung 
des Staatsminiſterii ſtattfinden zu laſſen. — Peinz Fried rich 


Karl, der gegenwärtig an einer Generalſtabsreiſe nach Schle⸗ 


fien Theil nimmt, wird zu den Ende dieſes Monats beginnen- 
den Manövers zurückerwartet. — Die geſtrige Sitzung des 
Stagts⸗Miniſterjums war nur von kurzer Dauer und es unter: 
lagen der Berathung meiſt nur Gegenſtände der inneren Landes⸗ 
Verwaltung. So kam z. B. das plötzliche und überaus heftige 
Auftreten der Cholera in Torgau, wovon wit bereits geſtern 
meldeten, zur Sprache und wurden die nothwendigen Maßregeln 
dagegen deſchtoſſen. — Der Handelsminiſter Hr. v. d. Heydt 
hat auf feiner Reiſe in die östlichen Provinzen verſchledenen 
Unternehmungen ıc. Unterſtützungen zugeſichert, deren Geſammt⸗ 
betrag ein nicht geringer — man ſpricht von 8 Millionen — 
fein fol. Es — ich jedoch hinſichtlich der Bewilllgung einer 
für die jebigen Verbältniſſe ſo bedeutenden Summe fragen, ob 
das Staateminiflerhum feine Buftimmung zu derfelben geben 
wird, da es bie Verwendung der von den Kammern votirten 
Kredite den Kammeen gegenüber zu rechtfertigen hat. — Der 
Minifter des Innern wird in Kurzem feine Inſpektlons⸗ 
reiſe nach dem Rheine antreten, wenn ſonſt nicht außerge⸗ 
wöhnliche Ereigniſſe feine Anweſenheit in Berlin erheifchen. — 
Die groß herzoglich oldenburgiſche Reglerung bat ſich für 
die Eventualität einer Mobilmachung ihres Kontingents mit 
neuem Artillerlematerlal aus den Vorräthen der koͤnigl. ſächſi⸗ 
n Armee versehen. Ein Transport von fee neuen Geſchütz⸗ 
hren wird nächſtens von dem fönigl. ſächſiſchen eughaus⸗ 

rektor, Oberſtlieutenant Thörner, ſelbſt nach Oldenburg ge⸗ 
führt werden. Das von dem preußiſchen Major v. Nolbeck 
rrorganſſſete oldenburgiſche Kavalletie⸗Regiment wird nach dem 
bevorſtehenden Abgang dieſes Offiziers zur Uebernahme des 
Kommandos des 4. 


Ueber den am Montag ſtattgehabten Miniſterrath wird 
dem eg. > torteſpondenten von bier gefehrieben: Die 
Verhandlungen Über dle deutſchen Angelegenheiten find troh der 
. . 79 feften Refültöte gediehen, und 
Z eee ene 
fen werden. Vorwiege d. ae Minifterrath die Mei- 
nung aus, zur endlichen alle. 7 65 55 in der 
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4. Dragoner⸗Regiments von dem zweiten 20 
Stabsoftler, Major v. Egloffſtein, geführt werden. 
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beutſchen Frage, ſo wie zur Reorganifation der gemeinſamen 
Bundesverhältniſſe das Zuſammentreten eines deutſchen 
Fürſtenkongreſſes in Anregung zu bringen, der die Voll⸗ 
führung des neuen Einigungswerkes in die Haud zu 
nehmen habe. — Auch der Nordd. Ztg. wird jetzt von hier 
geſchrieben, daß in dem Miniſterrath am 19. zugleich mit der 
Ablehnung der öſterreichiſchen Einladung zur Beſchickung des 
engeren Bundesrathes, entſchieden worden fei, Verhandlungen, 
welche eine Verſtändigung mit Defterreich zum Zwecke haben 
Gunächſt mit Beziehung auf die Bildung der Verwaltungs⸗ 
Kommiſſion), nicht von der Hand zu weiſen, jedoch unter ſorg⸗ 
fältiger Vermeidung aller Schritte, aus denen eine Geneigtheit 
zur 4 des Bundestages gefolgert werden könnte. 

# Berlin, 21. Auguſt. [Herr v. Auerswald.) Se. 
Excellenz der Oberpräſident der Rheinprovinz, Herr v. Auers⸗ 
wald, im Begriffe, heute morgen auf ſeinen neuen Poſten nach 
Koblenz ſich zu begeben, iſt geſtern plötzlich erkrankt, doch nicht 
ſo ſehr, daß man deshalb Beſorgniß brauchte zu hegen. — Wie 
wir vernehmen, ſoll derſelbe nicht mehr gewillt ſein, irgend ein 
Mandat für die Zukunft wieder anzunehmen, um ſich den wich⸗ 
tigen Geſchäften, die ihn nunmehr am Rheine erwarten, deſto 
thätiger und ungeſtörter widmen zu können. Damit ſcheint al⸗ 
lerdings denn auch übereinzuſtimmen, was wir ans guter Quelle 
verſichern können, daß Herr v. Auerswald nur um des willen 
von feiner vor Kurzem von hier aus unternommenen Reiſe nach 
Dresden hierher zurückgekehrt iſt, um einige Reſte, die zu etledi⸗ 
gen ihm als Präfident der erſten Kammer noch oblagen, aufzu⸗ 
arbeiten und fo feinem demnächſtigen Nachfolger in dieſer Stelle 
das ohnehin ſo ſchwierige Geſchäft nicht von vorn herein noch 
mehr zu erſchweren. b 

= Berlin, 22. Aug. [Der Kirchmannſche Peozeß.] 
In allen Kreiſen ſchenkt man hier den Unterſuchungen große Auf⸗ 
merkſamkeit, die gegen richterliche Beamte wegen in ihrem 
Amte vorgenommenen Handlungen ſchweben. Selbſt die Partei, 
die ſich aus politiſchen Gründen von vornherein gegen die in 
Unterſuchung befindlichen Richtet erklärt, verfolge mit Spannung 
den Gang, den die Unterſuchungen nehmen, um daraus abzuneh⸗ 
men, ob die bisher geſchaffenen Mittel zur Beſchränkung der rich: 
terlichen Gewalt ausreichende ſind. — Der Prozeß gegen den 
Präſidenten v. Kirchmann, als der vornehmſte der ſchweben⸗ 
den Prozeſſe, nimmt auch das meiſte Intereſſe in Anſpruch. Wie 
ich höre iſt ſein Abſchluß nicht mehr fern. Die Zeitungen haben 
ſchon früher gemeldet, daß von der Staatsanwaltſchaft der Be: 
weis angetreten war, daß in einer großen Zahl dem Reichenbach⸗ 
ſchen analoger, aber nicht politiſcher Fälle, v. Kirchmann die im 
Reichenbach ' ſchen Falle beſtrittene Kompetenz des Obertribunals 
anerkannt habe. Dieſe Beweisführung ſollte die Folgerung recht⸗ 
fertigen, daß v. Kirchmanns Widerſtand gegen den Beſchluß des 
Obertribunals nur aus politiſchen, nicht aus juriſtiſchen Moti⸗ 
ven hervorgegangen ſel. Die Staatsanwälte Schmark und Berg⸗ 
mann — der letztere fungiet bekanntlich interimiſtiſch beim Ober; 
Tribunal — hatten zum Zweck dieſer Beweisführung 27 Akten⸗ 
Stücke der Keeisgerichte zu Ratibor und zu Gleimig in Be⸗ 


zug genommen und dieſelben avocirt. Das Reſultat war bis 


jetzt jedoch der Anklage nicht günſtig. Wie ich ſicher höre, ha⸗ 
den die 18 Aktenſtücke, die bis jetzt aus jenem Geſichtspunkte 
geprüft worden find, gerade das Gegentheil ergeben. Die Ur 
thelle, auf welche in jenen Akten die Verfügungen des Obertribu⸗ 
nals ergangen waren, waren nicht conforme wie im Reichenbach⸗ 
ſchen Prozeſſe, ſondern difforme. Man hat nun noch die letzten 
9 Aktenſtücke eingefordert und zwar 4 aus Ratibor und 5 aus 
Gleiwitz. Die Verfügung iſt vor länger als 8 Tagen abgegan⸗ 
gen und die Akten müſſen wohl ſchon hier ſein. Man legt ſehr 
großes Gewicht auf die Sache, wie ſchon der Umſtand ergi. bt, 
daß die Verfügungen nicht im gewöhnlichen Dekreturwege erge⸗ 
hen, ſondern von einem der Präſidenten ſelbſt, dem Vicepräſiden⸗ 
ten Buſſe erlaſſen werden. Ich erfahre aber eben fo ſicher, daß 


auch dieſe 9 Aktenſtücke keine Analogie mit dem Reichenbachſchen 


Fall bieten werden. Was dann? — 

Z. Berlin, 22. Auguſt. [Kirchliches] Innerhalb der 
preußiſchen Landeskirche geben ſich Regungen des Sektengeiſtes 
kund, die, wie amtliche und außeramtliche Ermittelungen ergeben 
haben, keineswegs in beſonderer Sehnſucht nach den ſektireriſchen 
Lehren oder Organiſatlonsformen ihren Grund haben, ſondern 


lediglich aus dem Mangel zureichender Seelſorgerkräfte entſprin⸗ 


gen. Vorzugsweiſe hat die in unſerer Provinz immer mehr her⸗ 
vortretende Neigung zum Uebertritt in den altlutheriſchen und 
den neulutheriſchen Separatismus keine andere als die beregte 
Urſache. Es hat ſich ergeben, daß im Oderbruche, wo neuerdings 
jene Neigung vorzugsweife im Anwachſen iſt, ein Pfarrer für 
67000 Seelen angeſtellt iſt, welche in Folge der ſtattgehabten 
Separationen meiſt auf weit von einander getrennten Anſiedelun⸗ 
gen zerſtreut wohnen, einen großen Theit des Jahres hindurch 
durch unpaſſirbare Wege von einander geſchieden find und fo nur 
alle ſechs Wochen einem Gottes dienſt beiwohnen können. Die 
Ortſchaften Groß⸗Barnim, Klein⸗Barnim, Alt⸗Treblin, All⸗Levin, 
ſämmtlich in der Nähe von Wrietzen belegen, ſtehen gegenwärtig 
im Begriff, ſich dem Altlutherthum in die Arme zu werfen, weil 
fie ſchon feit Jahren vergeblich bemüht find, ein eigenes Pfarr: 
ſyſtem zu bilden, da ſie unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
nur einige Male im Jahre und nur an Wochentagen Gottes⸗ 
dienſt haben. Sie haben früher auch die Hülfe der Behörden 
in Anſpruch genommen, da ihnen die Mittel fehlen. Unter ſol⸗ 
chen Umſtänden finden die eifrigen und thätigen Emiſſäre des 
Lutherthums einen ergiebigen Boden für ihre ſektenbildenden 
Beſtrebungen. Auch dem Anabaptismus ſind in jenen Ge⸗ 
genden Anhänger gewonnen. Namentlich dürfte in der Gemeinde 
Gorgaſt nächſtens das Entſtehen einer Wiedertäufergemeinde zu 
erwarten ſein. 

Vor den Geſchwornen fand geſtern die Verhandlung gegen 
die beiden Brüder, den fuspendirten Quäſtur⸗Aſſiſtenten und den 
Schuhmachermeiſter Wittenburg wegen Hochvertaths durch 
Betheiligung an der badiſchen Inſurrektion ſtatt. Das Verdikt 
der Geſchworenen lautete gegen beide auf nichtſchuldig der Mit⸗ 
ucheberſchaft des Hochverraths, dagegen auf ſchuldig der ent⸗ 
fernteren Theilnahme an dem obigen Verbrechen. Das Urtheil 
des Gerichtshofes gegen die Angeklagten lautete dahin: Auf 
Grund des Ausſpruchs der Geſchwornen und in Anſehung des 
§ 96 des Allg. Landrechts Theil IL Tit. 20; ferner in Rück⸗ 
ſicht auf die Kabinetsordre vom 11. Januar 1813 und 9 54, 
Abſchnitt III. des Militätſtrafgeſetzbuches erkennt der Gerichtshof, 
daß der Angeklagte Quäſtur⸗Aſſiſtent Ernſt Auguſt Wittenburg 
neben dem Verluſte der Nationalkokarde und Entſetzung vom 
Amte mit dem Beile vom Leben zum Tode zu bringen, und der 
Angeklagte Schuhmachermeiſter Wittendurg mit dem Verluſte 
der Natlonalkokarde und Ausſtoßung aus dem Militärſtande zu 
belegen und mit dem Beile vom Leben zum Tode zu bringen 
fet, beide Angeklagte aber ſolidariſch die Koſten der Unterſuchung 
zu tragen haben. Die Sitzung dauerte von Morgens 8 bis 
Abends gegen 8 Uhr. (Ref.) 

Durch Ernennung zum Landgerichts⸗Rath in Köln iſt der 
Abgeordnete Bürgers aus der zweiten Kammer ausgefchieden 
und dadurch eine Neuwahl (ür die Stadt Köln nöthig. — Am 
ſten d. M. kamen hier 802 Perſonen an und reiſten 683 ab. 
beige J. D. die Fürſten von Salm⸗Salm nach Wien und 
86 . k. öſterreichiſche Kabinets⸗Courier Wolff ebendahin. — 

is dum Loſten Mittags waren als an der Cholera erkrankt 
gemeldet 132, Zugang bis zum 21ſten Mittags 51; Summa 
183. Davon find genefen 12, geftorben 80, in Behandlung 82. 
Unter den heute gemeldeten find 14 Todesfalle. (CC) 

Auch in dem Keeife Gneſen des Reg.⸗Bez. Bromberg haben 


ſich in den lebten Tagen mehrere durch Banden verübte Rau b⸗ 


—— — 


anfälle zugetragen, weshalb zur Verfolgung der erſteren ein 
Füſilier⸗Kommando des 21. Infanterie⸗Regiments in Wittkowo 
ftattoniet worden iſt. (C. C.) 
Stettin, 22. Auguſt. [Tages neuigkeiten.] Heute 
8 ½ Uhr Morgens langte „der preußiſche Adler“ mit 52 Paſſa⸗ 
gieren, von Petersburg kommend, hier an. Unter den Paſſa⸗ 
gieren befand ſich der Herzog von Mecklenburg Strelitz, 
der Fürſt von Wittgenſtein und zwei ruſſiſche Kabinets⸗Cou⸗ 
riert, welche letztere Depeſchen an den Großfürſten Konſtantin 
nach Kopenhagen bringen. — Vorgeſtern hat bei einem Gewitter 
der zweite Schlag in Stepenig gezündet und find 22 Häufer 
abgebrannt. — Geſtern wurde hier der erſte Provinzial: 
andwerkertag abgehalten, zu welchem 40 Stimmberechtigte 
der verſchiedenen Handwerker⸗Innungsvereſne Pommerns erſchie⸗ 
nen waren. Den Gegenſtand der Berathung bildete zunächſt der 
Entwurf eines Statuts für den Provinzial⸗Handwerker⸗Innungs⸗ 
verein. Derſelbe wurde ohne andere weſentliche Veränderungen 
von der Verſammlung angenommen, als die, daß nur Mitglies 
der einer Innung auch Mitglieder des Vereins ſein können. 
(Oſtſee⸗Ztg.) 
Barmen, 20. Auguſt. [Arbeiter⸗Exceß.] In einigen 
hieſigen Bleicherelen begannen geſtern die Arbeiter ihre Ver: 
richtungen einzuſtellen, um höheren Wochenlohn zu erlangen; 
man ſah ſie Truppweiſe durch einige Straßen ziehen, wobei ſie 
vor einigen Etabliſſements Halt machten und ihre Gewerbsge⸗ 
noſſen durch Drohungen zu gleicher Arbeitseinſtellung zu nöthi⸗ 
gen verſuchten; übrigens hat man von Exzeſſen Nichts erfahren, 
auch nicht, ob ſie ihren Zweck erreicht haben. Das Nähere 
hierüber ſteht daher noch zu erwarten. Die hieſige Verwaltungs⸗ 
Behörde hat ſich der Sache bereits angenommen und eine 
Warnung bekannt gemacht, um das Anſehen der Geſetze zu er⸗ 
halten, aber auch um den Gewerberath mit der Behandlung der 
gewerblichen Seite zu befaſſen. (Eibf. 3.) 


Deutſchlau b. 


Protokoll. 
der dritten Sitzung der Bundes⸗Plenarverſammlung. 
Geſchehen zu Frankfurt . den 7. Auguſt 1850. 
Schluß.) 


Die Sr. kaiſerl. Hoheit dem Erzherzog Johann von Oeſterreich über: 
tragen geweſene Ausübung der oben bezeichneten Gewalt iſt vorläufig 
und zwar ebenfalls nur als Ausübung bis zum 1. Mai l. J. auf Oeſter⸗ 
reich und Preußen in Folge der Uebereinkunft übergegangen, die am 30. 
Sept. v. J. zwiſchen dieſen Mächten abgeſchloſſen worden. Die einhelli⸗ 
ge Zuſtimmung aller übrigen Bundesglieder zu dieſem Vertrage hat den 
darin enthaltenen Beſtimmungen unzweifelhaft die Kraft verliehen, als 
rechtsverbindliche Normen zu gelten und für die nach Ablauf des Inte⸗ 
rims eintretende Zeit maßgebend zu ſein. Es hat auch bei dieſem Vor⸗ 
gange an der Wahrung ausreichender Formen nicht gemangelt, indem 
von dem Erzherzog⸗Reichsverweſer nach Inhalt der dem Ratiſikations⸗ 
Protokolle vom 13. Oktober v. J. einverleibten Urkunde vom 6. Okt. 
die Erklärung abgegeben iſt: „Zu der am 30. Sept. d. J. zu Wien 
zwiſchen der k. k. öſterreichiſchen und der k. preußiſchen Regierung abge: 
ſchloſſenen und vom Fürſten Schwarzenberg und Grafen Bernftorff un: 
terzeichneten Konvention über Bildung einer neuen proviſoriſchen Central⸗ 
Gewalt für Deutſchland gebe Ich hiermit Meine Zuſtimmung und die 
Erklärung, daß, wenn die in jener Konvention erwähnte Zuſtimmung 
ſämmtlicher deutſcher Regierungen zu derſelben erfolgt fein wird, Ich be⸗ 
reit fein werde, Meiner Würde als deutſcher Reichsverweſer zu entſagen, 
und die Mir am 12. Juli 1848 von der deutſchen Bundes⸗Verſammlung 
übertragenen Rechte und Pflichten in die Hände Sr. Maj. des Kaiſers 
von Oeſterreich und Sr. Maj. des Königs von Preußen niederzulegen.“ 
Nach erfolgtem Beitritte aller Bundesſtaaten hat der Erzherzog Reichs⸗ 
verweſer die Ausübung der ihm anvertraut geweſenen Gewalt in die 
Hände der von den beiden Mächten Oeſterreich und Preußen der Kon⸗ 
vention vom 30. Sept. gemäß eingeſetzten interimiſtiſchen Bundes⸗Kom⸗ 
miſſion übergehen laſſen. So iſt denn die Konvention vom 30. Sept. v. J. 
zu dem letzten Ereigniſſe geworden, welches maßgebend in die Bundes⸗ 
Verhältniſſe einwirkt, indem die Beſtimmung des § 4 derſelben, daß ſich 
die Regierungen bei Ablauf des Interims über den Fortbeſtand der hier 
getroffenen Uebereinkunft vereinbaren würden, nicht zur Ausführung ge⸗ 
kommen, vielmehr von einzelnen Bundesſtaaten beſtimmter Widerſpruch 
gegen den Fortbeſtand der durch die Uebereinkunft eingeſetzten Bundes⸗ 
Kommiſſton eingelegt worden iſt. Es verdient übrigens noch hervorge⸗ 
hoben zu werden, daß die Seitens des Erzherzogs⸗Reichsverweſers er⸗ 
folgte Uebergabe der demſelben anvertrauten Gewaltausübung an die von 
Oeſterreich und Preußen eingeſetzte Central⸗Kommiſſion die Darlegung 
ihres innern Charakters nur aus der Konvention vom 30. Sept. ent⸗ 
nehmen kann, ſo wie ferner, daß dieſe ſelbſt nur eine Einrichtung von 
lediglich vorübergehender Bedeutung aufſtellte. Nach dem Ablauf der 
in der Konvention beſtimmten Zeit, nach welchem nur mit ſtillſchweigen⸗ 
der Zulaſſung der Bundes⸗Regierungen die Bundes⸗Central⸗Kommiſſion 
die Geſchäfte vorläufig fortführt, wird es nothwendig, an die Beſtim⸗ 
mungen anzuknüpfen, welche nur für die Zeit des Interims ein beſtimm⸗ 
tes Verhältniß der Bundesſtaaten feſtſtellten. Dadurch, daß es als noth⸗ 
wendig anerkannt wurde, dieſes Verhältniß durch die Aufnahme der ein⸗ 
ſchlagenden Beſtimmung in die allſeitig genehmigte Konvention beſonders 
feftzuftellen, iſt zugleich mittelbar ausgeſprochen, daß das beſonders Feſt⸗ 
dad ſich nicht von ſelbſt verſtehe. Es wurde alſo ein Ausnahms⸗Zu⸗ 

and begründet, der als ſolcher, ohne eine Regel zu unterſtellen, welche 
fonft beſtimmend eintreten würde, gar nicht gedenkbar iſt. Der $ 3 der 
Konvention vom 30. Sept. v. J. beſagt nämlich mit ausdrücklichen 
Worten: ea des Interims bleibt die deutſche Verfaſſungs⸗Ange⸗ 
legenheit der freien Vereinbarung der einzelnen Staaten überlaſſen. 
Daſſelbe gilt von den nach Art. VI. der Bundes⸗Akte dem Plenum der 
Bundes⸗Verſammlung zugewieſenen Angelegenheiten.“ Es iſt ſchon vor⸗ 
hin indirekt auf den inneren Sinn dieſer Beſtimmung hingewieſen, dem 
das Moment ſeiner Auslegung dadurch gegeben iſt, daß nach Ablauf der 
Zeitſriſt für das beſonders Verabredete nothwendig das Gegentheil von 
dieſem zeitweilig geltenden Zuſtande eintreten müſſe. Die daraus her⸗ 
vortretende Folge kann keinem Zweifel an allgemeiner Anerkennung aus 
geſebt fein. Durch die einhellig erklärte Abſicht aller Bundesglieder ſteht 
es nämlich hiernach feſt, daß nach der Zeit des Ablaufs des Interims 
nicht mehr, mit Umgehung der bundesgeſetzlichen Form eine freie Verein⸗ 
barung über die deutſche Verfaſſungs⸗Angelegenheit und über die dem 
Plenum der Bundes⸗Verſammlung anderweit überwieſenen Gegenſtände 
zuläſſig fein ſoll; ſondern daß vielmehr, nach Erledigung aller Bam 
rien das rechtlich unzerſtört gebliebene verfaſſungsmäßige, ſtändige Organ 
des deutſchen Bundes es nur allein fein kann, welches aus feiner gehenimt 
geweſenen Thätigkeit hervortreten muß. An dieſes grundgeſezliche Or⸗ 
gan des Willens und Handelns des Bundes iſt nunmehr die Forderun 
zu richten, auf bundesverfaſſungsmäßigem Wege die Ace ein⸗ 
zuleiten, welche deſinitiv oder proviſoriſch in der deutſchon Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheit die unabweislich nothwendigen Beftimmungen auszuſprechen 
hat. Der Ausſchuß glaubt, im Vorſtehenden den weh 3 — Fortbeſtand 
der Bundes⸗Verſammlung dargethan zu haben, un 1 erkt dazu noch, 
daß dieſer Rechtsbeſtand dadurch ein anderer nicht werden kann, daß ein 
Theil der Bundesglieder mit deſſen Anerkennung noch zurückhält, und 
mithin der (hatſächlich jetzt vorhandene Zuſtand he 4 nicht mit jenem 
rechtlichen übereinftimmt; denn nicht der khatſächliche Zuſtand ſoll der 
Beherrſcher von Rechtsverhältniſſen ſeinz vielmehr iſt es des Rechts 
eigentlichfte Funktion, ſolchen thatſächlichen Verhältniſſen die Anfordernn⸗ 
gen des Rechts gegenüberzuſtellen, damit 1 1525 erkannt und die Grund: 
lage der Entwicklung der thatſächlichen außen e werde. um den Kampf 
aller nichtberechtigten thatfächlichen Zuſtände mit den rechtlichen zu 
beendigen, die Wiederanerkennung dieſer leßteren und ihre Wirkſamkeit, 
wo fie noch verkannt oder gehemmt it, wieder herzuſtellen, dann aber, 
aus dem wieder in Anerkennung und Wirkſamkeit geſetzten Rechtszuſtande 
der Bundes⸗Verfaſſung, den Ausgangspunkt zu nehmen, den wiederholt 
und beſtimmt gegebenen Zuſicherungen Ai deutſchen Regierungen gewil: 
ſenhaft und treu, nicht zu dem Beſtandenen, in fo weit es den Bedürf⸗ 
niſſen der Gegenwart nicht mehr entſpricht, zurückzukehren, ſondern nur 
auf den gegebenen, auf Vertrag und Recht begründeten Verhältniſſen, 
jene zeitgemäßen Neugeſtaltungen zn entwickeln, damit fie für die Zu: 
kunft in rechtsgültiger Kraft zu dauernder Herrſchaft gelangen können, 
und ſo den gerechten und billigen Anſprüchen allfeitig und in allgemein 
bindender Form zu entſprechen: das war der Zweck der Bufammenberu. 
fung der Plenarberſammlung, und dieſen zu verwirklichen, ihre Aufgabe. 
Die Berechtigung zur Zuſammenberufung der Bundes⸗Verſammlung, die 
Verpflichtung aller Bundesglieder, dieſer Aufforderung zu entfpreden, 
und den Beruf der zuſammengetretenen Verſammlung zur Löſung der ge: 
ſtellten Aufgabe, vertraut der Lusſchuß durch die obige Erörterung dar⸗ 
gethan zu haben. Indem ſich derſelde nunmehr zu dem eigentlichen Ge⸗ 
genftande feiner ace 19 Berichterſtattung wendet, erkennt er in dem 
aiſerl. öſterreichiſchen Antrag auf Bildung eines neuen propfſoriſchee 
Central⸗Organs die Abſicht, für einen kurzen Zeitraum eine aberm eg 10 
Abänderung des elmich he Organs eintreten zu laſſen, M — 
abermals eine intevemiſtiſche Bundesbehörde hinzuſtellen, am Pun⸗ 
insbeſondere die Fürſorge für die äußere und innere Sicherheit Ms nicht 
des überwieſen werden ſoll. Der niedergeſetzte Ausſchuß hat Bu 0 ) 
den Auftrag, über die deſinitive Neugeſtaltung der K en es⸗ 
Verfaſſung zu berathen, nicht den, die Forderung einer National ⸗Vertre⸗ 

ins Licht zu ſetzen i en zu bezeichnen, die dur 
tung ; und die Einrichtungen zu be 6 0 
jene nothwendig werden, überhaupt nicht den, diejenigen Grundlagen in 
Betracht zu ziehen, welche die Zukunft Deutschlands zu verbürgen geeig⸗ 


A 


net wären. Auch die vorläufige Wiederherſtellung des durch die Bun 
des⸗Akte gebotenen Central⸗Organs ſcheint, obgleich jedes Bundesglied 
dieſelbe zu fordern berechtigt wäre, durch das genau begrängte Mandat 
der gegenwärtigen Plenar⸗Verſammlung eben fo ſeht ausgeſchloſſen, als 
die vorläufige Verlängerung des ſeit dem 1. Mai J. J. rechtlich erloſche⸗ 
nen Interims. Nur die Herſtellung eines neuen proviforifhen Central 
Organs, welches an die Stelle des in Folge der Uebereinkunft vom 30. 
Sept. v. J. geſchaffenen Interims zu kreten hätte, ſoll von dem 
K beautachtet werden. Er konnte indeß gur Abgabe eines matecll“ 
len Gutachtens nicht übergehen, ohne zuvor diejenigen Normen in 
tracht zu Gene welche die Bundesgeſetze in formaler Beziehung für 
Geſchäftsthätigkeit der Bundes⸗Verſammlung enthalten, weil der 
ſammtwille des Bundes durch verfaſſungsmäßige Beſchlüſſe der Bundes 
Verſammlung ausgeſprochen wird, berfafTumgennäpig aber diejenigen Be 
ſchlüſſe find, die innerhalb der Gränzen der Kompetenz der Bundes⸗Ver⸗ 
ſammlung nach borgängiger Berathung durch freie Abſtimmung entwedet 
im engeren Rathe oder im Plenum gefaßt werden, je nachdem das Eint 
oder das Andere durch die grundgeſetzlichen Beſtimmungen vorgeſchrieben 
iſt. (Wiener Schluß⸗Akte Art. 10.) In letzterer Hinſicht kommen nun 
weſentlich diejenigen Anordnungen in Betracht, welche durch die Art. 
und 7 der Bundes⸗Akte, fo wie die Art. 11—15 der Schluß⸗Akte und 
die damit zuſammenhangenden Beſtimmungen der Geſchäfts⸗Ordnung ge 
troffen worden ſind, und zwar ſowohl was die Kompetenz zu der einen 
oder der anderen Beſchlußfaſſung, als die Formen der Geſchäftsbehand⸗ 
lung betrifft. Konnten ſich auch nicht alle Mitglieder des Ausſchuſſes 
vollſtändig davon überzeugen, daß für die der Plenar⸗Verſammlung vor⸗ 
liegenden Verhandlungen die Mitwirkung des engeren Rathes unabweis⸗ 
lich geboten fei, fo hat ſich der Ausſchuß in feiner Geſammtheit doch det 
keinung derjenigen anſchließen zu müſſen geglaubt, welche in den Be 
ſtimmungen der Schluß⸗Akte Normen erkennen, durch welche die bis da⸗ 
hin beſtandene Wahlfreiheit der Formen für die Thätigkeit der Bundes⸗ 
Verſammlung abgeſchloſſen worden iſt. Die beiden, der Plenar⸗Verſamm⸗ 
lung zugewieſenen Aufgaben umfaſſen die wichtigſten Fragen, mit denen 
die Bundes⸗Verſammlung jemals betraut werden kann. Deßhald iſt ſo⸗ 
wohl die gründlichſte und umſichtigſte Vorbereitung durch die Bericht⸗ 
erſtattungen nothwendig, als nach der innerſten Ueberzeugung des Aus⸗ 
ſchuſſes für die Gewißheit, daß die Löſung zur allgemeinen Zufriedenheit 
aller Bundesgenoſſen und der vollſtändigen Intereſſen ihrer Völker Statt 
finde, ſicher zu empfehlen, daß eine Form der Vorbereitung und Beſchluß⸗ 
faſſung gewählt werde, die allen Bundesgenoſſen diejenige Mitwirkung 
ſichert, welche bundesverfaſſungsmäßig als Regel für die Behandlung 
der wichtigſten Bundes⸗Angelegenheiten vorgeſehen iſt. Endlich hat det 
Ausſchuß auch in den Zweifeln, welche, wie bereits erwähnt, außerhalb 
der Plenar⸗Verſammlung gegen die Kompetenz derſelben erhoben werden, 
ein Motiv gefunden, um auch der ſtrikteſten Interpretation der Bundes⸗ 
gefeße zu genügen. Um alſo wiederholt zu bekunden, daß die Plenar⸗ 
Verſammlung den bundesverfaſſungsmäßigen Weg als den geſetzlich allein 
und ausſchließlich zuläſſigen, aber darum auch abſolut nothwendigen er⸗ 
kenne, um im Voraus jeder formellen Beanſtandung der weiter erforder⸗ 
derlichen Wirkſamkeit der Bundes⸗Verſammlung vorzubeugen, und um 
den Gang der Geſchäfte mit den verfaſſungsmäßigen Organen zu för⸗ 
dern, und Vorbereitung, Berathung und Beſchlußfaſſung in der Form 
des engeren Rathes ſofort anwenden zu können, ſieht ſich der Aus ſchuß 
genöthigt, den Präliminar⸗Antrag zu ſtellen: 
es wolle der hohen Plenar-Verſammlung belieben, ſich ſofort zum 
engeren Rathe zu bilden, und zunächſt die dem berichterſtattenden 
Ausſchuſſe geſtellte Aufgabe zum Gegenſtande der Witkſamkeit def: 
ſelben zu machen.“ 
Bei der hierauf gehaltenen Umfrage erklärte Oeſterreich: Der kai⸗ 
ſerliche öſterreichiſche Präſidial⸗Geſandte erklärt ſich ermä im Na⸗ 


— ðjrij 
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men feines allerhöchſten Hofes dem Antrage des Ausſchuß⸗Berichtes bei⸗ 


zuſtimmen; in Berückſichtigung jedoch der Verhältniſſe, wie ſolche ſich 
ſeither geſtaltet haben, und in Anerkennung der in dem Ausſchuß⸗Berichte 
enthaltenen, mit allgemeiner Zuſtimmung von der hohen Verſammlung 
aufgenommenen Gründe hat ſich der kaiſerl. Hof veranlaßt gefunden, 
denſelben zu beauftragen, einen ſelbſtſtändigen Antrag zu ſtellen, 

zwar denſelben Gründen, die in dem Ausſchuß⸗Berichte entwickelt ſind, 
entſpringt, zugleich aber, durch kein bewegendes Mandat gehindert, kon⸗ 
ſequenter Weiſe weiter geht, als der von dem Ausſchuſſe geſtellte Prä⸗ 
liminar⸗Antrag und ſomit dem allgemein erfehnten und bisher noch nicht 
erreichten Ziele näher zu führen geeignet ſein dürfte. Da dieſer Antrag 
des kaiserlichen Hofes den Präliminar⸗Antrag des Ausſchuſſes gänzlich 
abſorbirt, jo glaubt der kaiſerliche Präſidial⸗Geſandte denſelben feinem 
Votum über den Ausſchuß⸗Antrag ſogleich beifügen zu ſollen, ſieht ſich 
aber genöthigt, denſelben durch einige einleitende Bemerkungen zu be⸗ 
gleiten. Als der kaiſerl. Hof durch die Zirkular⸗Depeſche vom 20. April 
d. J. auf den Grund des Art. V. der deutſchen Bundes⸗Akte ſämmtlicht 
Genoſſen des Bundes einlud, Bevollmächtigte an den Sitz der Bundes⸗ 
Re eng 5 zu entſenden, gab er zugleich die Gründe an, meh 
een Dee eee en ee dee ech Tine eee 
in dieſer Ueberzeugung ſowohl den Wünſchen der Völker, wie den Am 
ſichten der Regierungen entgegen. Er will freudig die Hand zu 
großen, vaterländifchen Werke bieten, wird aber nie zugeben, daß dieſe 
ümgeſtaltung anders als auf geſetzlichem Wege vor ſich gehe. Die 
Grundlage des neuen müſſen Serra und Recht fein. Nur auf iht 
kann der Bau gelingen. Der Bund ift eine Gemeinſchaft ſelbſtſtändiger, 
unter ſich unabhängiger Staaten, mit wechſelſeitigen gleichen Vertrags 
Rechten und Vertrags⸗Obliegenheiten. Nur der Geſammtheit des Bun⸗ 
des ſteht die Befugniß der Entwicklung und Ausbildung der Wandel 
zu. Dieſes Recht muß Allen gewahrt bleiben als ein unantaftbares u 
als eine Bürgſchaft für ihre Zukunft. Indem die kaiſerliche Regierung 
dieſen Grundſatz ſchon in der Depeſche an die königl. preuß. Regierung 
vom 24. März 1848 auf das Beſtimmteſte ausgeſprochen und ſeitdem 
unwandelbar zu vertreten nie aufgehört hat, glaubte ſie jedoch Rückſich⸗ 
ten vorwalten laſſen zu dürfen, welche ihr geeignet ſchienen, ohne Ge⸗ 
fährdung des materiellen Rechtes und durch Vermittlung der ſich entge⸗ 
genſtehenden Anſichten die Einigung zu fördern. In dieſem Sinne wa⸗ 
ren Oeſterreichs redliche Beſtrebungen unabläffig dahin gerichtet, eine al 
ſeitige Verſtändigung herbeizuführen. Dieſem Zwecke war es ſo namhafte 
Opfer zu bringen bereit in Allem, was zunächſt feine eigenen Intereſſen 
berührte. Es ging hierbei von der Ueberzeugung aus, daß eine raſche 
und gedeihliche Verſtändigung über dieſe wichtige Angelegenheit weſent⸗ 
lich erleichtert werden dürfte, wenn auch diesmal, wie früher bei einer 
ähnlichen Beranlaſſung, ein gemeinſchaftlicher Vorſchlag der Höfe von 
Wien und Berlin den Übrigen Genoſſen des Bundes vorgelegt werden 
könnte. Alle dieſe Bemühungen find aber leider ohne Erfolg geblieben. 
Die kaiſerliche Regierung hält unerfhätterlih. an dem Grundſatze feſt, 
daß das Beſtehen des deutſchen Bundes ohne eine Berfaffung . ohne 
ein gemeinſames Organ feines Willens und Handelns nicht denkbar i 
Hiernach muß fie es aber zugleich als eine Pflicht aller Genoſſen dieſes 
als unauflöslich erklärten Vereins betrachten, die vertragsmäßig einge? 


führte Verſaſſung fo lange anzuerkennen und zu beobachten, bis auf 9% - 


ſetzlichem Wege eine neue zu Stande gekommen fein wird, und nicht min⸗ 


der dafür Sorge zu tragen, daß der Bund eines rechtmäßigen Central⸗ 


Organs nicht entbehre. Ohne die gewiſſenhafte Erfüllung dieſer beiden 
unerläßlichen Bedingungen der Exiſtenz des Bundes iſt auch eine Aner⸗ 
kernung der Gültigkeit der Bundes-Verträge und der aus ihnen hervor 
gegangenen Rechte und Pflichten nicht denkbar, da die Bundes⸗Verfaſſung 
den Inbegriff dieſer Rechte und Pflichten feſtſtellt und die Geltend⸗ 
machung der einen, wie die Erfüllung der anderen nur durch das ver’ 
faſſungsmäßige Organ des Willens und Handelns der Gefammtheit ges 
ſichert zu werden vermag. Dieſe Gründe haben den kaiſerl. Hof beſtimmt, 
nachdem alle anderweitigen Verſuche, eine Berftändigung: da ‚erzielen, 
ſcheitert waren, ſich auch in formeller Hinſicht m Siedenpeig ul 
den Boden des Bundesrechtes zu ftellen und denselben feſtzuhalten 

das Neue zu Stande gebracht fein würde. Be Weg mußte 

den eingetretenen Verhältniſſen als der einzige a annt werden, 

noch geeignet war, aus dem Labyrinthe n eingeriſſenen Ver⸗ 
wirrung zur gedeihlichen Löſung der ob — * en Lebensfragen zu füh⸗ 
ren, nicht nur um die Anbahnung der unerläßtie Bine gebotenen Ber 
fafungs-Revifion, ſondern auch bie Der bai 1 Bildung eines neuen 
Central-Organs möglich zu machn don Vielen re dol bat dieſen Wes 
auf dieſe Gefahr hin eingeſc 2 en mißverſtanden zu werden. 
Das Vertrauen, welches eg 


und a 
pesgenoffen entiprad 
andere Bevollmächtigte 


1 era em po > 
Während die Baier. e wer unerſchütterliche Uederzeugung aus⸗ 
fprad) und durch unwideriegliche Gründe zu beweiſen ſuchte, daß 
Bundes⸗Verfaſſung in allen ihren Theilen noch zu Recht beftehe, be’ 
ſchränkte fie ſich doch darauf die Ausübung dieſer Bundes⸗Verfaffung nur 
zu zwei ſpeziellen Zwecken, die keinen Aufſchub mehr erdulden durften, 
zu fordern, und reichte ſelbſt die Hand auf vertragsmäßigem Wege zur 
Bildung eines algemein anerkannten peodifocfäje Gentral-Drganes, en 
dem die Bundes⸗Berfaſſung nichts weiß, ſich dem vielſeitig eſproche⸗ 
nen Verlangen fügend, und in der Hoffnung, man werde ſich 


daffelbe einigen und ſodann unverzüglich die Reviſton eee 
n in Angriff nehmen können. Alen auch 2 dieſer 0 


er fie ſich nunmehr getauscht; alle von ihr verſuchten Mittel, eine 
augung der ſich ſchroff entgegenſtehenden Anfihten anzubahnen, find 
bereitelt, und es erübrigt ſonach nichts mehr, ais die Hoffnung, zu einer 
gemeinſchaftlichen Verſtaͤndigung auf anderen als den bundesverfaſſungs⸗ 
mäßigen Wegen zu gelangen, aufzugeben, und ſogleich und ungeſäumt 
für den Augenblick die Bundes⸗Verſammlung in ihre volle Wirffamkelt 
wieder eintreten zu laſſen, um ohne längeren Aufenthalt ein Gentral- 
Organ für die Leitung der laufenden und unabweislichen Geſchäfte zu 
erlangen und in demſelben Augenblicke die Revifion der Bundes⸗Verfaſ⸗ 
fung in Angriff nehmen zu können. Je mehr man die bisherige Erfah⸗ 
rung und die Verhältniſſe, wie ſie vorliegen, berückſichtigt, deſto vollſtän⸗ 
diger muß deren ernſte Erwägung zu der Ueberzeugung führen, daß 
auf dem Wege freier, d. h. nicht durch die Formen der Bundes⸗Verfaſ⸗ 
ſung geleiteter und bedingter Vereinbarung nimmermehr zur Bildung 
eines Proviſoriums und noch weniger zu einem Beſchluſſe über die nicht 
minder dringende Reviſion der Bundes⸗Verträge zu gelangen iſt. Aus 
dieſer ueberzeugung muß aber folgerecht jene hervorgehen, daß es nur 
Ein Mittel mehr gebe, dem unheilvollen Zuſtande der jetzt in Deutſchland 
uſchenden Verwirrung ein Ziel zu ſetzen. Dieſes Mittel liegt in der 
iedereinſetzung der Bundes⸗Verſammlun in ihre Thätigkeit nach dem 
ganzen Umfange der ihr durch die Grundgeſetze überwieſenen Rechte und 
Obliegenheiten. Damit treten beide Abtheilungen jenes verfaſſungsmäßi⸗ 
2 Organs des Bundes, das Plenum wie der engere Rath, je nachdem 
pe Eine oder die Andere durch die grundgeſetzlichen Beſtimmungen dazu 
Pre 7 eit in ihre durch die Vorſchriften der Bundes⸗Geſetze beftimmte 
Aufgabe übe 0 daß alsdann die Bündes⸗Verſammlung felbft wieder die 
Organs di erkommt, bis zur Einſetzung eines neuen definitiven Central⸗ 
— — ie Obliegenheiten eines ſolchen auf bundesverfaſſungsmäßigem 
a zu beſorgen und gleichzeitig zu den, Behufs der Verfaſſungs⸗Revi⸗ 
ihre forderlichen Arbeiten zu ſchreiten. Die Bundes⸗Verſammlung hat 
feht don der Gründung des Bundes an bis zum 12. Juli 1848 fortge⸗ 
iv e Wirkſamkeit mit dieſem Tage als beendet erklärt, um die Ausübung 
fi er Rechte und Pflichten an eine proviſoriſche Central⸗Gewalt in der 
von von ſelbſt verſtehenden Vorausſetzung zu übertragen, daß eine defini⸗ 
ve Bundes⸗Gewalt in Folge der Einführung einer neuen Verfaſſung 
an deren Stelle treten werde. Dieſe Erwartung iſt nicht Erfüllung ge⸗ 
gangen und der Erzherzog⸗Reichsverweſer war in dem Falle, die ihm 
anvertrauten Gewalten abermals nur an ein interimiſtiſch beſtelltes Bun⸗ 
des⸗Organ zu übergeben, welches in Folge der zwiſchen der kaiſ. öſterr. 
und königl. preuß. Regierung am 30. Sept. v. J. geſchloſſenen Ueber: 
einkunft unter Beiftimmung ſämmtlicher Bundesgenoſſen am 20. Dezem⸗ 
ber v. 3. feine Wirkſamkeit antrat. Bei dem am 1. Mai d. 3. erfolg: 
ten Erlöſchen der Vollmachten der Bundes⸗Central⸗Kommiſſion war die 
vorerwähnte im 9 3 der Uebereinkunft vom 30. Sept. v. J. näher an: 
4 Werausſekung noch immer nicht in Erfüllung gegangen. Die 
2 zundes⸗Verfaſſung ift bis jetzt nicht zu Stande gekommen. Die 
= bert. 18 Wirkſamkeit der einſtweilen geſchaffenen Proviſorien hat auf: 
— 190 „Der Bund iſt daher thatſächlich ohne ein gemeinſames, allſeitig 
1 anntes Central⸗Organ. Die Hoffnung auf die Möglichkeit, ein fol: 
fen it bisher eingeſchlagenen Wege der direkten Verſtändigung zu ſchaf⸗ 
Ei iſt geſchwunden, während die Exiſtenz des Bundes, welcher ohne dieſe 
. nicht zu beſtehen vermag, weſentlich gefährdet iſt. Es kön: 
übun aher die unter ſolchen umſtänden erledigten Gewalten, deren Aus: 
faffı 2 amt unterbrochen werden darf, nur an die als das beftändige ver: 
Des fan ge Drgan dee Willens und Handele bes Bundes erklart Bun; 
Beweis ammlung zurückfallen. Der kaiſ. Hof erblickt mit Befriedigung einen 
faſſ — die Richtigkeit ſeiner hier dargeftellten gewiſſenhaften Auf: 
fa ung der Sachlage in dem Umſtande, daß der von der Plenar⸗Ver⸗ 
— zur Begutachtung der Vorlagen der kaiſerlich öſterreichiſchen 
Nepierung gewählte Ausſchuß in feinem darüber erſtatteten Berichte 
ati damit übereinſtimmende Anficyten entwickelt, und als das 
gebniß feiner bundes rechtlich begründeten Schlußfolgerung, die Bun⸗ 
esverſammlung in allen ihren verfaſſungsmäßigen Attributen als voll⸗ 
en zu Recht beſtehend anerkennt, wenn er gleich mit Rückſicht auf 
ie ihm geſtellte Aufgabe den vorläufigen Antrag in engere Grenzen zu 
ſtellen ſich genöthigt geſehen hat. Der kaiſerliche Hof hat bisher ge⸗ 
zögert, eine ſolche Maßregel, wie die volle Reactivirung der Bundes: 
Verſammlung, in Vorſchlag zu bringen, aus Rückſichten, die zu nahe 
liegen, als daß ſie näher bezeichnet zu werden brauchen. Er ſieht ſich 
nunmehr aber durch die Umſtände dazu genöthigt, das Gebot der ihm 
wie allen übrigen Bundesgenoſſen auferlegten Pflicht der Aufrechthal⸗ 
tung der Bundes⸗Verträge zu erfüllen. Wer die Verträge noch aner; 
ennt, wird dieſem Antrage beitreten müſſen; denn ſo lange jene be⸗ 
ſtehen, iſt dieſer vollkommen begründet. Nur durch ein Aufgeben aller 
Proviſorien, durch ein vollkommenes Zurückkehren zu ſeiner bisherigen 
Organiſation bis zu dem Zeitpunkte, wo dieſelbe durch eine grundgeſetz⸗ 
lich geſtattete Reviſion abgeändert fein wird, kann der deutſche Bund 
wieder die Stelle im europäiſchen Staaten⸗Syſteme einnehmen, die ihm 
durch die allgemein anerkannten und allgemein bindenden Verträge ein⸗ 
geräumt worden iſt. Nur auf dieſem Wege kann aber auch der Bund 
in einem Augenblicke, wo die dringendſten und heiligften Angelegenhei⸗ 
Ru Competenz überwieſen ſind, diejenige Stellung einnehmen, 
vertragen ſeine eigene Würde und Ehre, ſo wie der ihm rechts⸗ und 
wird. Man , stehende Einfluß auf die europalſche Politik geficert 
dem Worte — bereits bei ber Berufung der Plenar Verſammlung 
Glauben | eſterreichs vertraut und wird ihm auch diesmal vollen 
a 1 chenken, wenn der kaiſerliche Hof daſſelbe verpfändet, daß 
fe 115 trage nicht die Abſicht zum Grunde liege, zu den früheren 
Zuständen und Formen als letztem Zwecke zurckzukehren und fein 
Schritt ihm im Gegenchelle als das einzige noch erübrigende Mittel 
gelte, zu einer den Bedürfniſſen der Zeit entſprechenden Neugeſtaltung 
des Bundes zu gelangen und bis dahin die Leitung der gemeinfamen 
Angelegenheiten des Vaterlandes auf eine, feine Würde, feine Bedeu⸗ 
tung im europäiſchen Staatenſyſteme, fo wie feine Einheit und feine 
Intereſſen wahrende, den Grundgeſetzen des Bundes gemäße Weiſe 
ſicher zu ſtellen. Wird aber dieſe feierliche Zusage mit Vertrauen auf 
genommen, fo können nur aus mehr als zweifelhaften formellen Grün: 
den abgeleitete Bedenken gegen einen ſolchen Vorgang erhoben werden, 
ſpre der kaiſerliche Hof darf feine zuverſichtliche Erwartung dahin aus⸗ 
Been, daß wohl nicht verſucht werden wird, unter den gegebenen 
ue ſolche Gründe vor der Welt noch geltend machen und 
e Geltendmachung vor Deutſchland in einem Augenblicke vertreten zu 
wollen, wo Deutſchlands Wohlfahrt und Zukunft auf dem Spiele ſteht. 
Es darf vorausgeſetzt werden, daß die anweſenden Herren Bevollmäch⸗ 
ligten der hohen Regierungen für diefen. Fall bereits mit den nöthigen 
L verfehen ſein werden. Da aber noch nicht ſammtliche Bundes⸗ 
egierungen hier vertreten ſind, ſo erlaubt ſich der kaiſerliche Präſidial⸗ 
Geſandte dem Ermeſſen der Plenar⸗Verſammlung anheim zu ſtellen, ob 
es nicht dem fortan beharrlich angeſtrebten Zwecke der bundesfreundli⸗ 
chen Eintracht entſprechen würde, bei Faſſung des heutigen Beſchluſſes 
auf die außerordentlichen umſtände gebührende Rückſicht zu nehmen 
welche hierbei in naher Beziehung ſtehen. Der kaiſerliche Praͤſidial⸗ 
Geſandte hat daher die Ehre, den Antrag zu ſtellen, die hohe Ver⸗ 
kanmlung wolle erklären: Daß ſie die Beweggründe des von dem 
aiſerlichen Hofe auf Reactivirung der Bundes: Verſammlung geſtellten 
ntrages vollkommen würdige und es daher dem Präſidialhofe als ſol⸗ 
em anheimſtelle, die Einberufung vorzunehmen. 
achfen. Die königlich ſächſiſche Regierung betrachtet den Wieder: 
eintritt des verfaſſungsmäßigen Organs des Bundes in volle Wirkſam⸗ 
keit einestheils als unvermeidliche Conſequenz des damaligen Zustandes 
der Dinge in Deutſchland und namentlich der Beſtrebungen derjenigen 
Regierungen, welche ohne Rückſicht auf den Widerſpruch anderer Bun⸗ 
desglieder eine von ihnen im Voraus feſtgeſtellte Form eines neuen 
Bundes⸗Verhältniſſes, fei es für ganz Deutſchland, oder für einen Theil 
deſſelden verwirklichen wollen und daher jede Verſtändigung unter den 
Bundesgenoſſen auf der Grundlage freier Verhandlung unmöglich ma⸗ 
en, anderntheils als den einzigen Weg, Deutſchland, dem Auslande 
er, als einen kräftigen Staatenbund aufzurichten und die von 
Seiten als nothwendig anerkannte Reviſion der Bundes ⸗Verfaſſung 
t Ausſicht auf Erfolg in Angriff zu nehmen. Wie dringend 
gen, wiepeimiß ſet, Deutſchland, feiner Beziehungen zum Auslande we: 
fammen zu galt dem Bande eines beſchlußfähigen Central: Organs zu: 
Na alten, d ich bei Gelegenheit des jüngft von Preußen 
im Namen des dr das hat ſich bei Geleg : Ai 85 
geftellt, und es deutſchen Bundes geſchloſſenen Friedens deutlich or 
Bezug genommen FD zu weiterer Begründung defien auf die Denkicheif 
hohen Bundes: R«, ie unter dem 14. v. Mis. hierſeits ſämmtlichen 
inneren Angelegenpeenden vorgelegt worden it. Aber auch für bie 
ten. Abgeſehen zungen Deutſchlands ift dieſelbe Nothwendigke „ge 4 
lich erachteten Mevifion i non der diesſeits fortwährend als unakwels⸗ 
mancher, für das Geſammt unde Ergreifung 15 
für das Wobl der Einzelſtg ed getz, 


n heilſamen Maßregel unmöglich, fo 
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Bundes zur Ausführung AU dringen, ce find dahin nicht allein ein: 


ür ſämmtli aaten des drechnen, deren gleichförmige Ge 
faltung ſich für ſämmtliche St es deutſchen Bundes banal alt wün⸗ 
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r N ung zur 
belt werden zu .iaffen, welcher in ihr die Heberzeugum perbotgerufen 


g 9 
bat, daß die Hierzu erforderliche Verſtändigung unter den deutſchen ge 
gierungen nur nach vorgängigem Zuſammentritt der Bundes ee 


lun 5 age zu ermöglichen f. 
g, nach Maßgabe der Bundes⸗Verträge z sprojetten ung de. 
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e Lager zu theilen und die Regierungen, welche ſich 


Aremeinfamen Werke die Hand bieten ſollen, einander gegenfeitig zu ent, 


wertig verbundenen Re 9 icht waren 
1 gierungen bereit geweſen — was fie nicht m 
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Wären auch die königlich preußiſche und die mit ihr gegen 


einen Kongreß ſämmtlicher Bundesglieder zu beſchicken, fo wäre einer 
ſolchen Verſammlung, wenn ihr nicht der Charakter der Bundes⸗Ver⸗ 
ſammlung beigelegt werden wollte, ein den Erwartungen genügender 
Erfolg deshalb mit wenig Sicherheit zu verſprechen, weil nach den bie: 
ber gemachten Erfahrungen immer wieder das ſchroffe Feſthalten an 
Projekten, welche für einen großen Theil Deatſchlands ſich als unan⸗ 
nehmbar erwieſen, zu befürchten ſtände, und im Hintergiunde der da: 
durch bedingten Schwierigkeit einer Verſtändigung eine Fortdauer des 
jetzigen Zuſtandes läge, in welchem das Beſtreben von Sonderbünd⸗ 
niſſen feine Berechtigung ſuchet. Die königl. Regierung ſtimmt der in 
dem Ausſchuß⸗Berichte vorgelegten Anſicht vollkommen bei, daß die 
Fortbildung der Bundes ⸗Verfaſſung aus der Verfaſſung ſelbſt ſich ent⸗ 
wickeln müſſe. Einer als Bundes⸗Verſammlung konſtituirten Konferenz 
der deutſchen Reglerung iſt daher eine allſeits anzuerkennende Baſis als 
Ausgangspunkt der Verhandlungen geboten, und während einerseits der 
ſomit für den Fall einer Nichtverſtändigung feftgeftellte Fortbeſtand der 
alten Verfaßfung ſolche Beſtrebungen zurückweiſt, weiche darauf aus⸗ 
gehen, des Widerſpruches diſſentirender Staaten ungeachtet, ein ſonder⸗ 
bündliches Verhältniß zur Geltung zu bringen, bürgt andererſeits die 
unzweifelhafte Abſicht ſämmtlicher Bundesglieder, die verheißene Umge⸗ 
ſtaltung der Bundes⸗Verſammlung zu verwirklichen, dafür, daß eine auf 
deren Grundlage eingeleitete Verhandlung eine erfolgloſe nicht ſein 
werde. Geſtützt auf dieſe, einer aufrichtigen Geſinnung für Deutſch⸗ 
lands Einheit und Wohlfahrt entſpringenden Beweggründe, tritt daher 
die königl. ſächſiſche Regierung dem Antrage des Ausſchuſſes, in ſo weit 
derſelbe auf ſofortige Bildung des engeren Rathes der Bundes Ver⸗ 
ſammlung gerichtet iſt, bei. Wenn jedoch dieſer Antrag zugleich dahin 
geht, daß zunächſt die, dem berichterſtattenden Ausſchuſſe geſtellte Auf. 
gabe zum Gegenſtande der Wirkſamkeit deſſelben gemacht werde, ſo ift 
die dieſſeitige Regierung der Anſicht, daß hiermit den Anforderungen 
des gegenwärtigen Augenblickes nicht vollſtändig genügt ſein würde, 
ſofern unter dieſer Aufgabe, wie nicht anders anzunehmen, die Bildung 
einer neuen proviſoriſchen Central-Gewalt zu verſtehen iſt. Das drin: 
gende Bedürfniß erheiſcht, daß den Proviſorten ein Ende gemacht werde, 
und daß in möglit kurzer Friſt ein Gentral-Organ für Deutſchland in 
Wirkſamkeit trete. Nach der Bundes⸗Verfaſſung würde im weiteren 
Verfolg des Ausſchuß⸗Antrages die Einſetzung einer proviſoriſchen Cen. 
tralgewalt, nach vorgängiger Berathung im engeren Rathe, erſt an das 
Plenum zu bringen fein und die alsdann nothwendige Einſtimmigkeit 
in der Beſchlußfaſſung längere Weiterungen herbeiführen. Der recht⸗ 
liche Fortbeſtand der Bundes Verſammlung iſt in dem Ausſchuß⸗Berichte, 
auf welchen in dieſer Beziehung dieſſeits lediglich Bezug genommen 
wird, nachgewieſen. Die Verhältniſſe gebieten den Wiedereintritt der⸗ 
ſelben in ihre volle Wirkſamkeit. So wenig daher die königl. ſächſiſche 
Regierung ihre Zuſtimmung dazu zu verweigern gemeint iſt, daß die 
Bundes⸗Verſammlung, ſobald fie ſich wieder zum engeren Rathe ge: 
bildet hat, die Einſetzung eines oberſten Bundes⸗Ausſſchuſſes zu kräfti⸗ 
gerer Handhabung der Bundes⸗Gewalt beſchliee, weshalb fie ſich die 
Geltendmachung ihrer beſonderen Anſichten vorzubehalten hätte, fo ſtimmt 
dieſelbe gleichwohl für den Wiederzuſammentritt des engeren Rathes der 
Bundes verſammlung mit der erklärten Abſicht, daß derſelbe ſofort in den 
Vollgenuß der ihm durch die Bundes⸗Verträge beigelegten Befugniffe 
trete. Die königl. ſächſiſche Regierung, Kelche in einem neuerlichen Ex: 
laſſe der k. k. öſterreich. Regierung vom 19, d. M. nächſt einer auf glei⸗ 
ches Ziel gerſchteten Eröffnung die wiederholte feierliche Zuſage mit 
freudigem Vertrauen begrüßt hat, daß es nicht deren Abſicht fei, zu 
den früheren Zuſtänden und Formen zurückzukehren, dieſelbe vielmehr 
eine den Bebürfniffen der Zeit entſprechende Neugeſtaltung des Bundes 
redlich und nach Kräften zu fördern bemüht ſein werde, verbindet ihrer⸗ 
ſeits gleiche Verſicherung mit der gegenwärtigen Erklärung, nach wel⸗ 
cher der kgl. Bevollmächtigte dem ſoeben eröffneten Präfidial-Antrage 
vollſtändig beizutreten ermächtigt iſt. : 

Baiern. Der kgl. baieriſche Bevollmächtigte ſieht ſich ermächtigt, 
Namens feiner allerh. Regierung folgende Erklärung abzugeben: rk 
kgl. Regierung verhehlt ſich weder die Einwendungen, welche gegen die 
erneuerte Wirkſamkelt der Bundesverſammlung von manchen Seiten 
werden erhoben werden, noch die Mißdeutungen, denen dieſelbe ausge⸗ 
ſetzt fein kann; — fie kann ſich jedoch bierdurch nicht abhalten laſſen, 
dasjenige zu thun, was ſie als ihre Pflicht erkannt hat, und was zu⸗ 
gleich nach ihrer feſten Ueberzeugung unter den jetzigen Verhältniſſen 
das einzige Mittel zur Löſung der verhängnißvollen Wirren bietet, 
unter denen das Vaterland leidet. Das Bedürfniß einer Reviſion der 
deutfchen Bundesverfaſſung, wie es ſchon lange gefühlt und ſeit zwei 
Jahren laut ausgeſprochen worden iſt, hat die baieriſche Regierung 
nicht verkannt, und ſie hat deshalb aufrichtig und uneigennützig an den 
Schritten Theil genommen, welche darauf gerichtet waren, dieſes Be⸗ 
dürfniß auf geſetzlichem Wege zu befriedigen. Der oberſte Gedanke, 
welcher alle dieſe Schritte beherſchen muß, iſt die Unauflöslichkeit des 
Bundes, welche zu erhalten nicht blos eine formelle, vertragsmäßige 
Verpflichtung der deutſchen Regierungen, ſondern auch das innerſte 
Lebensbedürfniß der deutſchen Nation iſt. Die Erhaltung des Bundes 
iſt aber nur dadurch möglich, daß er ein Organ hat, welches verfaſ⸗ 
ſungsmäßig feinen Willen aus zuſprechen, feine Pflichten zu erfüllen und 
ſeine Rechte zu wahren vermag. Hieraus folgt nach Ueberzeugung der 
k. Regierung mit unwiderleglicher Gewißheit, daß die alte Verfaſſung 
des Bundes nicht aufgehoben ſein kann, bis eine neue rechtsgültiger 
Weiſe zu Stande gekommen iſt, daß mithin auch die Bildung proviſo⸗ 
riſcher Bundesorgane durch den Bundesbeſchluß vom 12. Juli 1848 
und durch die Konpention vom 30. Septbr. 1849 weder die Abſicht 
noch die Wirkung haben konnte, die alte Bundes verfaſſung und die in 
ihr begründeten Organe ein für alle Mal, alſo auch für den Fall zu 
befeitigen, daß bei Ablauf der für das Proviſorium feſtgeſetzten Zeit 
ein neues Deſinitivum nicht zu Stande gebracht ſein würde. Eine 
ſolche Wirkung käme der Auflöſung des Bundes gleich, und darum 
wäre eine hierauf gerichtete Abſicht eben fo ſehr den Bundespflichten, 
als den wahren Intereffen der deutſchen Nation zuwider geweſen. 
Eine ſolche Abſicht kann und darf mithin von keiner Bundesregierung 
vorausgeſetzt werden, ſie kann und darf nicht den Maßſtab bieten für 
die Auslegung des erwähnten Bundesbeſchluſſes vom 12. Juli 184 
und der Konvention vom 30. Sept. 1849. Weder eine Regierung, der 
andern, noch die Natlon den gefammten Regierungen gegenüber kann 
von Vorausſetzung elner ſolchen Auffaſfung ausgehen, und wenn etwa 
denjenigen Regierungen, welche eine ſolche Abſicht zurückweiſen, der 
Vorwurf gemacht werden ſollte, daß ſie den Reformbeſtrebungen der 
letzten Jahre untreu werden, ſo vermögen ſie mit voller Ruhe das 
Bewußtsein entgegenzufehen, daß die wahre Treue diejenige iſt, welche 
dem Rechte huldigt, daß nur dasjenige Reformbeſtreben Aus ſicht auf 
Erfolg hat, welches von der Anerkennung des geltenden Rechts aus 
geht, und daß die Beſeittgung dee Geltenden, bevor ein Neues rechts 
gültig an feine Stelle gefegt werden * das Weſen der Revolution 
ift, die nur zu zerſtören, aber nicht 11 auen vermag. Die proviſori⸗ 
ſchen Bundesgewalten haben mit dem 1 Mai d. J. ihr Ende erreicht, 
und es iſt weder ein neues Proviſorium, noch ein Deſinitivum zu 
Stande gebracht worden. Es bleibt daher jetzt nur die Wahl, entme: 
der den Bund der Auflöſung zu überlaſſen, 8 hir auf feiner zu Recht 
beſtehenden Verfaſſung ruhenden Organe 145 5 Pa treten zu 
taffen, mit der zweifachen Aufgabe, des 3 Bi ten und Rechte 
zu erfüllen und zu üben und die Reviſion der unbesverfaffung auf 
gesetzlichem Wege baldigſt zu bewirken. 12 2 Ieiee Alternative 
konnte die kgl. Regierung nicht zweifeln, welchen 5 chluß ihr Pflicht, 
Ehre und Vaterlandsliebe gebieten, und ſie hat dieſen Entſchluß mit 
um fo größerer Beruhigung gefaßt, als der faiferlihe Hol fein Wort 
verpfändet hat, daß ſeinem Antrage nicht die Abſicht zum Grunde liege, 
8 den früheren Zuſtänden und Formen zurückzukehren, und ſein Schritt 
hm im Gegenthell als das einzige ihm noch erübrigende Mittel gelte, 
zu, einer den Bedürfalſſen der Zeit entſprechenden Neugeſtaltung des 
Bundes zu gelangen, welche er feinerfeits redlich und nach Kräften zu 
fördern bemüht Dal — Dieſer feierlichen Zuſage ſchenkt die kgl. 
Regierung volles V ee Dieſe Abſicht theilt ſie, und in dieſem 
Sinne wird ſie handeln Wenn dieſem Beſtreben ſich die Bundesglie⸗ 
Sidem de und das deutſche Volk es unterſtüßzt, ſo werden die 

rme der d 1 
wenden en e 3 Leidenſchaften gelingt, die 
Bande abzuſtreifen, welche vr geltende Recht den Intereſſen Eſnzelner 
zum Wohle des Ganzen auferlegt, ſo wird das Verderben ſeinen Weg 
gehen und Deutſchland nur noch in der Geschichte vorhanden fein. Auf 
vorſtehende Gründe und ueberzeugungen geſtützt, ſtimmt die königliche 
eee — 5 eben vernommenen Antrage zur ee e der 

undesverſammlun durch den kaiſ. 
hof vollkommen ve deren Einberufung durch ee 
annover. e kgl. j N drungen von der Ueberzeu: 
81 daß das Bundesrent en en in vollſter Rechtsgültigkeit 
Beftche, verkennt auch nicht die Nothwendigkeit einer Neugeſtaltung der 
Bundes: Verfaffung, einer Neugeſtaltung, welche jedoch nur auf bundes⸗ 
ißigem Wege v ung, Dem von glei⸗ 
verfaſſungsmäßig ge vorgenommen werden kann. © 
chen Geſichtspunkten ausgehenden Antrage der kalſerl. Sſterreichlſchen 
Regierung auf vollſtändige Reakttvteung des verfaſſungsmäßigen Organs 
des Bundes ſtimmt die köntgl. Regierung daher gern und mit Dank 
gegen die kaiſ. Regierung bei, indem fie zugleich die von der kai. Re: 
gierung in Betreff einer Neugeſtaltung der Bundes⸗Verfaſſung gegebe⸗ 
nen Verſprechen acceptirt. 1 

Würtemberg: Was zuvörderſt den Antrag des Ausſchuſſes hoher 
Plenar⸗Verſammlang betriſſt, fo hatte die königl. Regierung in Betracht 
der Grundgeſetze des deutſchen Bundes Artikel 4 und 7 


„ nat a 
der Bundes: Akte und der Art. 11 und 12 zes. 2 n 
dagegen einzuwenden gehabt, 


daß der Bundes⸗Plenar⸗Verſammlung, 
ſo weit ſolche konſtituirt iſt, * engere Rath 10 gleichen Zwecken an 
dle Seite trete, d. h. Behuſs a tung über eine neue provlſo⸗ 
ziſche Gentralgewalt für Deutschland, fo wie Behufs der Mevifion der 
Bundes⸗Verfaſſung. In Betracht der unumgänglichen Nothwendigkeit 
eines nunmehr ohne längeren Verzug in das Leben tretenden Central⸗ 
Organs für den deutſchen Bund, und in Beiracht, daß alle ſeitherigen 
Verſuche, eine neue proviſoriſche Bundes⸗Central⸗Gewalt zu ſchoffen, 
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zum großen Bedauern der königl. Megierung, zu dem erwünschten Er⸗ 
gebniſſe nicht geführt haben, if die bai. Regierung indeß auch bereit, 
der von Seiten der kalſerl. öſterr. Regierung beabſichtigten vorläufigen 
Einberufung der Bundes⸗Verſammlung und namentlich dem Antrage 
auf Einſetzung des engeren Rathes derfelben mit der Aufgabe, bis zur 
Ginſetzung einer neuen Bundes⸗Gentral-Gewalt, ihrer urſprünglichen Dt: 
ſtimmung gemäß, die Obliegenheiten eines ſolchen Organes zu beſergen 
und gleichzeitig zu den Behufs der Verfaſſungs⸗Repſſion erforderlichen 
Arbeiten zu ſchretten, ihrerfeits Folge zu geben. Uebrigens iſt bei diejer 
dem Antrage der kaiſerl. öſterr. Regierung zuſtimmenden Erklärung der 
Umftand in ernſte Erwägung gezogen worden, daß die kalſerl. Regie: 
rung ihr Wort dafür verpfändet hat, wie dem Antrage des kaiſerlichen 
Kabinets nicht die Abſicht zu Grunde liege, zu den früheren Zuſtänden 
und Formen zurück zu kehren, wie vielmehr im Gegentheil dieſer Schritt 
ihm nur als das einzige Mittel gelte, zu einer den Bedürfniſſen der 
Zeit entſprechenden Neugeſtaltung des Bundes zu gelangen, welche die 
kaiſerlich öſterreichiſche Regierung ihrerfeits redlich und nach Kräften zu 
fördern bemüht fein werde. In dieſer feierlichen, den Anſichten der 
königlichen Regierung vollkommen entſprechenden Zuſage — aber auch 
nur in ſolcher — findet die königl. Regierung bei der zeitlichen Rückkehr 
zu den früheren Einrichtungen die genügende Beruhigung, und ſie nimmt 
daher das diesfällige vor ganz Deutſchland von Oeſterreich gegebene 
Verſprechen vertrauensvoll an. Zugleich ſetzt ſie voraus, daß eine ſolche 
Zuſoge gleichzeitig mit der Konſtituirung des Bundestages, von ſolchem 
in einer Anſprache an das deutſche Volk oder in einer anderen paſſen⸗ 
den Form zu öffentlicher Kenntniß werde gebracht werden. 

Kurheſſen hat bei einigen Veranlaſſungen öffentlich die rechtliche 
Anficht geäußert, daß der thatſächlich vorhandene Zuſtand des Mangels 
des in den Bundes⸗Geſetzen gegründeten Central⸗Organs des Bundes 
ein durch die Vorgänge der eben vergangenen Jahre auch rechtlich her⸗ 
vorgebrachter ſei. Bei den betreffenden Veranlaſſungen handelte es ſich 
indeſſen nicht von einem Staats⸗Akte, in welchem die erwähnte Anſicht 
einen Ausdruck hatte finden können, fo wie denn auch in der Zeit, in 
welcher jene geäußert wurde, keinerlei eigentliche Erörterung über die 
rechtliche Lage des ſo wichtigen Beſtandtheiles der Bundes⸗Verfaſſung 
vorlag. Die eben ſo gründliche, als überzeugende Darſtellung in dem 
Berichte des verehrlichen Ausſchuſſes konnte die Wirkung nicht verfeh⸗ 
len, die Zweifel an dem rechtlichen Fortdeſtande der Bundes verſamm⸗ 
lung zu befeitigen. In beſtimmter Anerkennung der gegebenen Dar⸗ 
ſtellung der wahren Sachlage in dem Ausſchuß⸗ Bericht ergreift 
Kurheſſen die ihm hier dargebotene Gelegenheit, dem kaiſerlich 
öſterreichiſchen Hofe den beſonderen Dank für deſſen, dem Bundes⸗ 
rechte gemäße Bemühungen auszusprechen, die zurückgetretene Thätig⸗ 
keit der Bundes⸗Verſammlung wieder eintreten zu laſſen, nicht allein 
um den deutſchen Bund als Geſammtmacht darzuſtellen, damit derſelbe 
die unabweislich nothwendigen von der Würde des Bundes geforder⸗ 
ten Handlungen vornehmen könne, ſondern auch, um die feſte 
Grundlage zu gewinnen, auf welcher eine das politiſche Leben der Ge⸗ 
fammtheit der deutſchen Bundesſtaaten erhebende Umgeſtaltung der Bun⸗ 
des: Werfaffung durchgeführt werden kann, die der deutſchen Nation den 
Mittelpunkt ihres Vereins als in reger Thätigkeit fortſchreitend zu zei⸗ 
gen und dadurch das Vertrauen derfeiben an das gemeinſame Organ 
des Willens der Geſammtheit zu feſſeln geeignet iſt, indem dieſe Um: 
geftaltung) es beſonders wird zu bewirken haben, daß die Art der 
Handhabung der Verfaſſung, deren lebendige Wirkſamkeit zurückdrängen 
verhindert und nicht wieder wie in der den Umwälzungsver⸗ 
ſuchen der letzten Jahre vorausgegangenen Zeit die Eriftenz des Bun⸗ 
des gewiſſer Maßen dem politiſchen Bewußtſein der Nation entzogen 
werde. Indem der kate, erreich ſche Hof ſein Wort verpfändet, 
nicht zum Zweck der — ehr zu den früheren Zuſtänden den Antrag 
auf Einberufung der Bundes⸗Verſammlung in deren volle Wirkſamkeit 
geſtellt zu haben, bietet dieſelbe feibft die höchſt dankenswerthe Veran⸗ 
laſſung den Gliedern des Bundes dar, nicht nur dieſe Wortverpfändung 
zu acceptiren, ſondern auch die eigene damit zu verbinden, daß auch 
ihrer Seits bei dem gegenwärtig vorliegenden Schritte zu bundesrechtlichen 
Vereinigung aller Bundesglieder dieſelbe Abſicht vorwaltend ſei. Der wieder⸗ 
gewonnene Boden zur Erreichung des erforderlichen Neuen verſchafft aber 
auch zugleich allen Bundesſtaaten die Gewißheit, daß fie ſämmtlich des 

chutzes wieder ſicher fein könnrn, der durch die Bundesgeſetze fo um: 
faſſend dahin gewährt wird, daß nicht die Macht, ſondern das Recht 
die Richtſchnur des Handelns aller Bundes glieder fein könne und fein 
Es kann daher nicht anders als in der Zuverſicht des gedeih⸗ 
lichſten Erfolges die rechtliche Nothwendigkeit der Reactivirung der 
Bundes⸗Verſammlung anerkannt werden, um einſtweilen dieſe defini⸗ 
tiv vorhandene Geſtaltung des Bundes bis das ſofort anzugreifende 
Werk der Verfaſſungs⸗Reviſion zu feſten Refultaten und zu einem an⸗ 
ders geſtalteten Organe geführt fein wird, gelten zu laſſen, und Kur: 
heſſen we 3 5 Be Antrage des kaiſerlich öſterreichi⸗ 

ofe öllig beiſtimmen. 
ähemart wegen Holfiein und Lauenburg: Der königlich 
väniſche Bevollmächtigte iſt im Stande, in ungetheilter Würdigung der 
vom Herrn Präſidial⸗ Bevollmächtigten entwickelten Motive für ſeinen 
allerhoͤchſten Hof Anträgen beizupflichten, aus welchen die Reactivi⸗ 
rung des verfaſſungsmäßigen Organs für Wollen und Handeln des 
Bundes, und damit auch die aufrichtigſt gewünſchle Herſtellung geſetz⸗ 
—— um par Zuftände 5 jedem Theile Deutſchlands ver⸗ 
offentlich in kürzeſter Friſt hervorgehen werden. 
behelederlande für Limburg: Der Bevollmächtigte glaubt die 
ueberzeugung ausſprechen zu können, daß, in fo fern die kaiſ. öſterr. 
Regierung es den Umſtänden angemeſſen oder nothwendig finden ſollte, 
fämmtliche Bundesſtaaten zur Wiederherſtellung der Bundes⸗Verſamm⸗ 
lung in ihrer bundesverfaſſungsmäßigen Wirkſamkeit einzuladen, ſeine 
allerhöchſte Regierung einer ſolchen Einladung zu e ntſprechen um fo 
mehr geneigt ſein wird, als ſie jederzeit die Beobachtung der Verträge 
er 55 Geſetze des Bundes zur Richtſchnur ihres Verhal⸗ 

0 mmen hat. 

Mecklenburg⸗Strelie: Die großh. Regierung, von der Ueber: 
zeugung durchdrungen, daß das Recht die allein haltbare Grundlage 
und zugleich der ſicherſte Wegweiſer zur Beendigung der Verwickelun⸗ 
gen iſt, in welche die deutſchen Verfaſfungs⸗Verhältniſſe gerathen find, 
hat vor allen Dingen ihre Aufmerkſamkeit einer genauen Prüfung der 
auch von ehrenwerther Seite laut gewordenen Zweifel widmen zu müſ⸗ 
fen geglaubt, ob die Verfaſſung des deutſchen Bundes, welche ohne die 
Bundes-Verſammlung nicht denkbar iſt, noch zu Rechte beſtehe oder 
nicht. Die Frage iſt: welches rechlliche Verhältniß beſteht unter den 
Mitgliedern des deutſchen Bundes von 1815, nachdem das durch den 
Vertag vom 30. Sept. 1849 gegründete Interim zu Ende gegangen 
iſt? Nach der einen Auffaſſung haben die Verträge von 1815 nicht 
bloß im Allgemeinen ihre Kraft und Gültigkeit behalten, ſondern es 
muß ſich auch in der vorliegenden Anwendung dieſe Gültigkeit dahin 
äußern, daß die vom Praſidio nach Frankfurt a. M. eingeladene Ge: 
ſammtheit der Bundesmitglieder der beſtehenden Bundes⸗Geſetzgebung 
gemäß als Bundes⸗Plenarverſammlung über die Verfaſſungs⸗Angelegen⸗ 
beiten zu beſchließen das Recht hat. Von der anderen Seite wird be⸗ 
bauptet, daß zwar allerdings der auf den Verträgen von 1815 beru. 
hende deutſche Bund fortbeſtehe, daß aber die Bundes ⸗Verſammlung 
und die auf derfelben beruhende Verfaſſung des deutſchen Bundes recht⸗ 
mäßig aufgehoben fei, und daher der Kongreß von Bevollmächtigten 
der deutſchen Bundesftaaten in Frankfurt a. M. nur auf völkerrechtli⸗ 
cher Baſis, nicht aber als eine deutſche Bundes ⸗Plenarverſammlung, 
welche ohnehin nach der Bundes⸗Geſetzgebung eine Vorbereitung durch 
den engeren Rath vorausſetze, verhandeln und beſchließen könne. Es 
3 Dingen anzuerkennen und feſtzuhalten, daß es unzuläffig 
fe für ide, wenn man, um die eine oder die andere Auffaſſung zu un 
— Ben, nur auf Beſtimmungen aus den Bundes: Verträgen oder der 
— es⸗Geſetzgebung bis zur Bewegung des Jahres 1848 Bezug neh⸗ 

zen, die rechtlichen Folgen dieſer Bewegung aber ohne Weiteres igno⸗ 
un oder wenn man aus dem ganzen Zuſammenhange der Geſetze des 
Im ſchen Bundes und ihrer Entwickelung bis auf die Gegenwart, 
einzelne Vorſchriften oder mit Rechtsfolgen verbundene Thatſachen 
willkürlich beſeitigen wollte. Diejenigen, welche die Auflöfung der 
Bundes verfaſſung behaupten, berufen ſich zunächſt auf den Beſchluß der 
die wocsverſammlung vom 30. März 1848, durch welchen, um 
Ds „Entwerfung der Grundlagen einer neuen Bun 
eo Berfafſung“ zu fordern, die Bundes: Regierungen auf: 
gefordert werden, Wahlen von Nationaldertretern anzuordnen, welche 
jo Sitze der Bundesverfammlung ſchleunigſt zuſammentreten follten, 
8 in zwiſchen den Regierungen und dem Volke das r 
er fafſungswerk zu Stande zu bringen.“ Diefer in Rͤckſic 
feiner Ausführung durch den Beſchluß vom 7. April 1848 näher mobi: 
flirte Bundesbeſchluß iſt insofern zur Ausfühtung gekommen, als er 
der Nationalverſammlung ihr rechtliches und faktiſches Daſein gegeben 
at. Durch das Daſein der Natlonalperſammlung aber war nur die 
Waßeſch el, oder, vom damaligen Standpunkte aus betrachtet, die 
Wahrſcheinlichkeit einer Veränderung der deutſchen Bundesverfaſſung 
begründet worden, keinesweges die Nothwendigkeit, weil eben nach dem 
Beſchluſſe vom 36. März 1848 das Zustandekommen von einer Verein: 
barung zwiſchen den Regierungen und der Nationalverſammlung alſo 
don einem freien Vertrage abhängig bleiben ſollte, und noch viel weni: 
ger die Wirklichkeit einer neuen Verfaſſung wie der Erfolg gezeigt hat. 
Wenn hie und da von ſehr elfrigen Freunden eines deutſchen Bundes, 
ſtaates aus den erwähnten Beſchlüſſen der Bundesverſammlung dedu⸗ 
irt iſt, daß Deutschland bereits aus einem Staatendunde ein Bundes: 
ſtaat geworden ſei, fo wird zur Entkräftung dieſer mehr auf politischen 
uſchen als auf einer rechtlichen Auffaffung beruhenden Deduktion 
der gent auf die von allen deutſchen Regierungen anerkannte That⸗ 
ſache genügen, daß die Nationalverlammlung aufgehört hat zu eriftiren, 
ohne daß der Zweck, für welchen ſie nur berufen war, erreicht worden 
iſt. Aus dieſer Thatſache, und da in dem Beſchluſſe, der die re 
Grundlage der Nationalverſammiung bildet, nur von dem de 
Verfaſſungswerke als von einem Ganzen, welches feiner ur ned 
auch nur als ſolches, und nicht theilweiſe zu Stande kommen . 
die Rede if, folgt mit Rothtvendigkeit, daß die Nattonsloerſemmlung 


von den deut 


überhaupt an der deutſchen Bundes verfaſſung nur dann rechtmäßiger 
Weiſe etwas ändern konnte, wenn fie ein neues Verfaſſungswerk durch 
Vereinbarung zu Stande brachte, und wenn auch in dieſer Hinſicht der 
. Werkes oder eines Ganzen keineswegs in dem Sinne auf 
e Spitze zu treiben ift, daß eine gewiſſe einheitliche oder detalllirte 
* per Abfaffung unter allen umſtänden nothwendig geweſen wäre, 
ſo wird doch Niemand läugnen, daß wenn zur Umgeſtaltung der Bun⸗ 
mee von einem Zuſtandebringen des deutſchen Verſaſſungs⸗ 
werkes dw ng den Regierungen und dem Volke die Rede war, minde⸗ 
ſtens 7 von den in jenen Worten liegenden Begriffen getrennt 
werden konnte, namlich erstens, daß die weſentlichen Grundlagen 
einer neuen deut age Berfäffung durch Vereinbarung feſtgeſtellt ſein, 
und zweitens, daß dieſe Feſtſtellungen definitive fein mußten. Die 
Nationalverfammlung, dien man ihr keine anderen Befugniſſe beilegt, 
als diejenigen, welche ib 80 zu Recht beſtehenden Bundes beſchlüſſe ihr 
erfheilen, wenn man ihr terne Souveränetät wicht zugeſteht, 
die fie keinen anderen Rode pate, als ein wiüküruſch geltend ge. 
machtes tevolationätes Prinzip, konnte alſo eine Nenderung der deut: 
ſchen Bundesverfaſſung rechtlicher Weiſe une dann bewirken, wenn fie 
eine Vereinbarung über die weſentlichen Punkte einer neuen Verfaſſung 
mit den deutſchen Regierungen definitiv zu Stande brachte. Daß dies 
geſcheben fei, behauptet Niemand. Hieraus folgt, daß jede nicht auf 
der einmal angewieſenen rechtlichen Grundlage beruhende oder die auf 
einmal angewieſenen Gränzen überſchreitende Thätigkeit der National 


die Anerkennung d en, wovon wei 
Rede fein wie“ er deutſchen Regierung eiter unten die 
von der Nationalverſammlun erufenen proviſ⸗ 

g ins Leben 9 oriſchen Ver: 
faſſunge⸗Beſtimmungen betrifft, die Folgerung 
ten werben, baf die zechtiige Cal el der proolloien von ber 


klaren Inhalte nach die bloße Gründung eines Proviſorii ohne dem⸗ 


ein d a ungswerk, 
Dabei tritt in voller S fe ann — hervor. 


werden, eine ſolche aber nur dann Wirkung haben folle, wenn man über 
alle weſentlichen Punkte definitiv einig werde. Im erſteren Falle iſt je⸗ 
des beſtehende Rechtsverhältniß unter den Betheiligten aufgehoben, und 
das Zuſtandekommen eines neuen iſt ungewiß. Eine hierauf gerichtete 
Abſicht der Betheiligten kann nicht vermuthet werden, in Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheiten, wo auch bei den durchgreifendſten Umgeftaltungen die 
Aufhebung aller beſtehenden rechtlichen Beziehungen, bevor neue be⸗ 
gründet worden, niemals gewollt ſein kann, wenn man nicht zugleich 
die Anarchie will, iſt ſie unmöglich. Im zweiten Falle dagegen betrach⸗ 
ten die Betheiligten es nothwendiger Weite als ſich von felbfi 5 
hend, daß das bisherige Rechtsverhältniß erſt dann aufhören ſollte, 
wenn ein neues durch Vereinbarung zu Stande gekommen, und alle 
auf Zuſtandebringung des neuen gerichtete Willenserklärungen können 
nur in dieſem Sinne interpretirt werden. Prüft man hiernach die wei⸗ 
teren Vorgänge in der deutſchen Bundes⸗Verfaſſungs⸗ Angelegenheit, ſo 
ergiebt ſich Folgendes: Das von der National. Verſammlung am W. 
Juni 1848 beſchloſſene Geſetz über Einführung einer proviſoriſchen Cen⸗ 
tral⸗Gewalt war an und für ſich ungültig, weil der Verſammlung das 
Recht zur Erlaſſung eines ſolchen Geſetzes nicht zuſtand. Daſſelbe iſt 
aber gleichwohl in ſo fern von rechtlicher Bedeutung, als es den Grund 
und Gegenſtand der ſpäteren Anerkennung von Seiten der deutſchen 
Regierungen enthält, es bildet zu dieſem referens das relatum. Dies 
Geſetz nun charakteriſirt ſich ſelbſt unzweifelhaft als ein Proviſorium, 
von dem vorausgeſetzt wurde, daß es in eine definitive monarchiſch⸗kon⸗ 
ſtitutionelle Reichs⸗Verfaſſung übergehen werde. Der ganze Inhalt des 
Geſetzes, alſo auch die sub 13 enthaltene Beſtimmung: „Mit dem Ein- 
tritt der Wirkſamkeit der proviſoriſchen Central⸗Gewalt hört das Be⸗ 
ſtehen des Bundestages auf“ war von dieſer Vorausſetzung ergriffen, 
und es läßt ſich um ſo weniger aus irgend einer Stelle des Geſetzes 
die Abſicht entnehmen, daß auch für den Fall des Scheiterns der defi⸗ 
nitiven Reichs⸗Verfaſſung der bisherige rechtliche Organſsmus des Bun: 
des zerſtört fein ſolle, als zu jener Zeit an die Möglichkeit des Schei⸗ 
terns der beabſichtigten Reichs⸗Verfaſſung nicht gedacht wurde. 
Sollte aber auch eine große Anzahl von Mitgliedern der Na⸗ 
tional⸗Verſammlung, was allerdings nach dem Geiſte, ber in ihr 
herrſchte, wenigſtens denkbar iſt, beabſichtigt haben, den rechtlichen Or⸗ 
ganismus des deutſchen Bundes fofort zu zerftöten und die neue Ge⸗ 
ſtaltung deſſelben der ungewiſſen Zukunft zu überlaffen, fo hat ſich doch 
die Anerkennung der deutſchen Bundes⸗Regierungen, auf die es, wie 
ſchon bemerkt iſt, rechtlich allein ankemmt, in diefer Hinſicht dem Be 
ſtreben der National⸗Verſammlung nicht angeſchloſſen. Angenommen, 
die National⸗Verſammlung wollte den beflehenden Organismus des 
Bundes ſofort zerſtören, ſo war dies ein direkt aus dem Prinzipe der 
Volks⸗Souveränetät fließender Akt revolutionärer Willkür, woran die 
Regierungen ſich nicht betheiligt haben. Durch das Schreiben vom 
29. Juni 1848 hat die deutſche Bundes⸗Verſammlung Se. kaiſerliche 
Hoheit den Erzherzog Johann von Heſterreich benachrichtigt, daß fie 
ſchon vor dem Schluſſe der Berathungen über die Bildung einer pro⸗ 
viſoriſchen Central⸗Gewalt von den deutſchen Regierungen ermächtigt 
war, für eine Wahl Hochdeſſelben zu dem Berufe eines Reichsverwe⸗ 
ſers ſich zu erklären. Dieſe Erklärung tritt unverkennbar dem Prin⸗ 
zipe der Volks⸗Souveränetät dadurch entgegen, daß fie die Uebereinſtim⸗ 
mung der Regierungen als das rechtliche Fundament der Ernennun 
eines Reichsverweſers hinſtellt. Damit ſtimmt auch das 71. Protokoll 
der deutſchen Bundes⸗Verſammlung vom 12. Juli 1848 vollſtändig über⸗ 
ein. Auch hier wird hervorgehoben, daß Se. kaiſerl. Hoheit, indem er 
an die Spitze det proviſoriſchen Central⸗Gewalt trete, jener Gewalt, 
geſchaffen auf den Wunſch des deutfhen Volkes, um für die allgemeine 
Sicherheit und Wohlfahrt des deutſchen Bundesſtaats zu ſorgen, feine 
bewaffnete Macht zu leiten und ſeine völkerrechtliche Bure aus: 
zuüben, den entſchiedenſten Werth auf die voraufgegangene Erkl 8 
fämmtlicher deutſcher Regierungen gelegt habe. Nun werden die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Befugniſſe und Verpflichtungen der Bundes⸗Verſamm⸗ 
lung aufgezählt, wobei es mit ausdrücklichen Worten heißt: 
der Verfaſſung Deutſchlands war die Bundes rſamm⸗ 
lung berufen und verpflichtet, den Bund iu feiner Ge: 
ſammtheit vorzuſtellen und das beſtandige Organ feines 
Willens und Handels zu fein“, und die Bundre Verſammlung 
üderträgt Namens der deutſchen Reglerungen die Ausübung derſel⸗ 
den an die proviſorſſche Central-Gewalt; fie legt fie insbefondere mit 
dem Vertrauen in die Hände Sr. kaiſerl, Hoheit, als des deut⸗ 
{hen Reichsverweſers, daß für die Einheit, die Macht und die Freiheit 
Deutſchlands Großes und Erfolgreiches erzielt werde c. Mit dieſen 
Erklärungen ſah die Bundes-Verſammlung ihre bisherige Thätigkeit als 
beendet an, und ganz in Uebereinſtimmung mit dieſen Erklärungen hat der 
Reichsverweſer die von der Bundes-Verſammlung Namens der deutſch 
Regierungen an die proviſoriſche Centrol⸗Gewalt übertragene Ausüb 
ihrer bisherigen verfaffungsmäßigen Befugniffe und 
Verpflichtungen übernommen, Dieſe Befugniffe und Verpflich⸗ 
tungen ſollten alſo nicht aufgehoben, ſondern es ſollte nur die 
übung derſelben und zwar unter einer Vorausſetzung, bie 
nicht realiſirt dat, an eine proviſotiſche Gewalt übertragen f 
die Griftenz der Bumdes-Berfammlung, die auch ohne baß ihr MähtEn 
des Yrosiforii eine Thätigkeit verbled, möglich war, follte beendet ſein, 
ſondern nur ihre bisherige, jetzt proviſoriſch vom Keichseerweſen aus ' 
zuübende Thätigkeit. und dieſe bisherigen verfaſſunge mäßigen Befug⸗ 
niſſe und Verpflichtungen der Bundes ⸗Berſa bildeten einen 
Gompler, zu weichem, wie ausdrücklich herverge hebe war, ihre Qua⸗ 
lität als Organ des Bundes, alſe gerade der Organismus, die 
Berfaflung des Bundes gehörte. Cs iM befanne, DAB der Reichgver⸗ 
weſer, und zwar auch noch zu einer Zeit, MO x National⸗Verſamm⸗ 
lung nicht mehr eriſtirte, bieſen vom ber bertroab Ver ammlung im 
Namen der deutſchen Kegiszungen ie Bundes denen Compler von 
Rechten und Pflichten, in welchem die Bundes- Verfaſſung enthalten 
wor, treu bewahrt hat, um gaben den die Worausiegungen der 
Uebertragungen fehlgeſchlagen, iu, > i Hände zurück zu geben, aus 
welchen er ihn empfangen. gte cht die Berechtigung erhalten 
hatte, mit den ihm annertranfen menten und Pflichten Veranderungen 
vorzunehmen, welche vielmehr * zu errichtenden, bis jetzt aber gt 
errichteten Weste m * Dr — er das an⸗ 
U i er es empfangen hatte, 
vertraute B daß ſeine Abſicht auch dahin . war, pr man 
September 1849 ausge 
eboten werde, 
jene ürbe und die ihm mit Bundesbeſchlaß vom 12. 
u mmtheit der 
Mitglieder des deutſchen Bundes 
wohl der Reichs verweſer die ihm üdertragenen Rechte N 
die Geſammtheit der Mitglieder des deutſchen Bundes 
zurückgegeben, ſonderen mit deren Zuſtimmun in bi d Maj. 
des Kaiſers von Oeſterreich und Sr. Ma; 1 br — 
auf Grund des unterm 30, September 1840 bie zum 1. 3 1890 
el ſchen Bundes: Regierungen verabredeten nieder⸗ 
8 egt bat, fo ändert dies in der rechtlichen Lage nichts welter, als 
aß dieſelbe Verbindlichkeit zur Rückgabe einer ptoviforlſch anvertrau⸗ 


amtlichen Theile“ 


werden, 


öffnung auf den 1. Sept. feſtgeſtelt⸗ 


ten Gewalt, welche dem Reichsverweſer gegenüber der Geſammthelt 
der Mitglieder des deutſchen Bundes oblag, jetzt auf Se. Maj. ben 
Kaiſer von Oeſterreich und Se. Maj. den König von Preußen über⸗ 
egangen if, wie denn überhaupt die obige Auffaſſung durch den In: 
alt der Convention vom 30. September 1849, worin die Verfaſſung 
des Bundes und die Bundes⸗Geſetzgebung keineswegs als aufgehoben 
betrachtet, ſondern für die Dauer des Interims zum Gegen 
ſtande proviſoriſcher Anordnung gemacht wird, als die allein richtige 
ſich beftätigt findet. Wenn nun, nachdem der 1. Mai 1850 verſtelchen 
iſt, Ihren Majeſtäten dem Kaiſer von Oeſterreich und dem Könige Us 
zeugen vor allen Dingen die Möglichkeit gewährt werden — 8 
Folge der Convention vom 30. September 1849 auf fie Ü — en 
nen Rechte und Pflichten in diefelben Hande zurückzugeben, alſo nicht 
chen der Reichaverweſer fie am 12. Juli 1848 empfangen, Sonn cht 
an 35 ſſolirte Regierungen, ſondern an die Geſammtbelt ur, talie⸗ 
der des deutſchen Bundes, in deren durch die Berfaund ＋ Geſetz⸗ 
gebung des Bundes beftimmten Verhöltniſſen eine fg — eftändige 
Veränderung nirgends eingetreten, fo darf fein Per 4 es deutſchen 
Bundes diefer Anerkennung, welche zunächſt 5 vollſtändige Wieder⸗ 
herſtellung der Bundes⸗Verfammlung in allen — Befugniffen noth⸗ 
wendig macht, ſich entziehen. Die Ergee 17 ſchon durch den 
Art. Vn. der Wiener Schlußakte vom 15. Mai 1820 gegebenen Ber: 
bindlichkeit iſt um fo unerläßlicher, als durchgreifende Veränderungen 
in der Verfaſſung und Geſetzgebung, des Bundes in hohem Grade 
wünſchens werth find, und deren Nealifirung doch nur dann möglich ist, 
wenn man ein ſicheres, rechtliches Fundament hat, bevor der Neubau 
in Angriff genommen wird. Auch + anderen Beziehungen, die für alle 
deutſchen Staaten von höchſter — chtigkeit find, kann Deutschland ei⸗ 
nes Organs feiner Verbindung nicht entbehren. Wollte man das ein» 
zige, augenblicklich zu Recht beftchende, wenn auch mangelhafte Organ der 
Einheit Deutſchlands — bevor ein anderes und beſſeres durch 
verfaſſungsmäßige uebere uſtimmung aller Bundes⸗Mitglieder an deſſen 
Stelle geſetzt worden, fo könnte Deutschland, anſtatt zu größerer Ein⸗ 
deit, Macht und Freiheit, leicht zum Gegentheil gelangen. Dem Bor: 
emäß erklärt ſich Mecklenburg⸗Streliz mit den durch den 
Herrn pesnpiat-Bevollmächtigten mitgetheilten Anſichten und Vorſchlä⸗ 
L. öſterreichiſchen Regierung vertrauensvoll einverſtanden. 
eiechtenſtein. Der Hr. Bevollmächtigte iſt ermächtigt, die volle Bei⸗ 
ſtimmung der fürſtlich liechtenſteiniſchen Regierung zu dem vorliegenden 
Antrage des kaiſerl. Hofes auszuſprechen. 
Schaumburg⸗Lippe. Der Bevollmächtigte erklärte: Sein höch⸗ 
er Hof fei bisher durchaus ſchon von der Ueberzeugung geleitet gewe⸗ 
ſen, daß die rechtlich und geſetzlich noch beſtehende Organiſation des 
Bundes, wie die Grundverträge und Grundgeſetze deſſelben fie vorſchrei⸗ 
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ben, vor Allem auch thatſächlich wieder in der wirklichen Bundesver⸗ 


ſammlung ihre Oarſtellung finden müſſe, wenn man auf legalem Boden 
und in Rechtsgültigen Formen diejenigen Abänderungen an der Bun⸗ 
desverfaſſung vornehmen wolle, welche ſich als Bedürfniß herausgeſtellt 
haben und bereits als ſolches allſeitig anerkant werden. Nachdem das 
faktiſche Beſtehen der 1 — Bundeskommiſſion mit den Beſtimmungen 
der Convention vom 30. September 1849 nicht mehr in Uebereinſtim⸗ 
mung fei, und ver Bund außerdem jedes vertragsmäßigen Organes 
ſeiner eben jetzt durch ſo wichtige Gegenſtände in Anſpruch genommenen 
Wirkſamkeit entbehre, ſo müſſe als eine Bundespflicht angeſehen wer⸗ 
den, das geſetz⸗ und vertragsmäßige Organ des Bundes wiederum zu 
reactiviren. Der Bevollmächtigte ſei daher angewieſen, ſich dafür aus⸗ 
zuſprechen, daß ſolches geſchehe und daß dem kaiſerl. öſterr. Hofe anheim 
gegeben werde, ſämmiliche Bundesglieder zu Beſendung der legalen 
Bundesverſammlung Behufs deren vollſtändiger Reaktivirung aufzu⸗ 
fordern. F g 2 

Heſſen⸗ Homburg. Der landgräfl. Bevollmächtigte iſt ermächtigt, 
der fo eben vernommenen Präſidial⸗Propoſition beizuſtimmen. 

Präſidium entnimmt aus den eben abgegebenen Erklärungen mit 
lebhafter Befriedigung die allfeitige Zuſtimmung zu dem von dem kaiſerl. 
Hofe geſtellten Antrage, und wird es ſich zur angenehmen Pflicht 
eg feine allerhöchſte Regierung ungefäumt hiervon in Kenntniß zu 
etzen. 

Auf Antrag des Präſidiums wurde nunmehr die Sitzung 


geſchloſſen. 2 
Fr. Thun. Noſtitz und Jänckendorf. XZylander, Det: 
mold. Reinhard. Haſſenpflug. Bülow. v. Scherff. 


v. Oertzen. D. v. Linde, Strauß. Frhr. v. Holzhauſen. 


Protokoll der vierten Sitzung, am 8. Auguſt 1850. 

In Gegenwart: Von Seiten Oeſterreichs: des k. k. wirkl. geheimen 
Rathes und Bundes ⸗Präſidial⸗ Bevollmächtigten, Grafen von Thun⸗ 
Hohenſteinz von Selten Sachſens: des königl. Hrn. Geh.⸗Raths 
Roftig und Jänckendorf; von Seiten Baierns: des königl. Herrn 
General⸗Majors Ritters v. Rylander; von Seiten Hannovers: des 
königl. Hrn. Legationsrathes D. Detmold; von Seiten des Großherzog⸗ 
thums Seren des großh. Hen. Ober⸗Appellations⸗ und Caſſations⸗ 
Gerichts⸗Rathes Frhn. v. Münch⸗Bellinghauſen; von Seiten Däne- 
marks wegen Holftein und Lauenburg: des königl. dänſſchen Hrn; 
Kammerhern v. Bülow; von Seiten der Niederlande wegen Lim⸗ 
burg: des königl. niederländ. Hrn. Staatsrathes v. Scherff; von Sei⸗ 
ten Schaumburg⸗Lippe's: des fürſtl. Hrn. Kabinetsraths Strauß; 
und meiner: des kaiſerl. öſterr. Miniſterial⸗Concepts⸗Adjuncten und 
interimiſtiſchen Protokollführers, Ritters v. Roſchmann⸗Hörburg. 

8 15. Bildung eines neuen Bundes⸗Central⸗Organs. 

Präſidium eröffnet, der großh. heſſiſche Herr Bevollmächtigte habe 
die Anzeige gemacht, er ſei von feiner hohen Regierung beauftragt, die 
in der letzten Sitzung noch vorbehaltene Erklärung abzugeben, weshalb 
die hier anweſenden Herren Bevollmächtigten zu einer neuen Sitzung 
berufen worden ſind. 

Der groß herzoglich⸗heſſiſche Herr Bevollmächtigte erklärte 
hierauf zu Protokoll: Seine königl. Hoheit der Großherzog betrachten 
es als eine moraliſche und rechtliche Verpflichtung zur Herſtellung eines 
Central⸗Organs für ganz Deutſchland bereitwillig mitzuwirken. Unter 
den gegenwärtigen Farsierigen politiſchen Verhältniſſen hält es die 
großherzogl. Regierung für den ausgesprochenen Zweck nicht förderlich, 
die bekannte, in dem Commiſſions⸗Bericht vom 15. Juli d. J. erörterte 
Streitfrage über das Fortbeſtehen der Bundes⸗Verfaſſung in allen 


ihren einzelnen Theilen, dermalen einer nähern Prüfung und Erörte⸗ 


rung hier zu unterziehen, fie ſieht vielmehr für ſetzt nur in der von 
dem kaiſerl.⸗Iſterreichiſchen Kabinet in Antrag gebrachten Einberufung 
der Bundes⸗Verſammiung den einzigen praktiſchen Weg, um ſofort das 
vorgeſteckte Ziel, fo weit als möglich, zu erreichen, und in der Hoffnung 
und Vorausſetzung, daß alle Bundes⸗Regierungen, dieſen Geſichtspunkt 
feſthaltend, zu der fo notwendigen Einigung aller Bundesgenoſſen bei- 
zäthig fein werden, iſt der großherzogl. Bevollmächtigte beauftragt, dem 
Antrage des kaiſert präfidizenden Hrn. Bevollmächtigten beizuſtimmen, 
indem Se. königl. Hoheit hierbei von derſelben Voraus ſetzung geleitet 
von welcher das kaiſerl. Kabinet ſelbſt bet feinem Antrage aus⸗ 
gegangen, daß nämlich die, fo, in ihrer vollen Competenz zu rekonſtrui⸗ 
rende Bundes⸗Verſammlung nur fo lange in Thätigkeit zu bleiben habe, 
bis die ſofort einzuleitende Reviſion der Bundes⸗Verfaſſung erfolgt fein 
wird. Der Bevollmächtigte ift hierbei noch beſonders von Sr. königl. 
Hoheit dem Großherzog zu der ausdrücklicher Erklarung beauftragt, 
daß Allerhöchſtdieſelben eine ſtarke Bundes⸗Regierung, ein Bund es⸗Ge⸗ 
richt und die Berufung von Vertretern der Nation zur Theilnahme an 
der Berathung über die wichtigſtes Intereſſen, als die Baſis der, den 
erderungen der Nation entſprechend, feſtzuſtellenden Bundes Verfaſ⸗ 
fung betrachten. 
Präfibium bezog ſich Auf ſeine in 
Schluß ra” und erklärte dieſe Sigung als geſchloſſen. 
Fr. Thun. oſtitz und Jänckendorf. Xylander. Detmold. 
d. Münch. Bülow. v. Scherff. Strauß. 


Frankfurt, 20. 
chteibt: 


der vorigen Sitzung gegebene 


Auguſt. [Verſchiedenes.] Die D. 3. 
Eine Beilage der . b A. . veröffentlicht in einem 
die Protokolle der bekannten Bundes⸗Plenar⸗ 
verſammlung. r 5 wird, wie wir hören, von Seiten Preußens 
und, feiner Verdi em gegen die amtliche Natur diefer Ver⸗ 
öffentlichung Beſchwer re. Die meiſten Herren Bevoll⸗ 
mächtigten ſind übrigen u Nach der Abſtimmung vom 7ten 
d. M. verſchwunden. — — — J. berichtigt die Mittheilung, 
daß ſich der am 17. Abende abgehaltene Zapfenſtreich nicht auf 
die beiden preußiſchen Drieglieder DE Dundes-Gentrat-Kommiffion 
ausgedehnt hat und daß an der ige dn vor dem Hauſe 
des Grafen Thun die Muſiker der hieſigen preußiſchen Garniſon 
nicht betheiligt geweſen ſind. 5 
So viel ae wiſſen, hat das öſterreichiſche Kabinet durch eine 
Gireufardepefhe vom 14. d. M. ſämutliche deutſche Regierungen 
eingeladen, den engeren Rath zu beſchicken, und deſſen Er⸗ 
Wir find gefpanne, 
ob derfeibe geneigt ‚fein wird, die Verwaltung des Bundeseigen⸗ 
thume nach preußiſchem Vorſchlage, welchen Oeſterreſch annehmen 
zu wollen ſcheint, einer beſonderen Kommiſſion zu 56 J 
Karlsruhe, 19. Auguſt. [Militäriſches.] Se. königl. 
Hoheit der Prinz Adalbert 1 pen 5 heute Mor⸗ 
gen die hier ſtationitte Abtheilung der königl. preuß. Artillerie 
nebſt Munitions⸗Kolonne inſpizirt. Geſtern war der Prinz zum 
Beſuche Sr. ne des Großherzogs in Baden. 
annheim, 19. Aug. [Milſegeiſches.) Heute Mor: 
gen um 7 Uhr verließ uns das 2te badiſche Infanterſe⸗Bataillon. 


Nichts in das Publikum gedrungen. 


Es marſchirt in das Lager bei Forchheim, welches von dem 
6. und 8. Bataillon bereits verlaſſen wurde. Das 6. Bataillon 
iſt ſchon heute Morgen hier eingerückt, es geht nach einigen Ta⸗ 
gen in feine preußiſche Garniſon ab. Das dem Bataillon 
angehörende Gepäck iſt bereits an Spediteure überwieſen. — Ver: 
gangenen Samſtag, den 17. d. Mts., hielt General Williſen, 
der von Karlsruhe hierher gekommen war, Inſpektlon über das 
6. preuß. Ulanen⸗Regiment. Die Schwadronen, welche auf nahe: 
liegenden Dörfern kampiren, waren beigezogen worden. 
(DO.⸗P.⸗A.⸗8.) 


Darmſtadt, 20. Auguſt. Die Darmſtädter Ztg. ſchreibt: 
Wie wir aus Andeutungen entnehmen, ſoll die Einberufung 
der londſtändiſchen Kammern vielleicht ſchon vor, jeden: 
falls aber nicht ſpäter als Mitte kommenden Monats ſtattfinden. 

Kaſſel, 20. Auguſt. [Betreffend die Miniſterkriſis.) 
Die Nachricht, daß H. v. Schachten mit der Bildung eines 
neuen Miniſteriums beauftragt ſei, ſcheint ſich nicht zu beſtäti⸗ 
gen. Hr. v. Schachten, ein Bruder der durch ihren Einfluß 
am hannoverſchen Hofe bekannten Gräfin Grote, war lange 
Jahre hindurch heſſiſcher Geſandter in Paris; wurde nach 
dem Sturze Louis Philipps eine Zeitlang auf Wartegeld geſetzt 
und vor etwa 10 Monaten nach Wien geſandt, von wo er 
plötzlich zurückberufen iſt, was Veranlaſſung zu dem Gerüchte 
gab, er werde ein neues Minifterium bilden. 


Wiesbaden, 20. Auguſt. (Der Legitimiſten⸗ 
Kongreß.] Die Anweſenheit des Herzogs von Bordeaux 
hierſelbſt giebt vielen Zeitungen eine Veranlaſſung, ihre Spalten 
mit weitläufigen Nachrichten über dieſen Prinzen, über die ihn 
umgebenden Perſonen, über deren politifche® Treiben, kurz über 
den legitimiſtiſchen Kongreß, zu füllen. Es wird dieſer Zuſam⸗ 
menkunft, wohl mit Unrecht, eine ſo große politiſche Bedeutung 
beigelegt, daß die Nachrichten über dieſelbe nicht ohne Intereſſe 
ſind. Ich benutze daher meinen Aufenthalt am Orte, um Ihnen 
mitzutheilen, was ich geſehen und erfahren habe. 


Der Herzog von Bordeaux lebt bisher fo zurückgezogen in ſei⸗ 
nen Zimmern, daß feine Anweſenhelt kaum anders bemerkbar 
wurde, als durch die Menge der täglich ankommenden Franzo⸗ 
ſen, welche kaum mehr in den zahlreichen Gaſthöfen Unterkunft 
finden. Des Morgens fährt der Prinz täglich in die Meſſe, 
des Nachmittags eine Stunde ſpazieren, und des Abends 
empfängt er ſeine zahlreich hier verſammelten Anhänger, wohl 
über 200 Perſonen, die zum allergrößten Theile dem alten 
franzöſiſchen Adel angehören. Vorgeſtern ſollen aber auch 
Deputationen von Arbeiter⸗Vereinen aus Frankreich dem Prin⸗ 
zen ihre Aufwartung gemacht haben; man will gegen fünfzig 
Perſonen gezählt haben. Die äußgre Erſchelnung des Prinzen 
macht einen günſtigen Eindruck, und ſoll lebhaft an Lud⸗ 
wig XVIII. erinnern; er, iſt blond, wohl beleibt, der Ausdruck 
ſeines Geſichts ein wohlwollender. 

Geſtern Abend beſuchte er das etſte Mal das hieſige Theater 
und nachher einen von den hier anweſenden Franzoſen in einem 
Nebenſaale des Kurhauſes veranſtalteten Ball. 

Von den wichtigen politiſchen Verhandlungen, welche angeb⸗ 
lich zwiſchen dem Prinzen und ſeinen Anhängern gepflogen wer⸗ 
den, den Verhandlungen des ſogenannten Kongreſſes, iſt bisher 
Daß Beſprechungen des 
Prinzen mit feinen vertrauten Anhängern ſtattfinden, liegt in 
den Verhältniſſen, ich glaube aber, daß dieſen Beſprechungen all: 
gemein eine weit größere Bedeutung und Tragweite zugemeſſen 
wird, als ſie in der That haben und nach dem Willen der 
Theilnehmer auch nur haben ſollen. Der Prinz wird gewiß die 
bisher von ihm befolgte und vorzugsweiſe durch Berryer der 
tretene Politik des „Zuwartens“ nicht verlaſſen; fie iſt in feiner 
Lage die einzige richtige, denn wenn es überhaupt noch eine 
Aus ſicht für ihn giebt, fo kann fie doch immer erſt Erfolg ha⸗ 
ben, wenn die republikantſche Regierungsform ſich in Frankreich 
um allen Kredit gebracht, und der Präſident ſich abgenutzt ha⸗ 
ben wird. 

Der Herzog don Bordeaux wird jedenfalls noch bis Ende des 
Monats hier bleiben. Auf die wiederholt angekündigte Herkunft 
der Großfürſtin Helene iſt in mehreren Blättern großes 
Gewicht gelegt und dieſelbe mit der ruſſiſchen Politik in Bezie⸗ 
hung gebracht worden. Die Großfürſtin iſt bis jetzt noch in Ems, 
von wo fie ſich in dieſen Tagen nach Baden-Baden begeben 
und wohl erſt dann dauernd hierher kommen wird, wenn der 
Prinz nicht mehr anweſend iſt. Der Herzog von Naſſau hat 
von Bieberich aus dem Prinzen einen Höflichkeitsbeſuch gemacht, 
der ſofort erwidert wurde, worauf ſich die Beziehungen zwiſchen 
beiden Höfen bisher beſchränkt haben. 5 

Noch ein Kurtoſum kann ich Ihnen mittheilen, obgleich ich 
die Richtigkeit der Thatſache keinesweges verbürgen kann. Es 
wird nämlich erzählt, die hieſige Demokratie habe förmlich bar: 
über berathen, ob die Anweſenheit des Herzogs von Bordeaux 
zu dulden ſei; die Rückſicht auf die materiellen Intereſſen ſoll 
aber den Ausſchlag gegeben haben. 


Dresden, 20. Aug. [Der däniſche Geſandte.] In 
dieſen Tagen hat der bei Gelegenheit feiner jüngſten Anmefenheit 
an mehreren Sitzen deutſcher Regierungen oft genannte däniſche 
Abgeſandte, Baron v. Dirckink⸗Holmfeld, auch dem hieſigen 
Hofe einen Beſuch gemacht. Seine Anweſenheit, die nur von 
kurzer Dauer war, ſchien übrigens, wie man hört, der Anſicht 
nicht zu widerſprechen, daß man auch in Kopenhagen erſt mit 
der Herſtellung eines verfaſſungsmäßigen Bundesorgans 
den Moment anbrechen zu ſehen erwartet, wo die wegen Hol⸗ 
ſteins entſtandenen Streitigkeiten mit Erfolg und ohne die we⸗ 
nig wünſchenswerthe Dazwiſchenkunft einer andern 
Macht in Schleswig, ſo wie ohne Verwendung däniſcher 
Waffen in Holſtein, zu einer mehr oder weniger definitiven Er 
ledigung gelangen könne. (D. J.) 


# Dresden, 22. Auguſt. [Dr. Gützlaff in Sachſen. 
— Guſtav⸗Adolph⸗Verein. — Die miniſterielle Preſſe 


und die Sachſen⸗ Zeitung.] Der berühmte Apoſtel der Chir. 


nefen, Dr. Gützlaff, if auf feiner Miſſionsreiſe jetzt in Sach: 
ſen angekommen, und wird am nächſten Sonntage zunächſt in 
der Petrikirche in Leipzig und ſpäter auch hier in Dresden Vor⸗ 
träge halten, um damit die Begründung von Filialen für ſeine 
große deutſch⸗chineſiſche Miſſſon einzuleiten. Ich glaube nicht, 
daß er hier einen für ſeine Pläne wohl vorbereiteten Boden fin: 
den werde. — Ein weit größeres Intereſſe ift in Sachſen neuer⸗ 
dings wieder für den Guſtav⸗Adolph⸗Verein rege geworden, 
deffen leipziger Zweigverein beute eine Sitzung abhält, in welcher 
eine ſehr bedeutende Anzahl neueingetretener Mitglieder Theil neh⸗ 
men werden. — Großes Aufſehen erregt ein kleiner offizieller 
polemiſcher Artikel im heutigen miniſteriellen Dresdner Jour⸗ 
nal gegen die Forderungen der Sachſen⸗Jeitungs⸗Partei, welche 
jetzt allen Ernſtes auf den Sturz des Miniſteriums Hinarbeitet, 
welches nach ihrer Meinung noch zu viel Zugeſtändniſſe an die 
Revolutionäre macht. Die Sachſenzeitung iſt auch fofort mit 
einem „Zur Abwehr“ bei der Hand, worin ſie die klopffechte⸗ 
che Ausdrucksweiſe“ und die „Frivolität“ des miniſteriellen Vor⸗ 
wurſs mit Entrüſtung zurückweiſt. Das wären alfo die Erzie⸗ 
hungereſultate, welche das Miniſterium von dieſem ſo lange gehät⸗ 
ſchelten Kinde einerntet! Wir können dieſem drolligen Streite 
fehr 2 lten, 

erin, 21. Auguſt. [General v. Wranger,) Be⸗ 
fehlshaber in den 0 die Anzeige machen Ian daß 
er in den nächſten Tagen zur Inſpektion des mecklendurgiſchen 
Contingents hier eintreffen werde. Demnach muß es mit der 
preußiſch⸗mecklenburgiſchen Mllitäe⸗Condention, obgleich dieſelbe 
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wegen mangelnder Zuſtimmung der Abgeordneten⸗Kammer noch 
nicht publizirt worden iſt, doch wohl ſeine Richtigkeit haben. 
(Hamb. C.) 

Lübeck, 20. Auguſt. Antwort.] Der Senat hat unterm 
17. d. M. auf das Schreiben des ſchleswig⸗holſtein ſchen 
Departements der auswärtigen Angelegenheiten vom 6. d. M. 
wegen Erſatz des Kanonenbootes „von der Tann“ geant⸗ 
wortet. Der Senat verharrt dabei, daß er im Einverftändniß 
mit allen Schriftſtellern über das Völkerrecht und den Verträgen 
der größten Seemächte gehandelt habe. Aber er enthält ſich auf 
die einzelnen feſtgeſetzten Beſtimmungen einzugehen, „weil das 
Schreiben vom (ten ſich über dieſelben in einem Tone ausſpricht, 
wie er bis jetzt, auch bei obſchwebenden Differenzen, im diploma⸗ 
tiſchen Geſchäftsverkehr nicht vorgekommen iſt und von Unterſtel⸗ 
lungen ausgeht, welche er auf das entſchiedenſte zurückweiſen 
müſſe.“ Der Senat findet ferner, daß fo wenig das Kanonen⸗ 
boot „von der Tann“ bei einer unbedingten Zulaſſung im tra⸗ 
vemünder Hafen dort geſichert geweſen wäre, ſo wenig der Un⸗ 
tergang deſſelben dem Verfahren der travemünder Behörde zuzu⸗ 
ſchreiben ſei. Unter ſolchen Umſtänden könne von einem Scha⸗ 
denerſatze überall nicht die Rede ſein; die desfallſige Forderung 
müſſe er lediglich zurückweiſen. 


Sehleswig⸗Holſteiniſche Angelegenheiten. 

Altona, 21. Auguſt. Militäriſche Bewegungen ha⸗ 
ben begonnen, doch wollen wir vorerſt verſchweigen welche, um 
dem Feinde nicht etwa die Operationen des Generals zu verra⸗ 
then, welcher ohnehin mit Zufälligkeiten und Widerwärtigkeiten 
genug zu kämpfen hat. (Nat. 3.) 

J Aus Schleswig⸗Holſtein, 21. Auguſt. Die frei: 
willige Anleihe hat im Lande einen guten Fortgang, da dieſelbe 
nicht nur in den Städten, ſondern auch auf dem Lande bei den 
reichen Bauern viele warme Intereſſenten und Beförderer findet. 
— Die 376 däniſchen Gefangenen ſind von Altona nach 
Glücksburg gebracht worden, wohin auch zu deren Bewachung 
eine kleine Garniſon poſtirt worden. — Mit diefen Kriegsge⸗ 
fangenen wurden auch zugleich 3 Spione eingebracht, deren 
einer, ein gewiſſer Holzvogt Corpus aus Schleswig, ſich rühmt, 
im Jahre 1848 als Freiſchärler unter dem jetzt ſteckbrieflich ver⸗ 
folgten Literaten Braklow für uns gefochten zu haben. — 
In Rendsburg iſt ſoeben der Schullehrer Hr. Schluter a. Wohlde, 
als Dänenfreund, Wühler und ſelbſt des Spionirens ſchon lange 
verdächtig, im däniſchen Waffenrock gekleidet, eingebracht worden, 
wo er im Stockhauſe das, was über ihn verhängt werden 
möchte, abwartet. — Ein anderes Individuum, nämlich Charles: 
heim aus Altona, iſt daſelbſt verhaftet worden, nachdem man durch 
feine fleißigen Korreſpondenzen nach Dänemark fein Einverſtänd⸗ 
niß mit dieſem Reiche wahrgenommen. 

Ruſlan d. 

Kaliſch, 18. Aug. [Das Lager bei Riga.] Es be⸗ 
ſtätigt ſich, daß ſich in der Nähe von Riga ein Lager von 
ungefähr 20,000 Mann befindet, welche Truppen, 
der hier herrſchenden Annahme nach, zur Einſchif⸗ 
fung nach Dänemark bereitſtehen ſollen. — Der Ge⸗ 
neral⸗Adjutant des Kaiſers, General⸗Lieutenant Djakow, iſt 
von ſeiner ausländiſchen Reiſe wieder in Warſchau angekommen. 
Andere Motadilitäten dagegen unternehmen noch fortwährend 
Reifen in das Ausland. Daß der Kalfer noch in dieſem Herbſte, 
wie man erwartete, nach Warſchau kommen wird, ſcheint ſich 
nicht zu beſtätigen. Zu dem 25⸗jährigen Regierungs⸗Jubiläum 
des Kaiſers werden ſchon jetzt einleitende Vorbereitungen ge: 


troffen. (Konſt. Bl.) 
Oeſterrei ch. 
N. B. Wien, 22. Auguſt. [Tagesbericht.] Der Kai⸗ 
fee wird heute ſchon in Schönbrunn erwartet. Die Abreiſe 
des Kaiſer Ferdinand von Innsbruck, welchen der Kaiſer beſuchen 
wollte, ſoll der einzige Beweggrund der ſchnellen Rückkehr ſein. 
— Nach ſicherem Vernehmen hat der preußiſche Geſandte 
am hieſigen Hofe, Graf Bernſtorff, ſeine Entlaſſung nachge⸗ 
ucht. — Es wird heute berichtet, das Finanzminiſterium habe 
zwei Millionen Thaler, die von Hamburg durch die Spedition 
des Banquier Heine hier ankamen, in Empfang genommen. 
Man kennt aber weder die Quelle dieſer Einſendung, noch den 
Zweck der Anwendung, und ſieht deshalb in dieſer Anzeige eine 
Räthſelaufgabe. — An Kaiſers Geburtstag wurde im Natlonal⸗ 
theater zu Peſth die Volkshymne aufgeführt, wobei ſich 
aber vom Publikum eine ſolche Vokaldemonſtratlon kund 
gab, daß der Militärkommandant die letzte Gallerie 
ſchließen und die im Reſervedienſt ſtehenden Grena⸗ 
diere vor das Theatergebäude rücken ließ. Verhaftet 
wurden 17, die man am folgenden Tage mit Stockſtrei⸗ 
chen (dis und unter 30) adſtrafte. — Drei Perfonen, 
welche zu ſolcher Exekutſon von den Aerzten für uns 
tauglich befunden wurden, erhielten Ruthen⸗ 
ſtrei che. — Zwiſchen Civil und Militär fanden eben⸗ 
falls Exzeſſe im Parterre ſtatt. — Es ſoll der Be⸗ 
fehl ergehen, die Volkahymne nun täglich im Na⸗ 
tionaltheater zu erecutiten. Bei der kleinſten De⸗ 
monſtration würde aber das Theater geſchloſſen. 
Aus Ada wird gemeldet, daß man 31. Juli der ſerbiſche Se⸗ 
nator mit der Trommel kundmachen und den Magyparen be ehlen 
ließ, daß ſie am 1. Auguſt nicht arbeiten, weil die Serben an 
jenem Tage ihren „Svera Ilia“ haben. Die Ungehorſamen wür⸗ 
den mit 25 Stockprügel oder 24 Fl. Geldbuße beſtraft werden. 
Die Magyaren begaben ſich zu dem ſerbiſchen Gelſtlichen, ſich 
darüber zu beſchweren, der ihnen ſagte: „Arbeitet nur, heute 
haben wir keinen beſonderen Feſttag.“ 
Italien. ; 
* Turin, 17. Auguſt. Für das Siecardiſche Geſetz⸗ 
monument find 36,000 Fr. eingegangen. © Municipien 
haben ſich dis jetzt an den bezüglichen Subſkeiptionen hetheiligt. 
* Florenz, 17. Auguſt. Der „Statuto will wiſſen, daß 
an hundert Perſonen in Livorno, während die Feſtlichkeiten in 
Siena ſtattfanden, die Weiſung erhielten, die Stadt nicht zu 
verlaffen und dreimal täglich vor dem Delegaten zu erſcheinen. 
5 Irank rau ch. 
> Paris, 20. Auguſt. [Das Loſungswort der 
Legitimiſten. Die Reiſe des Präſidenten. Ber: 
ſchledenes.] Was ich Ihnen geſtern über die Art der Voll⸗ 
machten geſchrieben, welche der Graf v. Chambord den HH. 
Berryer und St. Prieft übertragen, wird mir heute beſtätigt. 
Außerdem kann ich noch hinzufügen, daß die ganze Partei das 
Loſungswort erhalten hat, ſich mit allen Kräften der Verlän⸗ 
gerung der Präſidialgewalt zu widerſetzen. Dies wird jedoch⸗ 
nicht verhindern können, daß wenn die Ereigniſſe im Jahre 1852 
keine andere Löfung, als die Fortdauer des jetzigen Proviſorſums 
zulaſſen ſollten, alle die reichen Grundbeſitzer, welche zum größ⸗ 
ten Theile die legitimiſtiſche Partei bilden, das einzige Mittel 
feſthalten werden, welches ſie von dem Abgrunde retten kann. 
Was ſie alsdann auch entſchuldigen wied, if, daß wenn die 
Phyſiognomie des Landes ſich nicht komplett ändert, der Graf 
v. Chambord fo wenig Chancen hat, daß er an dem Kampfe 
ſeiner Anhänger durchaus kein Intereſſe haben kann. 
Die Reiſe des Präfidenten macht der Pariſer Preſſe viel zu 
ſchaffen. Der „Conſtitutionnel“ übertrifft im napoleoniſchen 
Enthuſtasmus alle dynaſtiſchen Uebertreibungen der letzten Re⸗ 
gierungen. Vom „ Pouvojr“ verſteht ſich dies von ſelbſt. Die 
rothen Journale führen gegen die Perſönlichkeit des veifenden 
Präſidenten einen brutalen Krieg, was im „Evenement“ und 
n der „Preſſe“ zum wenigſten mit Talent geſchieht. Der 
„Siecle“ iſt gemäßigter, „Ordre“ führt eine etwas zweideutige 


| Oppofition, „Patrie“ und „Aſſembölée nationale“ wollen es mit 


keinem Präſidenten verderben, die „Debats“ beobachten eine 


wohlwollende Neutralität, „Opinion publique“ und „Gazette de 


1 gtimmig, und die „Union“ fährt fort verſöhnlich 
zu ſein. 

Heute iſt folgende telegraphiſche Depeſche aus Beſangon 

vom 19. Abends eingetroffen: „Der Minifter der öffentlich 
Arbeiten an den Miniſter des Innern. Der Herr Peäfid 
der Republik iſt geſtern Abends in Beſangon eingetroffen. 
dem ganzen Wege, in allen Städten, die er paffirte, hat er dl 
Behörden, die Geiſtlichkeit, die Nationalgarden und zahlreiche 
Volksmaſſen angetroffen, die ihm den Ausdruck ihrer Ergeben⸗ 
heit kundgaben und ihn mit den lebhafteſten Akklamationen br’ 
grüßten. Um die Anweſenheit des Präſidenten zu feiern, hat 
die Stadt Beſangon zwei Bälle gegeben, an denen die ge 
ſammte Bevölkerung Theil genommen hat. Auf das Geſuch 
des Maires wohnte der Präſident beiden Bällen bei. Heute 
Morgen nahm er die Revue der Nationalgarde und der Linien⸗ 
truppen ab. Später ritt der Präſident durch die Stadt und 
wurde mit Enthuſiasmus aufgenommen. Die Fenſter waren 
mit Frauen beſetzt, die ihm Blumen zuwarfen. Der Präfident 
hat Befancon verlaſſen, um feine Reiſe fortzuſetzen.“ Weitere 
Nachrichten ſind heute nicht eingegangen. 
„Ein Artikel des „Conſtitutionnel“ beginnt heute mit den Wor⸗ 
ten: „Der Arbeiter in Lyon, der über die Haltung des Präſi⸗ 
denten die Worte ausrief: „Nein, nein, der wird nicht nöthig 
haben Staatsſtreiche zu machen, der geht ja von ſelbſt!“ dieſer 
Arbeiter hat den permanenten Gedanken von L. Napoleon be⸗ 
gtiffen. Auch wir hoffen mit dem Lyoner Arbeiter: „der wird 
von ſelbſt gehen!“ Hierauf erwiedert das Organ Odilon 
Barrots: „der Conſtitutionnel, oder vielmehr ſein Arbeiter, ſo 
einſichtsvoll und ſcharfſichtig er ſich auch halten mag, könnte ſich 
doch irren. Das wird nicht von ſelbſt gehen, wenn es ſich um 
Dinge, wie das Kaiſerthum, das lebenslängliche Konſulat, oder 
auch nur eine zehnjährige Präſidentſchaft handeln ſollte.“ 

Nach der Rückkehr von ſeiner Reiſe wird Bonaparte nur 
kurze Zeit in Paris verweilen, und ſich bald nach Cherbourg 
begeben, wo man bereits mit den Vorbereitungen zu den 
Empfangsfeierlichkeiten beſchäftigt iſt. 

Vor einigen Tagen find zwei Agenten der geheimen Polizel 
von hier nach Wiesbaden abgerelſt. Der von ihrer Miſſion 
benachrichtigte Geſchäftsträger des Herzogs von Naſſau hatte ih⸗ 
nen anfänglich die Päſſe verweigert; nach einer Ordre feiner 
Regierung aber fpäter dieſelben ertheilt. 

Aus den Kolonien wird ein kurioſes Faktum in Betreff des 
neuen Wahlgeſetzes gemeldet. Als ſich dort das Gerücht ver⸗ 
breitete, daß in Folge des neuen Geſetzes ein Theil der Bevölke⸗ 
rung ſein Wahlrecht verlieren werde, und ſich hierüber eine Auf⸗ 
regung kund gab, ließ der Contre⸗Admiral Bruat bekannt ma⸗ 
chen, daß die Rechte der Bevölkerung in keiner Welſe beſchränkt 
werden, da das neue in Paris votirte Wahlgeſetz ſich nur auf 
Frankreich, nicht aber auf die Kolonien beziehe. So behal⸗ 
ten denn die früheren Sklaven das Recht, welches in Frankreich 
3—4 Millionen Individuen einbüßen. 

Balzac wurde heute beerdigt. 

e 8 i e u. 

* Dftende, 20. Auguſt. Es ift nun nicht mehr zweifel⸗ 
haft, daß wir die Ehre haben werden, die Königin Victoria 
hier zu ſehen. Ihre Ankunft iſt definitiv auf Mittwoch früh 
angekündigt. — König Leopold begiebt ſich heute Abend von 
Laeken nach Oſtende, wo er gegen Mitternacht eintrifft. — Die 
Königin Victoria wird vermuthlich in der Nacht dei Dover 
vorbeikommen und morgen zwiſchen 10 und 11 Uhr hier an⸗ 
langen. — Wird die Königin am Bord ihrer Pacht verbleiben, 


um auch nicht einen Augenblick den engliſchen Boden zu ver⸗ 
Land beſteig Königin auf 


laſſen, oder wird fie das en? Da die 

diefer Exkurſion von keinem Minifter begleitet iſt, fo weiß man 
ſich dieſe Frage nicht im Voraus zu beantworten; man g 
indeß, daß die konſtltutionelle Regel trotz der Landung nicht als 
verletzt angeſehen werden dürfte, wenn die Königin nur 
wenige Stunden ans Land ſteigt. In dieſem Falle wird Ihre 


Majeſtät ein Diner im Palais einnehmen und ſich ſofort an 


Bord Ihres Steamer begeben, der Oſtende am Abend ver 
laſſen wird. ö 


* ® 5 
Provinzial - Beitung. 
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Breslau, 23. Auguſt. [Kaufmänniſcher Verein) 
Geſtern berichtete Herr Strobach über die in voriger Sitzung 
angeregten Schritte zur Erledigung der ſchon vielfach erörterten 
Lehrlings⸗Angelegenheit. In der letzten Verſammlung des Vor⸗ 
dec, wurde eine Kommiſſion, beſtehend aus den Herren Lü⸗ 
ſtande des hieſigen Handlungsdiener⸗Inſtituts in Verbindung zu 
treten. Die Beſprechung der Kommiſſion mit genanntem Vor⸗ 
ſtande hat ein günſtiges Reſultat ergeben. Man einigte ſich 
über einen Lektionsplan, wonach die Lehrlinge in zwei Abtheilun⸗ 
gen und dieſe wiederum in je 2 Klaſſen den Unterricht erhalten 
ſollen. Als Gegenſtände deſſelben wurden bezeichnet: Schreiben, 
Rechnen, deutſche Sprachlehte, verbunden mit kaufmänniſchen 
Stilübungen, Geographie und Geſchichte, mit Berückſichtigung 
der Waatenkunde. In jeder Klaſſe werden wöchentlich 4 Um 
terrichtsſtunden für die angeführten Lehrgegenſtände verwendet 
werden; außerdem ſteht es den Lehrlingen frei, auch an dem 
Unterrichte im Franzöſiſchen und in der Buchhalterei, in Ge⸗ 
meinſchaft mit den Handlungsdienern, Theil zu nehmen. Me 
ben Hrn. Spitzer, welcher bisher den Unterricht im 
zur Zufriedenheit ſeiner Vorgeſetzten ertheilt hat, ſoll noch ein 
zweiter Lehrer gewonnen werden. Zur Erledigung der Wa 
wurde die vorhandene Kommiſſion durch folgende Mitgll 3 
verſtärkt: Hammer, Reinh. Sturm, Hutſtein, Lode, 3. 
W. Tietze, Neugebauer und Reber, 

Here Lo de gab hierauf einen kurzen Bericht über das Aus 
ſcheiden der Kaufleute aus dem Gewerberathe. Anfänglich bat? 
ten 7 Mitglieder ihren Austeitt erklärt. Dieſen folgten die 
Herren Friedenthal, Lode und Reder, welche in einem 
wohlmotivirten Schreiben ihr Mandat in die Hände des Magl⸗ 
ſtrats zurückgaben. ; 

Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung war ein Antrag bes 
Herrn Lode, welcher dahin ging, der Verein möge den gemein⸗ 
ſchaftlichen Ankauf von Kolonſalwaaren unter feinen Mitgliedern 
anregen und fördern helfen. Der Antragſteller führte eine Reiht 


von Thatſachen an, die wohl geeignet erſchienen, die Annahme 


obigen Vorſchlages zu empfehlen. Doch mußte die Beſchluß 
nahme zu einer der nächſten Sitzungen vertagt werden. a 
— — . ̃ —ͤ—Lld‚ u 


O Breslau, 23. August. [Freiwillige für Schles⸗ 
wig⸗H olſtein.], Der heutige Abendzug der niederſchleſiſch⸗mät⸗ 
kiſchen Eiſenbahn beförderte 6, der geſtrige 4 rüstige Landwehr 
Männer von hier nach dem ſchleswig. holſteinſchen Kriegsſchauplabe 
Bei Abgang des heutigen Zuges blieben die 3 letzten Waggo 
zurück, während die Lokomotive mit den erſten davon braust, 
Der Führer mußte jedoch bald Halt machen. Die hinterſte Was 
genreihe, deren Verbindungsketten nicht genugfam oder gar nid! 
befeftige waren, wurden nun durch Menſchenhände bis an der 
Hauptzug geſchleift, worauf die Fahrt unter dem Hurt det 
Menge von Statten ging. 0 


1 


* 


Mit einer Bellas⸗ 


Be 


rideriei und Strobach, beauftragt, mit dem Vor⸗ 
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1 Breslau, 23. Auguſt. (Polizeiliche Nachrichten.] 
m 20. d. M. wurde aus einer Stube in Nr. 30 in der 
Karlsſtraße eine goldene Damen⸗Kapſel⸗Uhr, nebſt dergleichen 
mit Rubinen beſetzten Haken entwendet. 

Am 21. wurde von einem Fuhrmanns⸗Wagen auf der Hunds⸗ 
Kos Chauſſee ein Koffer mit Kleidungsſtücken und Wäſche ge: 
ohlen. N ; 
Durch das eben fo raſche als ungeſchick ren des Führers 
der Vereins⸗Droſchke Nr. 1, Wen 85 M. zwei Frauen 
in den tiefen, an den Oberſchleſ. Bahnhof führenden Weg be⸗ 
findlichen Graben geworfen wodurch die eine den rechten 
Ober⸗Arm brach und ſich durch die zerfhlagenen Scheiben des 
Wagenfenſters im Geſicht beſchädigte, auch dabei noch einen Ver⸗ 
luſt einet Geldbörfe mit c. 8 Rehlr. erlitt. Letztere wurde von 
dem Kohlenführer Kaßner und dem Droſchkenkutſchen Nitſchke 


in dem Straßen r lr. 7 S 3 
abgeliefert, ae fo wie 7 Rthlt gr. gefunden und 


6; Görlitz, 22. Auguſt. [Uebungsreife. — Jahrmarkt.) 
aner dem hieſigen königlichen Landrathe von der königl. Re: 
gierung zu Liegnitz gewordenen Mittheilung nach, wird unter 
Leitung des Chefs des Generalſtabes der Armee, Gene⸗ 
ral⸗Lleutenants v. Reyher, eine Uebungsreiſe im Bereiche 
des Liegnitzer Verwaltungsbezirkes ſtattfinden, zu welchem Behufe 
eine Anzahl von Generalſtabs⸗Offizieren befehligt ſind, welche 
auch den hieſigen Kreis wahrſcheinlich noch im Laufe dieſes 
Monats berühren werden. — Auf dem am 19. d. M. hier 
abgehaltenen Viehmarkte waren 312 Pferde und 787 Haupt 
Rindvieh zum Verkauf aufgeſtellt. Die Frequenz des Viehſtan⸗ 
des dieſes Marktes im Vergleich zu dem des am 3. Juni d. J. 
abgehaltenen war mithin um einige hundert Stück ſtärker, da 
an jenem Markte nur 289 Pferde und 512 Stück Rindvieh 
feilgeboten worden waren. Der Verkehr des gegenwärtigen 
Auguſt⸗Jahrmarktes war überhaupt ein außerordentlich leb⸗ 


hafter zu nennen, da circa 1050 Marktfieranten den Platz be⸗ 


ſucht hatten und dieſe den Zeitverhältniſſen nach faſt durchgängig 
guten Abſat gehabt haben ſollen. Der Markt war von dem 
Wetter bis auf einige heftige Platzregengüſſe, welche am Montag 
Nachmittag und Abend Käufer und Verkäufer auf kurze Zeit 
flörten, ſehr begünſtigt und alle Plätze der Stadt von zahlreichen 
Beſuchern gedrängt voll. (Lauf. 3.) 


* Neiſſe, 22. Auguſt. [Bevorſtehende Ankunft der 
Fürſtin von Hohenzollern-Sigmaringen. — Militä⸗ 
tiſches. — Einzahlung für Brandſchaden.] Für die 
Fürſtin von Hohenzollern⸗Sigmaringen, deren Familie ſchon ſeit 
einiger Zeit hier eingetroffen iſt und deren Gemahl bereits meh⸗ 
rere Monate das hieſige Reſidenzgebäude bewohnt, wird bei ihrer 
in den nächſten Tagen bevorftehenden Ankunft ein feierlicher 
Empfang vorbereitet; da wir es nicht für angemeſſen erachten, 
ſchon vorher über die beabſichtigten Maßregeln zu ſprechen, “fo 
behalten wir uns weitere Mittheilung nach erfolgter Ausführung 
vor. — Durch ein größeres Herbſtmanöver bei Neiſſe werden 
der hieſigen Fiſtung und deren Umgegend wieder mehr Truppen 
zugeführt werden; in der Stadt ſelbſt ſoll dem Vernehmen nach 
ein ſonſt detachirtes Bataillon des 23. Infantetie⸗Regiments bei 
den Bürgern einquartiert werden. — Im Laufe des Sommers 
hat man hier eine neue Schanze mit beträchtlich breitem Gra⸗ 


den, welche in ihrem Innern ein Blockhaus enthält, in der 


Nähe der Pulvermühle und wahrſcheinlich zu deren Schutze ge⸗ 


gen feindliche Unternehmungen zu Kriegszeiten entſtehen ſehen. 


Sin Landeck, 20. Auguſt. [Säkular⸗Feier des Kur: 
es und Begründung eines Krankenhauſes.] Es 
bat ſich in Bad und Stadt Landeck ein Komitee gebildet, beſte⸗ 
hend aus dem Sanitäts⸗ und Badearzt Dr. Bannerth, dem 
Bürgermeiſter Anderſeck, dem Stadtpfarrer Seger und dem 
Bade⸗Inſpektor v. Fragſtein, welches bekannt macht, daß zur 
Feier des 22. August d. J. Nachmittags im Kurſaal eine von 
Muſikfreunden veranſtaltete muſikaliſche Aufführung ſtatlfinden 
und die auf beabſichtigte Begründung eines Krankenhauses bes 
züglichen Dokumente vorgelegt und veröffentlicht werden ſollen. 
Am 22. Auguſt im Jahre 1800 legte nämlich die verſtorbene 
Königin Louiſe mit eigener Hand den Grundſtein zum gegen: 
wärtigen Tanzſaale, welcher nach ihr den Namen Louiſen⸗Saal 
erhielt. Dieſen denkwürdigen Tag nach fünfzig Jahren würdig 
und feierlich zu begehen, wird, wie vorſtehend angegeben, die Be⸗ 
gründung eines Krankenhauſes für arme Badende bezweckt. Es 
iſt zu bedauern, daß für die Betheiligung Auswärtiger an die⸗ 
ſem Feſte die desfallfigen Bekanntmachungen etwas zu ſpät zur 
Kenntniß des auswärtigen Publikums gelangt ſind. 


Kreis Lublinitz, 18. Aug. Gemeindebezi 
da Königliche Sandrarg de. er, v. beside bat e 
den Plan über die Bildung der Gemeindebezirke im hieſigen 
Kreiſe mit Hervorhebung derjenigen Grundſätze, von denen er 
herbei geleitet worden iſt, ſämmtlichen Betheiligten zur Kennt: 
nißnahme mitgetheilt. Der Plan ſeldſt lautet wie folgt: In 
Gemäßheit des § 3 der Miniſterial⸗Inſtruktion — Einführung 
der neuen Gemeindeordnung habe ich der am 12. d. Mts. zu⸗ 
ſammenberufen geweſenen Kreis⸗Kommiſſton meine Vorſchläge 
über die Bildung der Gemeinde⸗Bezirke nach § 140 der Ge⸗ 
meindeordnung vom 11. März 1850 zur Beſchlußfaſſung vor⸗ 
gelegt. Nachdem das Projekt genehmigt worden iſt, theile ich 
daſſelbe ſämmtlichen Betheiligten zur Kenntnißnahme mit, erlaube 
mir aber diejenigen Grundfäge zunächſt hervorzuheben, welche 
mich bei der Abgrenzung der Gemeindebezirke geleitet haben. 
Der 5 146 der Gemeindeordnung bezeichnet drei Fälle, die bei 
Dudung der Gemeindebezitke vorkommen können: a) daß einzelne 
Gemein gen, Güter oder ſonſtige Grundſtücke, die noch keiner 
werden angehören, mit einer beſtehenden Gemeinde verbunden 
ſtücken daß durch Zuſammenlegung von dergleichen Grund⸗ 
einzelnes grög neuer Gemeindebezirk gebildet wird; c) daß ein 
bezirk erklärt * Beſitzthum für ſich allein für Hs Gemeinde: 
der Zweck der 2 — Die Verhältniſſe im hieſigen * ſowie 
wähnten Fal zur indeverbände machten hier den sub a, er⸗ 


hier diejenigen Grundig Nur die Dominial⸗Realitäten waren 


Verbande angehörte te, welche ſeither noch keinem Gemeinde 


und die ich nach meiner beſten 
Ueberzeugung nicht iſoliren g —2 * mich dafür erklären 


1 daß die Dominiar. . mn 
— d. i. innechar täten mit ſämmtlichen 15 en 
Ortschaft belegenen Ruflikatz Gru Kogtaphifcen Grenzer e 
Umſomehr habe ich für die Feen, verbunden 75 Mr 
Dominial⸗Grundſtücke geſtimmt, weit 1 755 ei 
zung der Dominien den Verbindungen der pr Ya gi ge 
fitaf:Realitäten geiftige und materleue Elemente — — 5 5 
den, die zur Erreichung der Gemeindezwecke unentbehrlich find 
Wenn die Gemeindeordnung ein bleibendes Fundament dez Ge⸗ 
meinwohls werden ſoll, ſo müſſen nothwendigerweiſe geiſtige und 

materielle Kräfte zu einer gemeinſamen trfung vereinigt wer⸗ 
den, um nicht nur Bedürfniſſe der Einzelnen zu befriedigen, ſon⸗ 
2 195 ee des Staates 1 w — Die 
isherigen ſelbſtſtändigen Gemeinden, in denen gend Le⸗ 
bensfähigkeit anzunehmen ift, habe ich als Gemeindebezirke beſte⸗ 
hen laſſen, nur die Kolonien, welche vorausſichtlich den Zwecken 
des Gemeindeverbandes nicht entſprechen können, mit benachbar⸗ 
zen Gemeinden vereinigt, — Zu einer Verschmelzung mehrerer 


— 1101 
Beilage zu 234 der Breslauer Zeitung. 


ſeitherigen Gemeſnden in einen Gemeindebezirk nach 9 181 der 
Gemeindeordnung konnte ich mich im Allgemeinen nicht beſtim⸗ 
men laſſen, weil die Vereinigung der im Kreife vorhandenen, 
ganz zerſtreut liegenden, aus vielen Antheilen (Puſtkowien) beſte⸗ 
henden Gemeinden, eine wirkſame Wechſelhilfe der Beſtandtheile 
des Gemeindebezirks allzuſehr eiſchweren würde. — Dies ſind 
die Grundſätze, die mich geleitet haben, folgende Gemeindebezirke 
vorzuſchlagen: (folgen die einzelnen Bezirke.) 

Um die Endbeſchlüſſe ſowohl über die Gemeindebezirke als 
über die etwa erforderliche Regulirung der Vermögensverhältniſſe 
abzufaſſen, wird die Kreiskommiſſion am 19. d. Mte. wieder 
zuſammentreten und an den folgenden. Tagen in Wickſamkeit 
bleiben. Diejenigen Dominien und Gemeinden, welche nach dem 
Beſchluſſe der Kteiskommiſſton vom 12. d. Mts. mit Gemein: 
den, zu deren Verbande dieſelben bis jetzt noch nicht gehört ha⸗ 
hen, vereinigt, oder von Gemeinden, mit denen ſie bisher ver⸗ 
einigt gemefen, abgetrennt werden ſollen, find aufgefordert wor⸗ 
den, an den dieſerhalb beſtimmten Tagen und Orten vor der 
Kommiſſion zu erſcheinen, um ihre Zuſtimmung zu der bewirkten 
Abgrenzung zu geben, oder etwaige Einſprüche gegen die Beſtim⸗ 
mung der Kreis⸗Kommiſſion zu erheben, und wegen Regulirung 
der Vermögensverhältniſſe unter den verſchiedenen Beſtandtheilen 
des Gemeindebezirks das Nöthige zu verhandeln. Zur Abgabe 
vollgültiger Erklärungen ſind die Beſitzer der Dominien, oder 
deren Bevollmächtigte, und für die Gemeinden die miniſteriell 
angeordnete Gemeinde⸗Vertretung, nämlich die Örtliche Polizeibe⸗ 
hörde und die Ortsgerichte befugt. 


Mannigfaltiges. 


— (Koſten, 16. Auguſt.) Heute Morgens zwiſchen 8 und 9 uhr 
fuhr die Frau Inſpektor Nikolaus, geb. v. Loſſow, mit 3 Kindern in 
Geſellſchaft zweier Damen und 3 Kindern einer dieſer Damen zur 
Obra, um zu baden. unglücklicher Weiſe fuhren fie anftatt in den brei⸗ 
ten Fahrweg den ſchmalen Fußpfad längs der Obraz die noch ſehr 
jungen Pferde wurden, als ſie an das ſteile ufer, am Eingange des 
Stadtwäldchens kamen, ſcheu und rannten ins Waſſer. Der Kutſcher, 
ohnehin nicht viel Geiſtesgegenwart beſitzend, verlor die Beſinnung und 
— ſämmtliche 10 Perſonen wurden mitten in den Fluß geſchleppt und 
den Wellen übergeben. Die gütige Vorſehung ließ zum Glücke den 
Bauergutsbeſitzer Barlholomäus Szlapcinski aus Kielczewo in der Nähe 
des ufers ſein, der die eigene Gefahr nicht achtend, ins Waſſer ſprang 
und mit üvermenſchlicher Anſtrengung 9 Perſonen rettete. Nur die 
Frau des Herrn Inſpektor Niklaus aus der diefigen Korrektionsanſtalt 
wurde ein Raub der kalten gefühlloſen Wellen. Die Rettung dieſer 
Dame war ſchon deßhalb nicht möglich, weil fie in der offenen Chaiſe 
rſicklings ſaß, und fo bei dieſer ſchauerlichen Kataſtrophe kopfüber unter 
die Pferde geſtürzt wurde, dadurch leider einen zwiefachen beklagens⸗ 
werthen Tod zu erleiden hatte. Außerdem aber hat der gute Mann 
in dieſem thatenreichen Augenblicke nicht geahnt, daß noch ein fo 
theures Menſchenleben zu retten wäre; erſt nachdem er die 2 todten 
Pferde und den Wagen aus dem Waſſer geſchafft, wurde er der Leiche 
gewahr. Vergebens waren dann auch die Bemühungen des Herrn 
Chirurg Sachſe, der frühzeitig genug zu Hülfe eilte, ſie wieder ins 
Leben zurückzurufen. (Lokalbl.) 

— Die Wehr⸗Zeitung“ bringt eine Zuſammenſtellung aller in Folge der 
badenſchen Inſurrektion gegen Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten 
ergangenen Erkenntniſſe. Die Reſultate ſind folgende: 1. Gegen Of⸗ 
fiziere und Militär beamte mit Offtziersrang 476 Erkenntniſſe er⸗ 
gangen. In Folge derſelben wurden 10 penftonirt und 21 entlaffen 
Durch Standrecht wurde 1 Off. (von der Suite) zum Tode, und 1 
Off. (vom 2. Infant.⸗Reg.) zu 10jähriger Zuchthausſtrafe verurtheilt. 
Durch Krlegsgericht wurden 24 verurtheilt; 10 zu Feſtungsſtrafe, in 3 
Fällen wurde der erlittene Unterſuchungsarreſt als Strafe angerechnet, 
2 wurden in Folge der Amneftie für klagfrei erachtet; 13 find als flüch⸗ 
tig aus der Armeeliſte geſtrichen. — 2. Unteroffiziere wurden 666 
begnadigt, durch Standrecht 3 zum Tode, 8 zu 10 jähriger Zuchthaus⸗ 
ſtrafe verurtheilt. Durch Kriegsgericht wurden 306 abgeurtelt, 45 der 
erlittene Unterſuchungsarreſt angerechnet, 45 zu einfachem, 44 zu ſchwe⸗ 
rem Arreft verurthellt, 124 zu Militärarbeitsſtrafe, 38 zu Zuchthaus, 
8 zur Todesſtrafe; 2 wurden klagfrei geſtellt, 88 find geflüchtet. — 
3. Soldaten wurden 34 durch Standrecht abgeurtelt: 9 davon zum 
Tode, 25 zu 10jähriger Zuchthausſtrafe. Durch Kriegsgericht wurden 
29 mit Anrechnung der Unterfuhungshaft entlaſſen, gegen 11 wurde 
auf einfachen, gegen 12 auf ſchweren Arreſt erkannt. 165 wurden zu 
Mllitärarbeitsſtrafe, 141 zum Zuchthauſe und 29 zum Tode verurtheilt. 
12 wurden klagfrei geſtellt und 82 Verurtheilte ſind flüchtig. 

— (Kaffel, 20. Auguſt.) ueber das auf der Main⸗Weſer Eiſenbahn 
vorgekommene Unglück ift heute folgende Bekanntmachung erſchienen: 
„um uebertreibungen zu begegnen, ſehen wir uns veranlaßt, hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, daß der geſtern Morgen in der 
Nähe von Wolfershauſen ſtattgehabte unfall auf der Main⸗Weſer Bahn, 
nach den bis jetzt eingetretenen Ermittelungen, durch das Abkommen 
der Lokomotive von den Schienen entſtanden iſt, daß dabei dem dieſſei⸗ 
tigen Bedienſteten ein Verschulden nicht zur Laſt fällt, und daß in 
Folge dieſes Unfalls bis jegt 2 Perſonen geſtorben, 3 ſchwer und 14 
andere leicht verwundet worden ind, von welchen letztern nach vorge⸗ 
nommener 0 090 f ae entlaſſen werden können. 
Kaſſel, am 20. Aus % Kurſürſtl. General: er Staats⸗ 
ale Weiffenbach,“ . in 


— 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. 


23. Auguſt. [Verſammlung de neider⸗ 
ae el außerordentliche Rüprigkeit bereit unter 
den Gewerbtreibenden unferer Stadt, namentlich glaubt der Handwer⸗ 
kerſtand der Erfüllung langgenäbrter Hoffnungen endlich näher gerückt 
zu fein. Die Beſchlüſſe des Gewerberathe werden als die erſten Vor⸗ 
boten einer beſſeren Zukunft angeſehen. Ob mit Recht? Dieſe Frage 
müſſen wir einer fpäteren Erörterung vorbehalten. f 

Geſtern } 

ter im Hartmannſchen Lokale, um die Intereſſen derjenigen Stan: 
ae beſprechen, die bisher für Kleidermagazine bearbeitet 
aben, N j 

lung wählte Herrn Fantini zum Vorſitzenden, welcher 
Se Swec lber Zufamminkant mittheilte. Von den Inhabern der 
Kleidermagazine wird eine Petition unter den Schneidermeiſtern ver⸗ 
breitet, worin um Aufhebung des bekannten Gewerberathsbeſchluſſes 
gebeten wird, Viele Meifter haben in Gemeinſchaft mit ihren Gehilfen 
jene Petition unterzeichnet, weil ihnen Seitens der Kleiderhändler mit 
Arbeitsentziehung gedroht wurde, inſofern fie nicht das ihrige dazu bei⸗ 
tragen würden, daß die auf Grund des beſagten Gewerberathsbeſchluſſes 
erlaffene polizeiliche Verordnung vom 10. Auguſt, die den Magazin: 
Inhaber wie den Handwerker gleich ſehr benachtheilige, möglichſt bald 
zurückgenommen oder modifiziet werde. — Diefe Mittheilung erregte 
einen allgemeinen Sturm. Man wollte die Namen der Unterzeichner 
wiſſen, man wollte fie um jeden Preis von ihrem Entſchluſſe abbringen. 

Ar Vorſitzende bemerkte, daß ein ſolches Verfahren nicht zuläffig 
S 10 hier nur darum handeln, auf die ueberzeugung der 

n einzuwi 1 
1 entwirft A n eine Schilderung der traurigen 
Lage, 8 die mancher ehrſame Schneidermeiſter gerathen, der feine 
Kräfte” 17 Wagabin-Inhabern gewidmet habe. 1 

Herr 5 ers ermahnt diejenigen Anweſenden, welche die erwähnte 
Petition u elkkndnet Haben, ihre Unterſchriften surüihzunchmen. 2 

Dar 8 gehört zu denen, die ihre Unterfhrift hergaben, a 
— was zu thun vder zu laſſen ſei und bekennt jest fein 
Unrecht. 

Herr Polſt warnt vor Einſeitiagei an möge auch die entgegen⸗ 
eee Ge if der Anfiht, daß i einem 
9 8 beit bringen RR ae Einzelne gern ein kleines Opfer f 

e Geſam N 2 

e de deen l Moment gekommen, dem Sähneiberhandwerf 
Re dann wech ſage zwar, die Sänelbermeifter, WEN 
5 eee allen gg dem fortan ftatt der ee 
Dee aber einem noch größeren Glen * lit Bie pn p ur 
ſchon wegen der angemeſſenen Behandlun 75 0 wu es vorziehen, für 
einen größeren mater n oe g muͤſſe m 

uß glaubt, dur nigkeit w eichen 
0 8 gedrückten Hard weeter ende ne che. Der N. b 10 0 
ermahnt daher zu feſtem Zuſammenhalten. 5 
err Stellig wirft die Frage auf, ob ſich nicht auf dieſem Wege 
RN Erhöhung der Preife erzielen und fo dem Uebel am beſten abhel⸗ 
en laſſe. 7 J 
ip an Hönſch glaubt, es ſei noch nicht an 
en. 
einigen, 


der Zeit, vom Lohne zu 
Vorher müſſe man ſich über gewiſſe allgemeine Grundfäge 


Nachmittag verſammelte ſich eine Anzahl hieſiger Schneider: 


Herr Fantini ſchlägt vor, die Verſammlung möge erklären, daß ſie 
gegen das Verfahren der Kleiderhändler entſchieden proteſtire. 

Nachdem noch mehrere Sprecher die unrechtmäßigkeit jenes Verfay⸗ 
rens nachzuweiſen verſucht und einige ſogar die Behauptung aufgeſtellt 
hatten, die Unterſchriften für die genannte Petition ſeien nur erſchlich en, 
wurde zur Abſtimmung geſchritten. Da man verlangte, die unterzeich⸗ 
ner ſollten ſich nennen und erklären, ob fie ihre Unterſchriften zurück 
zunehmen bereit wären, entfernte ſich ein großer Theil der Anmefenden, 

Die überwiegende Majorität der Zurückbleibenden genehmigte den 
Fantiniſchen Vorſchlag: daß Namens der Verſammlung eine Erklärung 
gegen das Verfahren der Kleiderhändler in den hieſigen Zeitungen ab⸗ 
gegeben und von denen unterzeichnet werde, welche die Verſammlung 
berufen haben. Gren 5 2 

Auf den Antrag des Herrn Geyer ward eine aus 7 Mitgliedern 
beſtehende Kommiſſion ernannt, die ſich mit dem Vorſtande der Schneider⸗ 
Innung in Verbindung ſetzen und in Gemeinſchaft mit dieſem die wei⸗ 
teren Maßregeln in Berathung ziehen ſoll. Zu Kommiſſionsmitgliedern 
wurden gewählt die Herren: Fuß, Hönſch, Anders, Stellig, Kretſchmer, 
Lüdecke und Geyer. 


Der anweſende Polizei⸗Kommiſſarius folgte den ziemlich lebhaften 


Verhandlungen mit großer Aufmerkſamkeit. 
—— — —— — nannten 


Sn ier a te 


Bekanntmachung 
wegen Ausreichung der Staatsſchuldſchein⸗ 
Zins⸗Coupons Series XI. 
Die Staatsſchuldſchein⸗Zins⸗Coupons Ser. XI. über die Zin⸗ 
ſen für die vier Jahre 1851 bis einſchließlich 1854 werden von 
der Kontrole der Staatspapiere in Berlin, Taubenſtr. Nr. 30, 


vom 1. September d. J. ab täglich — mit Ausnahme der 


Sonn⸗ und Feſttage und der drei letzten Tage eines jeden Mo: 
nats — ausgereicht werden. f 

Die außerhalb Berlin und im Auslande wohnenden Inhaber 
von Staatsſchuldſcheinen können dieſe aber an die nächſte Re⸗ 
gierungs⸗Haupt-Kaſſe einfenden, und werden dieſelben mit den 
beigefügten Koupons durch dieſelbe Kaffe zurück erhalten. 

Dergleichen Sendungen werden im Inlande portofrei beförs 
dert, wenn auf dem Couverte bemerkt iſt: 

„Staatsſchuldſcheine zur Beifügung neuer Zins⸗Koupons“. 

Ebenſo geſchleht die Rückſendung der Staatsſchuldſcheine an 
die Empfänger portofrei. 

Demnach fordenn wir diejenigen Inhaber von Staatsſchuld⸗ 
ſcheinen, welche die neuen Zins⸗Koupons durch unſere Haupt: 
Kaſſe zu erhalten wünſchen, hierdurch auf, ihre Staatsſchuld⸗ 
ſcheine, jedoch ohne Koupons, vom 5. k. M. ab, an unſete 
Haupt⸗Kaſſe mittelſt doppelten deutlich geſchriebenen Verzeich⸗ 
niſſes einzureichen. Aus dieſem nach dem untenſtehenden For⸗ 


mulare anzufertigenden Verzeichniſſe muß 
die Nummer 


der Buchſtabe 

der Kapitalsbetrag 

der Er 

der Stand des entanten 

die Wohnung W a 
hervorgehen. Dieſe Verzeichniſſe, von welchen Druck⸗Formulare 
bei unſerer Haupt⸗Kaſſe gegen Erſtattung der Druckkoſten zu 
haben find, müffen mit der eigenhändigen Unterſchrift des Ei⸗ 
genthümers der Staatsſchuldſcheine verſehen werden. Ein Exem⸗ 
plar dieſes Verzeichniſſes verblelbt unſerer Haupt⸗Kaſſe, das an⸗ 
dere aber wird mit der Empfangsbeſcheinigung verſehen, dem 
spräfentanten der Staatsſchuldſcheine zurückgegeden. Mit dem 
letzteren Exemplare hat der Präfentant ſich zur Wieder⸗Empfang⸗ 
nahme der mit Koupons verſehenen Staats ſchuldſcheine zu legi⸗ 
timiren, wesbalb daſſelbe wohl aufzubewahren ift. f 


der Staatsſchuldſcheine, 


Für diejenigen Inhaber von Staatsſchuldſcheinen, welche die 


Staatsſchuldſcheine nicht von außerhalb mit der Poſt einfenden, 
ſondern ſolche perſönlich auf unſerer Haupt⸗Kaſſe übergeben wol⸗ 
len, wird bemerkt, daß bei letzterer der Landrentmeiſter Labitzke 
mit der ſpeziellen Leitung des Geſchäfts beauftragt und zur 


am Montage, Dienſtage, De aeg 9 Uhr 
Vormittags bis 1 125 We und Freitage von 9 Uh 
i; bemerken wir noch, daß die von uns nicht reſſor⸗ 
tirenden — Inſtitute und Depoſitorien, welche im Beſitze 
bedeutender Beträge von Staatsſchuldſcheinen ſind, dieſe unter 
Beifügung eines Verzeichniſſes direkt an die Kontrole der Staats⸗ 
Papiere einſenden können, welche dieſelben ſodann mit den Kou⸗ 
pons den reſp. Kaffen, Snftituten und Depoſitorien unmittelbar 
wieder zuſenden wird. 
Schema zum a 

5 Verzeichniß 
über .. . . Stück Staatsſchuldſcheine 


Koupons Series XI. Nr. 1 bis 8 über 
von 1851 


zur Beifügung der 8 
die Zinſen der 4 Jahre 
bis einſchließlich 1854; eingereicht don N. N., 2 


haft in N. N. Kreis, Stadt N. (Straße, Hausnummer.) 
5 D Stasteſchuldſcheme 8 Der Staatsſchuld cheine 
239 S Summa 2 2 S Summa 
= 2 . 8 jeder [8 € 2 & jeder 
5 8 SI Klaſſe. E 5 5 © Klaſſe. 
Se e e e eee 
N bertra 4400 
1) 831 | A | 1000 le 2 Te 
2 1214.) „ | 1000 1020136 | % | 200 
3| 1423 | u | 500 1111318 NO 400 
4| 2311 | „| 500 1 12 12103 „ 100 
50 310 | c | a00 % 14800 6 50 00 
6 4000 | „ 400 1417206 „ 50 
2520 D| 300 15/ 3 | un 5 = 
8] 6403 300 1610712 23 
1 tale 600 [17113506 | „ 23 
Seitenbetrag| 4400 . 
| | 1 Summa 3178 
N. N. den ten 1850. 
Namen N. N. 
Stand. 


Breslau, den 18. Auguſt 1850. 
Königliche Regierung. 
Y . A ne 
Für die armen Abgebraunten in Krakau gingen ferner ein: 
von Herren Th. G. 1 Rtl., Gebr. Guttentag 5 Rtl. 20 Sgr., A. M. 
Rtl., Scholka 1 Rtl., W. H. Hüttner in Nürnberg 10 Rtl., J. S. 
20 Sgr. Mad. Bürger d. d. Redaktion des Wanderer 1 Nil. 
Summa 20 Ril. 10 Sgr. 
Hierzu die ſchon angezeigten 30 Gld. Banknoten . 365 — 


Summa 30 Gid. Banknoten .. 385 Rtl. 10 ½ Sgr. 
Fernere Beiträge nehmen bereitwilligſt an: 
Lewald, Spezial⸗Direktor der oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
J. Molinari n. Söhne. Noſenbaum, Ober⸗Ingenteur. 
H. W. Tietze. Wendland, Maſchinenmeſſter. 


3 — 


— 


An Beiträgen für Schleswig⸗Holſtein ſind ferner eingegangen: 
Capaun 1 Rihlr., Landeck 5 Sgr., Hackenberg 5 Sgr., N. N. 2 Sgr., 
Oelsner aus Oels 15 Sgr., Maler Zimmer in Trachenberg 10 Sgr., 
Major Winterfeld 1 Rthir., Kupp'ner Komitee 8 Rthlr. 13 ½ Sgr., 
Aſſeſſor Pfeil 2 Rthlr., erſte Büchſenſamml. des Kretſchmer Heilmann 
a, d. blauen Marie 3 Rihlr. 20 Sgr., Samml. durch Mannheimer 
26 Sgr., von einigen Schülern der Ober⸗Tertſa des Magdalendums 
2Rthlr. 8 Sgr., aus Gnadenfeld von O. Böhnifh 2 Sgr., R. Wolff 
10 Sgr., ungen. 5 Sgr., Joſ. Kupka 21, Sgr., Oyballa 3 Sgr., 
R. Jäſchke 5 Sgr., Modla 2½ Sgr., Wundarzt Schäfer 1 Athir,, 
Calculator Preuß 5 Sgr., Büchſenſamml. beim Gaſtwirth Klinke in 
Ober⸗Pomsdorf 1 Rthlr., von der Riemer⸗Innung 6 Rthlr. — 
Summa 29 Rthlr. 19 Sgr. 6 Pf. Bereits angezeigt 3103 Rthlr. 
13 Sgr. 10 Pf. Summa 3133 Rehlr. 3 Sgr. 4 Pf. 5 


Das Unterſtützungs⸗ Komitee. 


Zur Unterſtützung der Schleswig⸗Holſteiner 
ſind ferner eingegangen: von B. aus G. 1 Rtl., Sammlung bei dem 
vereinten Möbelſchießen der beiden Schützengilden von Wigandsthal 
und Meffersdorf nebſt Zubehör 11 Rtl. 2 Sgr. Mit den vorgeſtern 
angezeigten 753 Rtl. 5 Sgr. (nicht 1 Sgr.) 1 f. Summa 765 Rtl. 


Empfangnahme der Staatsſchuldſcheine autotiſict iſt, die An⸗ 7 Sgr. 1 Pf. 
nahme ſelbſt jedoch nur an vier Tagen in der Woche, nämlich Expedition der Breslauer Zeitung. 
Theaters: Nachricht. Todes ⸗ Anzeige, | Liebichs Garten 
* 


Sonnabend den 24. Auguft. Bei aufgehobenem 
Abonnement. e und 
vorletztes Gaſtſpiel der königlich preußi⸗ 
chen Kammer- Sängerin Frau Köſter. 
„Die Veſtalin.“ Große Oper in drei 
Aufzligen, Muſik von Spontinſ. — Julia, 
Frau Köſter. 

Sonntag den 25. Auguſt. 44ſte Vorſtellung des 
dritten Abonnements von 70 Vorſtellungen. 
Zum IIten Male: „Des Teufels Wette“, 
oder: „Roſen im Norden.“ Nomantiſch⸗ 
ſatyriſches Mährchen mit Geſang in 3 Akten 
und 6 Tableaux nebſt einem Vorſpiel und 


abzurufen. 


udwig 


Am 23. d. M. Nachts 2 uhr geſiel es Gott, 
unfere liebe Tochter und Schweſter Lugu ſte 
nach kurzem Krankenlager aus unferem Kreiſe 
Nahen und entfernten lieben Ver⸗ 
wandten und Freunden widmen im tiefſten 
Schmerzgefühl dieſe Anzeige: 

L Heinke, 
Charlotte Heinke, geb. Winzer, 
und ſieben Geſchwiſter. 
Breslau, den 24. Auguſt 1850. 


Schnabel's Inſtitut 


Heute, Sonnabend, den 24. Auguſt: 


Großes Konzert 


der Breslauer Muſik⸗Geſell t. 
Entree für Herren 2½ Sgr., S 
Anfang 5 uhr. Ende 10 ubr. 


Das Königſchießen 


von der Schügengüde zu Aſſa wird den 25. Aus 


Freunde ergebenſt einladet: 


Prolog von Wollheim. Musik von G. Der Vorftand. 
Stiegmann, für gründliche Erlernung des 1 
Als Verlobte empfehlen mch Flügelſpiels Zum Scheibenſchießen 

Minna Friedenſtein. Neumarkt 27 (im weißen Hauſe). Sonntag den 2. ae 55 Geſtwirth 
Gleiwitz. War perl. Den 2. September beginnt ein neuer Kurſus Meißner, 2 Stephans dorf. 


. 
Als Verlobte empfehlen ſich: 
Karoline Aufrichtig, 
Abraham Freund. 
Dupin u. Landsberg O. S., d. 20. Aug. 1850, 


Entbindungs⸗Anzeige. 

Geſtern Abend ale ab liebe Frau 

Amalie, geb, Hampel, von einem gefunden 

Mädchen glücklich entbunden, was ich Freunden 

und Bekannten hiermit ergebenſt anzeige. 
Woiſchwitz, den 23. August 1850. 


Fr. Schauder. 
nr 


Entbindungs⸗ Anzeige. 
Die glückliche Entbindung feiner Frau The: 
reſe, geb. Peifer, von einem gefunden Kna⸗ 
en zeigt ergebenſt an: 
Emanuel Landau. 
Breslau, den 23, Auguſt 1850, 


A Entbindungs» Anzeige, 

a Die heute Nachmittag 3 Uhr erfolgte glück 
che Entbindung meiner lieben Frau Mathilde, 
geb. Neiſſer, von einem muntern und geſun⸗ 
en Knaben, zeige ich hiermit, ftatt jeder beſon⸗ 
eren Meldung, Verwandten und Freunden, 

ganz ergebenſt an. 5 5 

erlin, den 22. Auguſt 1850. 

R alias Lubowsky. 


Todes- Anzeige. 
Nach langen, mit Griſtlicher Geduld ertrage⸗ 
nen Leiden, entſchlief heute früh um 8 uhr 
meine innig geliebte Gattin Gottliebe, geb. 


Uhr ſtatt. 


pachten, als: 


das Oe 


pelner Thore. 


Der wirkliche geheime 


bal er. Ich betrauere SR die 9 5 
bensgefährtin, und meine beiden unerzogen 

nocht ( je liebreichſte, zärt⸗ Die 
Th * 1 5 figungen ; 


2 Dies zeige ich, aufs tiefſte betrübt, allen mei⸗ 


für Anfänger, fo wie für ſchon Unterrich⸗ 
tete. Anmeldungen finden täglich von 1—2 


Julius Schnabel. 


Bekanntmachung. 
Es iſt die Abſicht, die Erhedung folgender 
Kommunikations⸗Abgaben vom 1. Oktober d. J. 
ab an die Meiſtbietenden auf 3 Jahre zu ver⸗] F. D 


1) zu Oppeln die Erhebung des Brückengel⸗ 
des für die Paſſage über die e Oder 
brücke und die Erhebung der Gebühr für 

en der Zugklappen in dieſer Brücke: 

2) zu Koſel die Erhebung des Brückengeldes 
für die Paſſage über die daſige Oderbrücke, 
die Erhebung der Gebühr für das Oeffnen 
der Zugklappen in dieſer Brücke und die 
Erhebung des Dammgeldes am daſigen Op⸗ 


Der Bietungs⸗Termin wird bei dem königli⸗ 
chen Haupt⸗Steuer⸗Amte zu Oppeln 
am Montage, dem 2. September d., 
von 9 uhr Vormittags an, abgehalten werden. 
Dort, ſo wie auch im Sekretariate des königl 
rovinzial⸗Steuer⸗Direktorats hieſelbſt * 
* Page Verhältniſſen, dem bis⸗ 
erigen Ertrage und den Bedin⸗ D 
—9 dieſer Revenüen nahen da unge eden 
Breslau, den 20. Auguſt 
Ober⸗Finanz⸗Rath und 
teuer⸗Direktor 
v. Bigeleben. 


Provinzial⸗S 


Nothwendiger Verkauf, 
dem Anton Scholz gehe 


a) der Kretſcham Nr. 8, 


P 

Ein vielfeitig unterrichteter, ſtreng redlicher 
und böcht zuverläſſiger Mann wünscht — 
Fabrik⸗Beſiger mit allen feinen Kräften nützlich 
zu fein, wenn er in vorzüglicher Behandlung 
und angemeſſenem Einkommen Anerkennung fin: 


. MI. poste restante franco slau 
binnen vier Wochen. Bm £ 


MT u 0 erh 4 — > 
Heiraths⸗Geſuch. 

Ein Junger Mann, Rltte:gutöbefigen, In 90} 
guten Verhältniſſen, ſucht, wegen an 
Bekanntſchaft, auf dieſem jetzt gemöhnlihen 
1 ee 

„und bittet, d iren 
oder Wittfran, unter Zufiperung  fttengfter 


Diskretion, per Abreffe A. K. 
restante Breclan, das Weitere zu veranlaſſen. 


Thüringer Bier. 


Lager von dieſem 
Mein großes In den Wied ſem Biere ſetzt 


daſige Oder⸗ 


den erverkäuſern dafs 
können 2 2 Beachtung und Abnahme zu empfehlen. 
je Ge en wird und muß we⸗ 
1 g 
der informixen. gan ben. es Geſchmackes Anerken⸗ 


ng 
ir" Der Preis pro Tonne a 110 Ar 9 Kl. 15 Ser. 


o. y Tonne a 55 Qt. 4 Ati 25 S 
1 . r. 
Neuſche Gn werden in meinem Gompteir, 
e Straße 2, entgegen genommen. 


Moritz Oppler. 
Magdeburger Liqueure 


rigen Be⸗ 


Vol, I. Buchau, 
Sgr.; 


i : ‚13 in Eräfti itä 
en Fre ekannten, um file Theil⸗ abgeſchätzt auf 4188 Nl. 7 E iger Qualität 
Aan bie, e an. b) das Grundſtück Ne. 20 * 12 Buchau, 1 zum Wiederverkauf, als: 
Heidersdorf, Kr. Nimptſch, d. 22. Aug. 1850, abgeſchätzt auf 888 800 Vol 1.8 türkisch Bitter, 
\ Neubert, evangel. Pfarrer. e) die Se a 100 . 2 Car gen, Saane c . + 
Dankſagung. fe er Heros, chen in der Reg Kränutermagen pr, Sent 
Allen denen, welche bei der geſtern ſtattge⸗ ſtratur einzuſeh enden 5 ſollen ermünze, D 6 Sor. 
fundenen Beerdigung unſerer unvergeßlichen m 16. Januar 1881, 


Marie Habelt zugegen waren, ſagen 
unfern tiefgefühlsen 1 Denk. 1 
Breslau, den 24. Auguſt 1850. a 
Die Hinterbliebenen. 


an o 
Neur 


ent eee Koh 

entlicher Gerichtsſtelle : 

ie e, den 4. Juli 1850 att werden. 
Königliche Kreisgerichts⸗Kommiſſion. 


ommeranze u. dgl. m., 
fein dopp. Sönigsbitter #10 Ser. 
beachtenswerth: v. Langenau, 
71 4 Sandſtr. Nr. 12, 
vis-a-vis dem k. Appell. Gericht. 


* 


auſt dafelbft ſtattfinden, wozu Gönner und 


det. Näheres auf geneigte Adreſſen, berechnet s 


* 


iet Buch⸗ 

Bei Carl Schwartz in Brieg erſchlen fo eben in Kommiſſion und ik burt) alle Pier 

andlungen zu bezi — in Breslau vorräthig bei Joſef Max u. Komp., Ferd. Hirt, 

8. P. Festen, Lrewesdt u. Granier, W. G. 17 Graß, Barth u. Comp., 
J. u. Kern: 

Soeialismus und geſunde Vernunft. Aus dem aun Me des L. B. 

Bonjean, in's Deutſche übertragen und mit erklärenden und kritiſchen Anmer⸗ 


kungen verſehen von F. v. Petit. Prels 5 Sgr. 


Probates Univerfal> Hausmittel bei allen außen Verletzungen. 
Bel Aug · Schulz u. Comp., Altbüſſerſtraße Nr. 10 (der agdalenen⸗Kirche gegenüber) 


ai Selbſtarzt bei äußern Verletzungen. 


Oder: Das Gehelmniß, durch Franzbranntwein und Salz alle Verwundungen, offene 
Wunden, Lähmungen, Brand, Krebsſchäden Zahnweh, Kolik, Roſe, ſo wie überhaupt 
alle äußeen und innern Entzündungen ohne Hülfe des Arztes zu heilen. Ein unent⸗ 
behrliches Handbüchlein für Jedermann. 
Herausgegeben von dem Entdecker des Mittels William Lee. 
Aus dem Engl. Bir DR Preis 10 Sgr. 

0 ltbätige eckung des Engländers W. Lee, alle äußern Ver⸗ 
ARE... 6 3 Art, fo wie ſelbſt innere Leiden auf ſehr einfache und ſchnelle 
Weiſe durch Franzbranntwein und Salz gründlich zu heilen, hat ſich bereits überall durch viel: 
fache Erfahrungen bewährt; weshalb dieſe Schrift in keinem Haus halte fehlen ſollte. 


Aechte Haarlemer Blumenzwiebeln in beſonders ausgewählten Sorten und gefun- 
den, ſchönen Zwiebeln ſind, von jetzt ab bis November, für beigeſetzte Preiſe zu 
haben bei Eduard Monhaupt, Kunſt⸗ und Handelsgärtner zu Breslau, 
Schweidnitzer Vorſtadt, Gartenſtraße Nr. 6. 

um gefällige Beachtung meines Vornamens wird beſonders gebeten. 


NR. Die mit aa bezeichneten Blumenzwiebeln ſind zum Frühtreiben, die mit a bezeichneten 
müſſen langſamer getrieben werden und geben alsdann ſchöne und vollkommene Blumen. 


a Stck. à Stck 
Sgr. . 
aDoppelte Hyacinthen im beften Rummel aaBaron v. Thuyll, Prachtblume, extra.. 54 
von allen Farben untereinander $| aaEmicus, inwendig weiß, Ihön......... 34 
aaEinfache Hyacinthen im beften Rummel aaFleur parfait, vielglockig, ſchön .... 35 
von allen Farben untereinander 12 | aaL’ami du coeur, vielglockig, treibt leicht 2 
5 8 a 5 empfehlen 3 
Voppelte Hyacinthen mit Uamen. ande ene ah Valbre, ertrag. 3 
8 a. Dunkelrothe. 5 * 5 ichen Ger e 
adcieur, großglodig, fast Gele u. aa. 4 erte fügte, su empfehlen... 0 
aaBrautkleid, ſchöne Blume a 3 4 ** 
aaBouquet tendre, ganz ſtarke Zwiebel 4 aakgeth ee Dee Mer: 8. 4 
@Charlotte “e-Beurban, zu empfehlen... ‚| aGrand Vainqueur, neu, extra ſchöne Blume 10 
— — 3 . 2 ſehr zu 3 aaHenri le grand, vielglockig, Tee 14 
ede eee aal y ra, früh, guter Treiber i 
er rg eb Blume TER 5 N zu empfehlen . 5 r 1 
anorama, 3 a e. Einfache weiße. 

b. Doppelte roſenfarbige. - 2 in 
aGrossfürst, dark gefüllt, grohglodig. u. 5 Ohne We dee b 1 55 » 
aaLord Castlereagh, ſchün . BR: 3 | aaGrandeur Triomphante, großglodig.... 2% 
aaPrinzenrose, treibt leicht, ſch e üb, vielglodi 1 
aaRose bouquet aimable, ſehr leicht z. Treiben 33 auen ſolle bante, früh, m . 14 

e. Doppelte blaue aaMadame de Tayllerand, a glich... 7% 
5 * aapigeon, vielglockig, ſchöne Blume 21 
aaa le mode, ee 1 43 aaPrinz 4 Gallizin, vielglockig, ſchͤn ... 4 
aaBleu Fonce, treibt leicht, zu empfehlen. 4 8 ſchöne Blum 4 
aBouquet pourprö, vorzüglich ſchöne Blume, Te ae . ſchön * 40 
r 1 . 2 an 
aaDuchesse de Normandie, ſehr früh... 3 eK 8 gelbe. 5 
aCapitain General, großglockig, ſchön.... 4 |. 0 11 TE 
aKönig der Niederlande, große vielglockige auge an! ae In 3 
Blume, ſehr zu empfehlen I be Bbachinund ring, Bepreiee Sroug, K 
aLord Wellington, groß und fhön..... 3, | ala pluie d’or, ſchwefelgelb . BAER 2 
aaRose de Riga, ſehr früh, ſchöne Blume 24 Frühe Tulpen zum Treiben. 
aRoi de Magor, großglodig, ſchön 3 |aa@infadie Due van Toll, ſehr früh ... * 
Violet F 05 alra schöne Bl 33 aD Toll, gelb, neu 4 
aViolet Fonce, extr ume aDuc van Toll, gelb, naa 
d. Doppelte weiße. aDuc van Toll, Sofa, u.. 4 
aaAnna Maria, Prachtblume mit purpur.. 44| aaDoppelte Tonrnesol, rothbraun mit gelb 
aConstantia Elisabeth, mit ba, ſchön 3 bordirt, beſonders ſtarke Zwiebel 2 
aGekrönt Juweel von Haarlem, ſchön .. 4 75 
7 — win — win i 2; un b 31 N — 5 zu 
a 858 A Doppelte, im alterichönften Rummel, die 
7 8 St. Rthl. 
pr rn RN le, wee * j Einfache, im allerſchönſten Rummel, die 
— dr, schine Bun een ekbsdsene 1 100 Stück 2 Kthl. 
€ ſache Hyaeinthen mit Mamen Monſtreuſe Tulpen d. 100 Stück 2 Rthl. 
u br ö > : Tazetten zum Treiben 
. Dunkelrothe. aaGrand — d'or en ſehr früh 3 
en — 7 7 PER 33 aStaatengeneral, weiß mit ſchwefelgelb 0 8 
2 r 4 aalarseiller Tacetten, ſehr früh und zu 
seen: AT ul Weihnachten blühend 2 
aBelle Adele, vortrefflicher Geruch 4 ? 
aaBouquet tendre, Prachtblume, extra... 6 Doppelte Warciffen. 
aaCharlotte Mariane, ſchön, zu empfehlen. 4 aalncomparable, gelb. -eeseereen« 1} 
aDiebitsch-Sabalkansky, vielglockig, ſehr b aa0range Phoenix, an aer en 
zu empfehlen 4] aaSulphur Phoenix, ſilber farben. 
aa Gellert, hochroth, Pen mr LEO 3 Crocus. 
aal’ami du coeur, feurigroth, extra. 8 A 
aala plus aimable, extra ſchöne Blume und Gelbe, große, extra. d. 100 Stück 15 Sgr. 
. 5 | Blaue, große, tra „ 15 „ 
aaMonsieur de Faesch, dunkelroth, viel⸗ Schotliſche, gereifte 5 — ” 
. ’ „ 
Rockig und ſehr zu empfehlen 2 E. 7 David Ricio, ſchwarzblau neuà Dtzd. 4 Sgr. 
a Prinzessin v. Sachsen-Weimar, ſchöne Groß bunte, d. 100 Stück 18 S 
Blume, ſehr zu empfehlen 5 — 5 r neu u tz 4 Sgr. 
h. Einfache roſenrothe. 3 ee \ 
ala Baleine, ae 1225 8 80 Knie: 5 Anemonen, doppelte, 
ee, ſehr großblumig und im ſchönen Rummel à 100 Stück 2 Kthl. 
/ ĩ˙ꝶ§ͤꝗ§ð³Z⅝ 6 64 Uanunkeln doppelte 
5 22 1 J J 
e adlan, ſcho ne im ſchönen Rummel a 100 Stk. 1 Rthl. 5 Sgr. 
aTalma, vielglodig, ſchöne Blume, ſehr zu Große türkiſche Manunkeln. 
empfehlen. aMerveilleuse, gelbe. 1 
e. Einfache dunkelblaue. aRomano, feuer rot 3 
aaAppius, große ſchöne Blume, faſt ſchwarz 4 Kaiserkrone im Rummel 2 


j Ueber das Einlegen und Treiben der Blumenzwiebeln in Zimmern, wird eine gedruckte 
Anleitung auf Verlangen gratis beigegeben. 


Eduard Monhaupt. 


ür Männergeſangvereine! 


In Carl bi Commiſſions⸗Verlag in Leobſchütz erſchien fo eben und iſt durch 
alle Buch⸗ und Muſikhandlungen zu beziehen: 


„Deutſchland, deine Kinder bluten!“ 


Gedicht von A. Bruck, für 2 vierſtimmige Männerchöre componirt und dem Männergeſang⸗ 
Verein in Leobſchütz gewidmet von N Kariger, 3. 3. Liedermeiſter. Partitur 4 Sgr. 9 
(Der Rein⸗Ertrag iſt für Schleswig⸗Holſtein beſtimmt.) 


r 


Indem ich mein am hiefigen Plage (Obermarkt Nr. 19) etablirtes Eigar⸗ 
wren, Nauch⸗ und Schnupftabak⸗, mit dem gleichzeitig damit verbun⸗ 2% 
denen Commiſſions⸗, Speditions⸗ und Incaſſo⸗Geſchäft allen = 
GB meinen geehrten Geſchäfteſteunden zur gefälligen Kenntnißnahme und Beach⸗ 
kung ergebenſt anzeige, empfehle mich gleichzeitig zu Commiſſionen jeder 
© Art, und wird jeder Zeit mein eiftigſtes Beſtreben fein, das mir geſchenkte 


65 
Vertrauen durch reele, prompte und billige Bedienung zu rechtfertigen. = 
Götlig, im Auguft 95 8 N. H. Fröhlich. 8 
Sessel 0 
Eine Partie direkt von Bordeaux eingegangener 


8988888 
igener Rothweine find wir beauftragt 
welt unter dem Calculations⸗ Preiſe 9 
conſervirt und durchaus rein. Gebrüder Staats, Karlsſtraße Nr. 28. 


zu verkaufen. Die Weine ſind gut 
Engliſche Patent⸗Gamaſchen 


von Macintoſh u. Co. in London, empfing: : Painauer jun. 
: Ohlauerſtr. 79, in den 2 golbnen Löwen. 


Hecht Engliſch Porter⸗Bier 


in wirklich vorzüglicher Qualität, empfiehlt: 
Der Braunſchweiger Keller, Oblauerſtr. 5,6, zur Hoffnung. 


Das aͤcht perſiſche, Inſekten und Ungeziefer 
tödtende Pulver, 


d Packet 10 Sgr. und 6 Sgr. ; 
12 Packete Ed 3 ird und Nr. 2 1 Kiste, 24 Sor. if wieder vorräthig bei: 
var 


Groß, am Neumarkt 42. 


Druck und Verlag von Graf, Barth und Comp. 


» fo fortführen werde, daß Jeder der mich beehrenden Gäſte einer prompten und billigen 
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gütigen Beachtung. 


Novitäten 
aus dem Bücherlager von Graß, Barth u. Comp. in Breslau, 
errenſtraße Nr. 20. 
Noſenkranz, Dr. Karl, Syſtem der Wiſſenſchaft. Ein philoſophiſches Encheiridion. 
(Verlag der Gebr. Borniräger in Königsberg.) gr. 8. geh. 2% Rtl. 
Mundt, Theodor, die Staatsberedſamkeit der neuern Völker. Nach der Ent⸗ 
wickelung ibrer Staatsformen dargeſtellt. te Auflage. (Verlag von A. Gury in Berlin. 


8. Geh. 20 Sgr. 5 
Franz ar Baader's ſämmtliche Werke. XiIr Bd. (Der nachgelaſſenen Schriften 
Ir Band. Enthält: Tagebücher von 1786 bis 1793, nebſt einem Fragment über die 
(Verlag von H. Bethmann in Leipzig.) gr. 8. geh. 2 Nil. 


Kant'ſche Philoſophie. 
Deſſen Kleine Schriften. l gun Dr. Franz Hoffmann. 2te vermehrte Ausg. 
. geb. tl. 


(Verlag Ebendaſelbſt.) gr. J 
Ho Bun. Dr. Neun lord. öffentl. Profeſſor in Würzburg), Vorrede zu Franz 
Baader's Kleinen Schriften. (Verlag Ebend.) gr. 8. geh. 20 Sgr. g 
Organ für deutſches Gemeindeweſen. Herausgeg. von einem Verein ven Gemeinde: 
Beamten unter der Verantwortlichkeit der Verlagshandlung. Ir Band. (Romberg's Ber: 
lag in Leipzig.) gr. 8. geh. „Rll. in 8 
Handelsarchiv. Sammlung der neuen auf Handel und Schifffahrt bezüg⸗ 
lichen Geſetze und Verordnungen des In⸗ und Auslandes, fo wie ſtatiſtiſcher 
Nachrichten über den Zuftand und die Entwickelung des Handels und der Induſtrie in 
Deutſchland und deffen Abſatzgebieten. Nach amtlichen Quellen heiausgeg. von v. Viebahn 
und Saint Pierre. Jahrgang 1850. 18 Heft pro II. Semeſter. 2½ Rtl. gr. 8. geh. 
(Verlag von G. Reimer in Berlin.) , 

Langethal, Dr. Chr. Ed., Geſchichte der deutſchen Landwirthſchaft. Ar Bd. 
gr. 8. geh. 2½ Rtl. (Verlag von Luden in Jena.) 0 

Diezel, C. E., Erfahrungen aus dem Gebiete der Niederjagd. gr. 8. geh. 
1% Rtl. (Kommiſſ. Verlag von Pergay in Aſchaffenburg.) 

Hauschoralbuch. Alte und neue Fhoralgeſänge mit vierſtimmigen Harmonien und 
mit Texten. te Aufl. ar. 8. geb. , ar. (Verlag von Bertelsmann in Gütersloh.) 
Siebeck, Aug., Kleine Kompoſitionslehre für Freunde und Freundinnen der 

Tonkunſt. Leicht faßlich dargeſtellt, mit ausführlichen Beiſpielen und nöthigen uebungs⸗ 
Aufgaben für den Selbſtunterricht verſehen. gr. 8. geh. 1% Rtl. (Verlag von Laupp 
in Tübingen.) 
Im Verlage von Graß, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln ift er⸗ 
ſchlenen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen, in Brieg durch J. F. Biegler: 


Special⸗Karte 
der königl. preuß. Provinz 
Schleſien und der Graſſchaft Glaz, 


chneider, 


+ 


Ober⸗Feuerwerker in der königl. preuß. 6, Artillerie: Brigade, 
Mit beſonderer Hervorhebung der vorhandenen und im Bau begriffenen Eiſenbahnen, 
der Staats⸗ 


und Privat:Ghauffeen, Klesſtraßen und Kommunikatlons⸗Wege. 
4 Fuß 4% breit, 3 Fuß 13“ Rheinl. hoch, in 4 Blättern. 
Preis illuminirt 4 Mtl. 
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ont 0 B ich er- Fabrik 
von Julius Holerdi & (2 


Breslau, Ring (Naschmarkt Seite) Nę 43. 
hält das größte Lager — 
ſauber linürter und unliniirter 


Conto⸗Bücher, 


für jede Branche paffend, zu foliden Preiſen. — Engros⸗Käufer erhalten einen ange: 
meſſenen Rabatt. 6 


Gaſthofs⸗Empfehlung in Dresden. 


Einem bochgeehrten reiſenden Publikum die ergebenſte Anzeige, daß ich den Gaſthof zum 
großen Nauchhaus, Scheſſelgaſſe Nr. 8, käuſtich an mich gebracht, und unter der Firma: 


Preußiſcher Hof 


Bedie⸗ 


nung verſichert ſein darf. 
Dresden, den 1. Juli 1850, 


Georg Bichelmann. 


Das ſeit einer Reihe von Jahren in Poſen 55 mich geführte Hotel habe ich aufgegeben, 1 


und dagegen das früher ſo ſehr frequente Gaſthau 


zu den drei Bergen, Buͤttnerſtraße 


hierſelbſt übernommen. — Die totale Umgeſtaltung des Hotels, deſſen elegante 
richtung iſt vollendet, und eröffne ich daſſelbe heut unter der Firma 


Laute's Hotel zu den drei Bergen. 


Ich empfehle mein Etabliſſement allen hohen Herrſchaften und dem hochgeehrten retſenden 
ublikum, lade zu geneigter Frequenz ein, und werde mich bemühen, meinem und dem alten 


Le Freskan, den 23. Kuga 1850, FJ. M. Laute. 
Häuſer⸗ und Seifenſiederei⸗Verkauf. 


Meine beiden am Markt gelegenen, an einanderſtoßenden maſſiven Häufer, welche 
im allerbeſten Bauzuſtande, mit allen Bequemlichkeiten verſehen find, will ich, 
ohne Einmiſchung eines dritten, aus freier Hand verkaufen; dieſelben enthalten 12 
Stuben (davon 2 derſelben die ſchönſte Ausſicht nach dem Gebirge und der Schnee⸗ 
koppe gewähren,) Verkaufsgewölbe, Gewölbe, Keller mit Brunnen und Bodengelaß, 
auch gehört ein Bier und Sbſtgarten mit 130 guten tragbaren Obstbäumen, und 
Scheffel Ausſaat Acker dazu. In den beiden dazu gehörenden Hinterhäuſern iſt die 
Scifenfiederei auf das bequemſte eingerichtet und ſeit 50. Jahren betrieben worden. 
Die Hälfte des Kaufpreiſes kann ſtehen bleiben; darauf Reflektirende belieben ſich in 
portofreien Briefen oder perſönlich zu melden bei dem Eigenthümer Friedrich Ju⸗ 
lius Herrmann in Schmiedeberg. 


Nr. 33 


comfortable Ein⸗ 


a eu SER 


Um vielen durch den jüngſten Beſchluß des Gewerberathes an mich ergangenen Anfragen zu 
® begegnen, zeige ich hierdurch meinen geehrten Kunden ergebenft an, daß ich 


nach wie vor in meinem Geſchäfts⸗Lokale 


Schweidnitzer Straße Nr. 50 


E Beſtellungen 3 
= auf anzufertigende Kleidungsſtuͤcke jeder Art, 


annehme, und auf's Prompteſte ausführe. — Gleichzeitig empfehle ich mein bereits für die nahende 
Herbſt⸗Saiſon in Stoffen und fertigen Herren⸗Garderoben aſſortirtes Lager einer 


S. Silbermann, 


Schweidnitzer Straße Nr. 50. 


een see en Re 


a Commis⸗Stelle. 
Ein Commis (gewandter Verkäufer) erhält 
fürs Material: und Kolontal⸗Geſchäft Stellung 
durch das Comtoir von 
Clemens Warnecke in Braunſchweig 


Mercadier Fabre's 


aromatiſch⸗ medieiniſche Seife: 
Dieſe, nach den Zeugniſſen der berühmteſten 
Herren Aerzte gegen rheumatiſche und gichtiſche 
Affektionen, gegen Flechten, Sommerſproſſen, 
Hautſchärfen aller Art, ſowie gegen ſpröde, 
trockene und gelbe Haut, ſich ſo vielfach be⸗ 
währte Seife, welche ſich auch noch beſonders 
zu einer vortrefflichen Toiletten- und Bade⸗Seife 
eignet und daher zur allgemeinen Anwendung 
zu empfehlen iſt, habe ich dem Herrn S. G. 
chwartz in Breslau, Ohlauerſtraße Nr. 21, 
zum Verkauf übergeben, wo dieſelbe in grünen 
verſiegelten Packetchen, das Stück zu 5 Sgr., 
mit der Dr. Gräfe'ſchen Gebrauchs⸗Anweiſung 
verſehen, zu haben iſt. 
J. G. Bernhardt in Berlin. 


Eine ſchön konſtruirte Prägemaſchine (Fall⸗ 
werk) iſt zu verkaufen: am Rathhauſe Nr. 10. 


e. 
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Ein junger Mann, welcher mehrere Jahre in 
einer Manufaktur⸗ und Band⸗Handlung kondi⸗ 
tionirt hat und mit guten Zeugniſſen verſehen 
iſt, kann zu Michaelis dieſes Jahres ein Unter⸗ 
e kommen finden. Nähere Auskunft ertheilt die 
Handlung H. G. Bruck in Frankenſtein. Adreſ⸗ 
ſen werden franco erbeten. 


Zu verkaufen 
eine Partie leere Gebinde in Eiſenband zu 4 
bis 8 Eimer: Junkernſtraße 31. 


Empfehlung für Bruſtkranke. 


Schon ſeit längerer Zeit kämpfte ich mit einem Bruſtübel, welches von Tag zu Tag ſchlim⸗ 
mer wurde, ſo daß ich ſchon alle Hoffnung verloren, je wieder meine Geſundheit zu erlangen, 
da ich viele ärztliche Mittel dagegen angewendet, ohne den geringſten Erfolg. — Endlich rieth 
man mir, das berühmte curative Mittel gegen die Bruſtkrankheit, Schwind⸗ und Lungenſucht zu 
gebrauchen, welches bei dem Commiſſinair Herrn Friedrich Winther, Schulterblatt Nr. 15, 
vor Hamburg, die Flaſche nebſt Gebrauchszettel für einen holländiſchen Dukaten und 8 gute 
Groſchen zur Emballage, zu bekommen ſei. Sogleich ließ ich mir eine Flaſche davon holen und 
gebrauchte es vorſchriftsmäßig; bemerkte nach Ausbrauch derſelben bedeutende Linderung meines 
üebels, worauf ich den Gebrauch noch einige Zeit fortſetzte und nun zu meiner großen Freude 
veröffentlichen kann, daß ich durch dieſen herrlichen Trank meine Geſundheit wieder erlangt habe. 
— Dies zur Nachricht für alle Bruſtkranke. 

Schulterblatt Nr. 6, vor Altona, den 23. Februar 18419. 

Peter Eckhoff, Gaſtwirth. 


* * — — — — 

Zeugniß. Die Pflicht der Dankbarkeit fordert mich auf, dem Herrn Commiſſtonatt 
Friedrich Winther, Schulterblatt Nr. 15, vor Hamburg, bierdurch öffentlich für das bei 
ihm in Commiſſion zu habende Heilmittel für Bruſt⸗ und Auszehrungsleiden ein empfehlendes 
Zeugniß auszuſtellen. Die außerordentliche Wirkſamkeit deſſelben hat ih an mir, der ich feit 
Jahren an den unvermeidlichen Folgen meiner Berufsarbeit, der ſogenannten Steinbrecherkrank⸗ 


® 
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heit, d. h. Auszehrung, gelitten habe, und die zu heilen alle ärztliche Kunſt ſich bisher vergeb⸗ 
lich bemüht hat, auf die wohlthätigſte und heilſamſte Weiſe bewährt. Indem ich daher Herrn 
Winther meinen innigſten Dank aus der Ferne zurufe, erſuche ich ihn zugleich mit der Bitte, 
durch Veröffentlichung deſſelben die Aufmerkſamkeit aller meiner an dieſem Uebel leidenden Mit⸗ 


menſchen auf dieſes Heilmittel zu ihrem Wohle 


hinzulenken. Der Preis einer Flaſche nebſt Ge 


brauchszettel beträgt einen holländiſchen Dukaten und 8 gute Groſchen zur Emballage. 
Reichſtein bei Königſtein, im Königreich Sachſen, am 17. März 1849. 


Traugott Franz, Steinbrecher. 


Herrn Fr. Winther in Hamburg, Schulterblatt Nr. 15. — Ew. Wehlgeboren ſage 
ich hiermit meinen ſchönſten und innigſten Dank für Ihr curatives Mittel gegen die Bruſtkrank⸗ 
heit, Schwind und Lungenſucht. Meine Tochter iſt jegt fo gefund wieder, daß ich herzlich mich 


freue, wenn ich ſie anſehe. 


Ich wußte doch ſonſt gar keinen Rath mehr für fie, bis ich von 


Ihrem Mittel in den Anzeigen las und es mir gleich darauf verſchaffte. Dies nehmen Sie als 


Zeugniß von Ihrem 
Morſum, den 25. Juni 1850, 


Caſten Suhr, Höfner in Morſum, Amt Weſten. 


Ein geübter, wo möglich der deutſchen und 
volniſchen Sprache mächtiger Kellner ſindet ſo⸗ 
fort oder auch vom 1. Oktober d. J. ab gegen 
angemeſſenes Gehalt ein Unterkommen bei dem 
Reſtaurateur Hoffmann in Poſen, Breslauer 
Straße Nr. 9, und werden Offerten mit guten 
Zeugniſſen daſelbſt franco erwartet. 


Baldige Beſtellungen auf ächten 


Chili⸗Guano 


(Vogeldünger) ab Stettin führen prompt aus 
Petrick und Comp. in Breslau, 
Schmiedebrücke Nr. 21. 


Mitwoch den 21. Auguft hat ſich von Ro: 
ſenthal bis Breslau ein weißer Fleiſcherhund, 
mit ſchwarzem Fleck an einem Auge und zwei 
ſchwarzen Flecken am Rücken, verlaufen Wer 
denſelben in Breslau, Burgfeld Nr. 14 bei 
Herrn Deſtillateur Jung wiederbringt, erhält 
eine gute Belohnung. 


Abzuholender 5 

Ein großer ſchwarzer Ke ulldogg⸗ 
Race) hat ſich den 21. August auf dem Feei⸗ 
burger Bahnhöfe bei den letzten Steinkoblen⸗ 
Niederlagen eingefund . Der Eigenthümer 
kann ihn innerhalb acht Tagen gegen Erſtat⸗ 
tung der Futterkoſten , Faſertionsgebübren und 
Erſatz des Scharen! en er angerichtet hat, 
zu jeder Tageszeit in Empfang nehmen. 

Vom Zwingerplaß Über die Promenade dis 
zur Nritolawvorftebt und von vort bls Tauen⸗ 
zienſtraße Nr. 60, ft eine Broche von Türki⸗ 
fen, Granaten und Perlen verloren gegangen, 
Der Ueberbringer erhält eine angemeſſene Be: 
lohnung: 

Tauenzienſtraße Rr. 63, drei Treppen hoch. 


Zwei freundliche Wohnungen von 5 und 2 
tuben mit Zubehs K a 
tenſtraße Nr. 0 find zu vermiethen Gar 


Zu vermiethen 
find Hummerel Nr. 51 im 2ten Stock 2 Zim⸗ 
mer nebſt Beilaß an ftille und ſolide Mielher. 


Im Tempel ſi ö 
garten ind mehrere gut möblirte 
Zimmer zu vermiethen. 


Börſenberiehte. 
Breslau, 23. Auguſt. (A mtli ch.) Geld“ 


Rand⸗Dukaten 96 ¼ Br. Kaiſerliche Dukaten 
12 Br. Polniſch Courant 96% Br. 
Prämien⸗Scheine 111 Br. 
000 Rthlr. 3½% 86 , Br. Breslauer 
Poſener Pfandbriefe 4% 101%, Br., neue 
Rthlr. 3 ½ % 


Neue ſchleſiſche 


a 500 Fl. 81 ld. 


ceichiſche Banknoten 88 Br. 
Weft ehe 10 5 Br 
Stadt⸗Obligationen 
3½ % 91“, Br. 


Freiwillige preuß. A 


96¾, Br., Lit, B. 4% 10174 Br., 325 


1 £ „Obligationen 807 
96 Gld., neue 96 Br. Polniſche wdbrſefe 40% h 


ing 2, Kikotaifte. 80, 2 tft ar 
meine Wohn K igt. 
Kanzteijimmer, 3 Benfer Blifoiolfit., neh ine 
und Entree, find mit und ohne Möbel beim 
Haushälter zu vermiethen. 


hau, R.⸗Anwalt und Notar. 


Fremden⸗Liſte von Zettlitz's Hötel. 

Domainenrath di Dio, Kaufmann Lubow, 
Juſtizräthin Jung, Generalstieutenant v. Below 
und Frau Apotheker Spohrmann aus Berlin. 
Oekonomierath Rothe aus Liſſa. Madame Schultze 
aus Dresden. Hausbeſ. Schreiner und Selnitz 
und Rentier v. Sonnlichturm aus Wien. Maſot 
v. Funck aus Schrimm. Herr Schulze Röhling 
aus Herrenhut. Kaufm. Röthgen aus Hamburg, 
Kaufm. Hardt aus New⸗Hork. Kaufm. Brook 
aus Magdeburg. Kaufm. Kramer aus Erfurt⸗ 
Kaufm. Hordluzke aus Warſchau. Baron v. Canit 
aus Woislowitz. Frau Liebig aus Reichenbach 


Markt ⸗Preiſe. 
Breslau am 23. Auguſt 1850. 
feinfte, feine, mitt. ordin. Waare 


Weißer Weizen — 60 56 45 Bor 
Gelder dite 60 57% 55 45 . 
Roggen 44 42 39% 38 5 
Sf, — 28 W % 28 5 
Hafer 19 . 
Erbſen .— 55 53 50 8 
Raps „„ 81 7 1 
Sommer Rübſen 73 71 70 66 e 
Weiße Kleeſaat 10% 9 8 6-7 Hr 
Spiritus 75/ bez. u. Geld. 

Die von der Handelskammer eingeſetzte 

Markt⸗Kommiſſion. 


Rüböl auf Lieferung 11 ½ Rtl. bez. u. Gld⸗ 

Zink ohne Handel, 500 Ctr. loco zu 4½ Rll 
degeben. 
— . ä±—ù—wüf nn oe 
22. u. 23. Auguſt Abd. 10 u. Nrg. b u. Nam. 2. 
Barometer 779,18” 3770,10” 7 8 01 
Thermometer ＋ 14,3 ＋ 11,8 7 27 


Windrichtung NRW E 
Luftkreis : wolkig wolkig g peiter 


‚und Fonds⸗Courſe: 


; diſche⸗ 
Friedrichsd'or 113 ap 


% Br. Louisd'or 
Seehandlungs 
Gl. Staats⸗Schuld⸗Scheine per 
4% 99 Gd. Großherzogli 
Schleſiſche Pfandbriefe à 1 

3%, Br. Alte polniſche Pfandbrieſt 
„ Br. Polniſche Anleihe 183 
Neue Staats⸗Anle 


ha 


101 Br. 


4% % 90% Br. — Eifenbahn⸗ Aktien: Breslau⸗Schweidnigzer⸗ Freiburger 4% 74% Gl, 
Paget 4% — — Oberſchleſiſche Litt- A. 108 ½ Gl., Lit. B. 104%, Gb. Krakau-Ober 


ſchleſiſche 70 6 Gld. Niederſchleſiſch⸗Markiſche 83 


Br., Priorität 5% 104% Br. Serie II. 


103% Br. Neiſſe⸗Brieger 105 . Köln⸗Mindener 96 ¼ Gld, Priorität 10374, Br. Fried“ 


rich » Wilhelms + Nordbahn 40 
Berlin, . 8 
gen Effekten meiſtens unverändert, 
baue 4 08 8 
kau⸗Oberſchleſiſche lo * 
Nordbahn 441 a 407% bez. 
82% à 83 bez. und 
102 ½ bez. 
108 4 5 11 B. 3 0 104 Y Gld. 
Scheine 110% Gld. 
ale 98 ½ bez. 88 Glo. 


Polniſche Partial⸗Obligationen à 500 Fl. 


ber. Comptanten etwas höher. 
5% Metal, 965% bie 5 


Köln-Mindner 0 3% bez, Prior. 5% 103%, bez. 
70 bez. and Be, Feiert 80 Br. Feel 
und Gld., Prior. 5% 98 Br. 
ld. Priorität 4% 94%, 
NiederſchleſiſchMärkiſche Zweigbahn 4% 
5 Geld⸗ 
Anleihe 5% 1067 bez. Staats. Schuld » Scheine 3. 9 86 
poſener Pfandbriefe 4% 101 Br. 3½% 91 ld. 
Polnische Pfandbriefe alte 4% 90 Gld., neue 4% 95%, 
: 4% 817%, bez. und Br. a 300 F. 137 Br. 

Wien, 22. Auguſt. Das Geſchäft in Fonds und Aktien matt. Die Courſe drückten 
bei Bank⸗ und Nordbahnaktien. Wechſel unverändert, jedoch zur Notiz mehr Nehmer als 


4% Metal. 84½¼ bis 3,5 Nordbahn 111¼ bis 75 


22. Auguſt. Friedrich Wilhelms Nordbahn waren merklich niedriger, die übri⸗ 
einige — namentlich Krakau Oberſchleſiſche E. k. — höher. 


ar 
Friedrich⸗Wilhelmé“ 
Niederſchleſiſch⸗ Möse 7 
bez., Prior. 5% 103 % bez, Ser. III. 6% 
2 Br. Oberſchleſiſche Litt. A. 3% % 
Fon d6 : Gourfe: Freiwillige Staa” 
a bez. Seehandlungs » Prämi, 
Preußische Bani d. 
or 

ſich 
Ge⸗ 


und 


Hamburg 2 Monat 17174, 5 Lendon 3 Monat 11, 37; Silber 115 . 


Redakteur: NIimb e. 


— 


